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Vorwort
von Klaus Bahlo

Bei ihren Entscheidungen zur „A bw as­
serbehandlung im ländlichen Raum" 
müssen die abwasserbeseitigungs­
p flich tigen  Gemeinden eine Vielzahl 
finanzie lle r, technischer, gewässergü­
tew irtschaftlicher, rechtlicher und so­
z ia ler Aspekte berücksichtigen. Die 
Norddeutsche Naturschutzakadem ie 
w ill m it ihren Veransta ltungen zu d ie ­
sem Thema einen Beitrag zur Förde­
rung einer naturnahen und um w e ltve r­
träg lichen  Beseitigung des Abwassers 
leisten. Dazu w ird  die sachliche Diskus­
sion m it Gemeinden, Fach- und Ge­
nehm igungsbehörden, beratenden 
Fachleuten und engagierten Bürgern 
gesucht.

1991 und 1992 w urden an der N ord­
deutschen Naturschutzakadem ie in 
Schneverdingen Tagungen m it den 
Themen „Bau und Funktion von Pflan­
zenkläran lagen" sowie „D ezentra le  
Abwasserbehandlung im ländlichen 
Raum" durchge führt. Die Vortragsm a­
nuskrip te  w urden in den NNA-Berich- 
ten  (H eft 3/1992) zusamm engestellt. 
M it dem vorliegenden Band w erden 
nun auch die Referate von 1993 in 
Schneverdingen und 1994 in Duder- 
s tad t zum selben Themenbereich ver­
ö ffe n tlich t.

Über die D urchführung von Veran­
s ta ltungen hinaus w ird  seit 1990 bei der 
Norddeutschen Naturschutzakadem ie 
durch den Betrieb eines bewachsenen 
Bodenfilte rs m it nachgeschaltetem 
Teich zur Reinigung des anfa llenden 
Abwassers eindrucksvoll dazu beige­

tragen, daß die Konzeption der na tu r­
nahen Abwasserreinigung im länd li­
chen Raum zunehmend fachliche A ner­
kennung finde t.

In Niedersachsen w ird  der zentralen 
Abwasserbeseitigung in der Regel der 
Vorzug gegeben. Langfristig werden 
aber e tw a 10% der Bevölkerung nicht 
an zentra le  gemeindliche Kläranlagen 
angeschlossen werden können, so daß 
ortsbezogene Verfahren zum Einsatz 
komm en müssen. Die Referate und Dis­
kussionsbeiträge ließen in fo lgenden 
Punkten w eitgehende Übereinstim ­
mung deutlich  werden:
■ In der Regel können durch eine O p ti­
m ierung der Abwassersammlung und 
-ab le itung zum Teil erhebliche Kosten­
einsparungen erzie lt werden. M it H ilfe 
von Kostenvergleichsrechnungen, in 
die Investitions- und Betriebskosten m it 
entsprechenden Abschreibungszeiten 
eingehen, können die kostengünstig­
sten Lösungen aus verschiedenen Va­
rianten der Abwasserbeseitigung er­
m itte lt werden. A llerd ings werden 
hierzu die bestehenden Planungs­
grundsätze zur Abwasserbehandlung 
im ländlichen Raum zum Teil geändert 
werden müssen.
■ Von der M ög lichke it der Kostenopti­
m ierung w ird  gegenwärtig , vor allem 
auch in den neuen Bundesländern, 
noch w en ig  Gebrauch gemacht. Um 
auch den ländlichen Raum sofort an der 
Verbesserung der Abwasserbeseiti­
gung te ilhaben zu lassen und einer Sta­
gna tion  bei den Investitionen entge­

genzuw irken, sollten hier verstärkt de­
zentra le  M ög lichke iten  der Abwasser­
re in igung  g enu tz t werden. Der Zusam­
menschluß vieler, zum Teil sehr k le iner 
Gem einden zu großen Abwasserver­
bänden fü h r t in den neuen Bundeslän­
dern bei der derze itigen N eustrukturie­
rung der Abwasserbeseitigung n icht 
im m e rfü r alle Bete ilig ten zu zu frieden­
stellenden Konzepten.
■ Angesichts des desolaten Zustandes 
der meisten Hauskläranlagen auf dem 
Lande kann die Abwasserreinigung in 
m odernis ierten und regelm äßig gew ar­
te ten  Klein- und Ortskläranlagen in 
w e iten  Bereichen erheblich zur Verbes­
serung der W asserqualität k le iner 
Oberflächengewässer beitragen.
■ Kleine K läranlagen sind nicht mehr 
nur als N otbehe lf anzusehen. Bei de­
zentra len Lösungen sollten dort, w o 
ausreichende Flächen zur Verfügung 
stehen, m öglichst einfache, w artungs­
freund liche  und energiesparende Klär­
verfahren e ingesetzt w erden. Hier bie­
ten  sich a ltbekannte , bew ährte  und 
den Erfordernissen des ländlichen 
Raumes angepaßte Verfahren der 
Land- und Teichbehandlung an.

Anschrift des Verfassers

Klaus Bahlo
Fachhochschule Nordostniedersachsen 
Fachbereich Bauingenieurwesen 
(W asserwirtschaft und 
U m w elttechn ik)
29556 Suderberg
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Abwasserbehandlung auf dem Land -  
Innovation oder Stagnation?
von Adam Onken

Die Abwasserbehandlung steckt offen­
sichtlich in einer Krise. In den letzten 
Monaten häufen sich Hiobsbotschaften 
über die Kostenexplosion beim Bau von 
Kläranlagen und Kanalisationen. Kom­
munen verlangen, um finanziell über 
die Runden zu kommen, m itunter An­
schlußbeiträge von Anliegern, die fast 
einer Enteignung gleichkommen. In 
vielen Gemeinden haben inzwischen 
die Abwassergebühren die 10-DM- 
Grenze erreicht oder überschritten. In 
einer Gemeinde des Hunsrücks werden 
bereits 15 DM procbm bezahlt. Die Bun­
desregierung räumte kürzlich ein, daß 
in manchen Fällen überzogene Planun­
gen zu einem Gebührenbedarf von 
über 30 Mark pro cbm geführt haben1. 
Einige Landesregierungen zogen des­
halb bereits die Notbremse und verord- 
neten Obergrenzen für die Gebühren 
und Beiträge. Wer allerdings dann die 
Zeche zahlt, bleibt unklar.

Woran liegt es, daß Abwasser vor al­
lem auf dem Land zu einem Reizthema 
erster Ordnung geworden ist? Sind es 
vor allem die honorarbewußten Inge­
nieurbüros, die Kanalnetze, Kläranla­
gen und Regenbecken zu groß dimen­
sionieren, oder sind es zu anspruchs­
volle Überwachungswerte, die die Ko­
sten in die Höhe treiben?

Diese häufig genannten Ursachen 
sind sicherlich von Bedeutung, sie tre f­
fen nach meiner Ansicht aber nicht den 
Kern des Problems. Dieses sehe ich eher 
darin, daß große Ingenieurbüros, die 
ihre Kapazitäten vor allem durch Pla­
nungen im städtischen Bereich aufge­
baut haben, wenig Neigung zeigen, 
sich den sehr anders gelagerten Struk­
turen im ländlichen Bereich in ange­
messener und innovativer Weise anzu­
nehmen und dabei auch neue Erkennt­
nisse der Ökologie des Wasserhaushalts 
und der Stadt- und Landschaftsgestal­
tung in ihre Planungen zu integrieren. 
Sie werden dabei leider bestärkt durch 
eine noch weitgehend homogene und 
unbewegliche Fachbürokratie, die nach 
dem beliebten M otto verfährt: Bloß 
keine Experimente, für die man viel­
leicht später den Kopf hinhalten muß.

So haben wir es immer gemacht!

Es ist ganz wesentlich eine solche Gei­
steshaltung und das Beharren auf tradi­
tionellen Wegen, die die Abwasserwirt­
schaft in die augenblickliche Sackgasse 
geführt haben. Gefördert wird dieses 
Beharrungsvermögen noch durch ein in 
der Wasserwirtschaft besonders dicht 
gewebtes Netz von DIN-Normen, Regel­
werken und allgemeinen Vorschriften, 
die es anspruchsvollen Ingenieuren, die 
noch eine hohe Meinung von ihrer Pro­
fession haben, außerordentlich schwer 
macht, ihren Einfallsreichtum und ihre 
Innovationsfähigkeit voll zum Einsatz 
zu bringen. In jedem Einzelfall müssen 
sie Neuerungen mit enormer Kraftan­
strengung durchpauken, was auf die 
Dauer schwer durchzuhalten ist.

Dieser sehr restriktive administra­
tive Rahmen begünstigt wiederum jene 
Büros, die oft schon auf Grund ihrer 
Größe und des dadurch erforderlichen 
Umsatzvolumens kein Interesse daran 
haben können, sich auf zeitraubende 
individuelle, den örtlichen Verhältnis­
sen angepaßte und vielleicht sogar un­
konventionelle Lösungen einzulassen. 
Sie begnügen sich damit, die auf ihren 
Festplatten gespeicherten Standardlö­
sungen umzusetzen mit den genorm­
ten Richtwerten, die selten für den 
ländlichen Raum passen.

Da in der Vergangenheit das groß- 
volumige und weiträumige Kanalnetz 
mit dem großen Klärwerk das Bild des 
Abwasserwesens (das bereits als Ab­
wasserunwesen apostrophiert wurde2) 
prägte, wird auch heute um fast jeden 
Preis an dieser Produktlinie festgehal­
ten. Naiv wäre es, dabei zu übersehen, 
daß im Schatten großer und teurer Bau­
werke manch Freundschaft gewachsen 
ist, die man inzwischen auch Amigo- 
Verhältnisse nennt. Unter ihnen haben 
Neuerer, aber auch der Bürger und die 
Umwelt allemal schlechte Karten.

Abwasserpolitik mit 
Angstprognosen

Es ist auch nicht zu übersehen, daß die

Abwasserpolitik in Bonn nicht wenig 
zur Verteuerung beigetragen hat. 
Wurde zu Beginn der Abwassergesetz­
gebung Ende der siebziger Jahre noch 
mit überschaubaren Zeiträumen gear­
beitet, die es den Kommunen ermög­
lichten, sich mit ihren Nachrüstungen 
langfristig auf die neue Gesetzeslage 
einzustellen (so vergingen fün f Jahre 
zwischen dem Erlaß des Abwasserabga­
bengesetzes und seiner effektiven Ein­
führung), so überstürzten sich in den 
letzten zehn Jahren die Verschärfun­
gen. Kaum waren etwa Kläranlagen auf 
N itrifikation erweitert worden, wurde 
bereits die Nachrüstung für eine Deni­
trifika tion verlangt. Dazu kamen sehr 
widersprüchliche Signale aus dem 
Umweltministerium, etwa zur weiteren 
Verwertung der Klärschlämme in der 
Landwirtschaft.

Die dadurch verursachten Verunsi­
cherungen konnten leicht genutzt 
werden, um Kommunen mit Angstpro­
gnosen in finanzielle Abenteuer zu 
stürzen. Aber auch die Tendenz in den 
Aufsichtsbehörden, auf jeden Fall auf 
Nummer Sicher zu gehen und die ei­
gene Haut durch möglichst scharfe Auf­
lagen zu retten, nahm zu. Gerade in den 
neuen Bundesländern mit noch jungen 
und unerfahrenen Verwaltungen hatte 
und hat dieses Sicherheitsdenken kata­
strophale Folgen. Es werden mitunter 
Forderungen gestellt, die außerhalb je­
der Verhältnismäßigkeit liegen oder 
auch schlicht unerfüllbar sind, zumin­
dest zu sozialverträglichen Kosten. 
Viele was da insbesondere zum ver­
meintlichen Schutz des Grundwassers 
verlangt wird, ist vielleicht gut gemeint. 
Aber: gut gemeint ist leider o ft das Ge­
genteil von gut.

Abwasserentsorgung am Ende?

Angesichts dieser Anhäufung von un­
günstigen Konstellationen kann den­
jenigen, dem der Wasserhaushalt und 
der flächendeckende Gewässerschutz 
am Herzen liegt, die augenblickliche 
Lage auf dem Abwassersektor nur zu-

1 Bundesm inisterium  des Inneren, In fo ­

dienst Kom munal Nr. 66, Bonn 12. 2. 1993,

S. 40.

2 U w e Ha Ibach, Abwasserunwesen -  ein M il­

liardengeschäft in den neuen Bundeslän­

dern. W asserw irtschaft -  W assertechnik, 

Berlin, O ktober 1992, S. 289.
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Stadt: 100-300 Einw./ha

spez. Kanallänge: 2-3 m/Einw. 
spez. Kanalkosten: ca. 2000 DM/Einw. 

spez. Anteil befestigte Fläche: ca. 50 m 2/Einw.

Land: 20-50 Einw./ha

spez. Kanallänge: 5-10 m/Einw. 
spez. Kanalkosten: 4000-6000 DM/Einw. 

spez. Anteil befestigte Fläche: 100-300 m2/Einw.

Bevölkerungsdichte die Ausgaben auf 
viele Köpfe verte ilen, b le iben sie in 
ländlichen Siedlungen au f re la tiv  w en i­
gen Bewohnern hängen, die zudem 
noch o ft d ie jenigen m itfinanz ie ren  
müssen, die sich als Zuzügler außerhalb 
der Ortskernlage ansiedeln.

Es sind vor allem  die Kanalbauko­
sten, die die Abwasserentsorgung auf 
dem Lande zu einem Luxusgut gem acht 
haben. Und es ist die Philosophie der 
langen Leitungen und die Philosophie 
des no tw end igen  hohen Anschluß­
grades, die zur sozial unverträg lichen 
Kostenexplosion be igetragen haben. 
Das scheint auch die ATV inzwischen er­
kann t zu haben, w enn ih r Geschäfts­
fü h re r schreibt, daß der Drang zur Per­
fe k tio n  hinsichtlich des Anschlußgrades 
abzulegen sei3.

Doch hat die ATV auch eine A n tw o rt 
au f die Probleme, die vor allem m it dem 
und iffe renz ie rten  Sammeln und A b le i­
ten von Niederschlagswasser Zusam­
menhängen?

120 Liter/(Sek x ha) = 60 Liter/(Sek x ha)
Schwankung > 1 : 80 Schwankung > 1 : 300

Wohin mit dem Niederschlag?

A b b . 1. E n tw ä s s e ru n g s te c h n is c h  b e d e u ts a m e  U n te rs c h ie d e  zw is c h e n  S ta d t u n d  Land .

t ie fs t beunruh igen, zumal die Stimmen 
zunehm en, die eine Revision der w e it­
gesteckten Gewässerschutzziele fo r ­
dern und verlangen, bei dem Ausbau 
der Abwasserentsorgung in ländlichen 
Gebieten kürzerzu tre ten .

W er die S ituation aufm erksam  ver­
fo lg t, s te llt fest, daß sich im m er m ehr 
Kom m unen erfo lg re ich  vor n o tw e n d i­
gen Investitionen im Abwasserbereich 
m it dem A rgum en t drücken, sie hä tten  
fü r  diese gew a ltigen  Investitionen kein 
Geld mehr. Bestehende E in le itungsbe­
scheide w erden im m er häu fige r und 
le ichter verlängert. Und die Aufsichts­
behörden stehen re la tiv h ilflos vor e i­
ner A b w e h rfro n t, die bis in die M in is te ­
rien reicht. In dieses Bild fügen sich auch 
nahtlos die Bestrebungen der Bundes­
regierung, den Abwasserabgabensatz 
e inzu frie ren  und aus seiner Funktion als 
A n re iz ins trum ent zu entlassen.

3 5. van  R iesen, H a u p tg e s c h ä fts fü h re r  d e r  

ATV in  d e r  K o rre sp o n d e n z  A b w a sse r vo m  

M a i 94, S. 680.

spez. Kosten Regenwasserbehandlung 

200-300 DM/Einwohner > 500 DM/Einwohner

Besseres Verständnis für den länd­
lichen Raum

Um diesen Stillstand, der ja vor allem 
ein Stillstand fü r die Bemühungen um 
einen besseren Gewässerschutz ist, ab­
zuw enden, scheint es vordring lich, in 
viel sensiblerer Weise, als es bisher ge­
schah, die ländlichen Bedingungen zu 
berücksichtigen, die sich in s ied lung­
stechnischer und siedlungshydro log i­
scher Hinsicht ganz wesentlich von den 
städtischen Bedingungen, die bisher 
das V orb ild  fü r die Entw icklung der A b ­
wasserentsorgung war, unterscheiden.

W ie aus Abbildung 1 hervorgeht, 
fü h r t die unterschiedliche Besiedlungs­
a rt und -dichte ländlicher Siedlungen 
zu hydrologisch und hydraulisch sehr 
bedeutsamen Unterschieden, die, wenn 
sie vernachlässigt werden, zu sehr te u ­
ren Lösungen führen. Die Fakten spre­
chen eine klare Sprache: die höchsten 
Kosten verursacht das Sammeln und 
A b le iten  von Abwasser. W ährend sich 
aber in der Stadt auf Grund der hohen

Es g ib t diese A n tw o rt. Sie muß heißen: 
Regenwasser g ehö rt grundsätzlich 
n icht in einen Kanal. Das w idersprich t 
allen bisherigen Ü berzeugungen, ist je ­
doch die überzeugendste Lösung fü r 
das Regenwasserproblem. Was von 
oben kom m t, sollte auch oben bleiben 
und n icht fü r  teures Geld un te r die Erde 
ge le ite t w erden. In dieser H insicht ist 
ein grundsätzlicher Paradigm enwech­
sel angesagt. Diesem trä g t z. B. das hes­
sischen Landeswassergesetz in seiner 
nove llie rten  Fassung von 1990 in vor­
b ild licher Weise Rechnung, indem  es im 
§ 51, Absatz 3 eine V erw ertungsem p­
feh lung  fü r  Abwasser und insbeson­
dere Niederschlagswasser fo rm u lie rt. 
Für diese Novellierung zeichnete üb ri­
gens kein g rüner U m w eltm in is te r ver­
an tw ortlich .

Es g ib t inzwischen eine Fülle von 
M ög lichke iten, den zum A b fluß  kom ­
menden Niederschlag an O rt und Stelle 
zu versickern oder über oberfläch ige 
Ableitungssysteme ohne B ee in trächti­
gung des A llgem einw ohls, also von Hab 
und G u tfü rd ie  Bewohner sicher zu en t­
fe rnen und dam it g le ichze itig  einen 
Beitrag zu leisten zur S tabilis ierung des 
lokalen Wasserhaushalts. Dabei kön­
nen technisch eher au fw end ige  Sy­
steme w ie  das Mulden-Rigolen-System
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Abb. 2. O berflächenentw ässerung in der K leinstadt A m öneburg/M itte lhessen.

zum Einsatz kommen, wie auch einfa­
chere Ableitungsarten in offenen Rin­
nen, Kandeln und Gräben.

Ein Beispiel fü r eine einfache Ent­
wässerung eines Kleinstädtchens ist das 
Straßenrinnensystem im mittelhessi­
schen Amöneburg (Abb. 2). Dort wurde 
statt einer aufwendigen Sanierung der 
bestehenden Mischwasserkanalisation 
im Zuge der Stadterneuerung ein diffe­
renziertes Betonrinnennetz mit gußei­
sernen Abdeckungen verlegt. Die Rin­
nen entwässern die Straßen und die 
entlang der Straßenzüge liegenden 
Dachflächen, die m it flach verlegten 
Rohren angeschlossen sind. Auf diese 
Weise wurden nachträglich bis zu 75 % 
der Niederschlagsabflüsse vom beste­
henden Mischkanalnetz abgekoppelt 
und außerhalb der Ortslage der natürli­
chen Bachlandschaft zugeführt. Aus der 
realisierten Planung wurden Kosten­
einsparungen von rund 100000 DM pro 
Hektar Erschließungsfläche abgelei­
te t4.

In ländlichen Siedlungen und in 
Neubausiedlungen scheint bisher das 
Äußerste an ökologischem Zugeständ­
nis die herkömmliche Trennkanalisa­
tion im Zweikanalsystem zu sein. Es ist 
dies jedoch die teuerste Lösung und 
gleichzeitig unvereinbar mit den 
Grundsätzen des Gewässerschutzes, 
wenn sie nicht verbunden ist mit Maß­

nahmen zur Rückhaltung und verzö­
gerten Abgabe des Niederschlags durch 
eine Bodenfilterstrecke. Die direkte 
konzentrierte Einleitung aus einer 
Trennkanalisation führt zusätzlich zur 
unvermeidlichen stofflichen Belastung 
zu einer hydraulischen Streßsituation 
im Gewässer, die sich meistens verhee­
rend auf seine Biologie und Morpholo­
gie auswirkt.

Die Regenentwässerung von Sied­
lungsflächen, wenn sie nicht nach 
Schema F und lediglich unter Erschlie­
ßungsgesichtspunkten durchgeführt 
wird, ist eine ingenieurliche Heraus­
forderung. Parzellengenaue Planung 
führt zu äußerst differenzierten Lö­
sungen, die auch die private und öffent­
liche Regenwassernutzung mit einbe­
zieht und geeignet ist, das Ortsbild auf­
zuwerten und den Freiraum ideenreich 
zu gestalten.

Anschluß- oder Einzellösung?

Unter dem Gesichtspunkt Ökonomie 
und Ökologie spricht fast nichts für eine 
Ableitung von Abwasser und den An­
schluß an ein überörtliches Kanalnetz. 
Bei relativ einfachen Planungsabläu­
fen, aber hohen Baukosten für Über­
leitungen sind Verbundsysteme vor al­
lem für das ausführende Ingenieurbüro 
lukrativ.

Die wichtigsten Nachteile in bezug 
auf Abwassertechnik, Grundwasser- 
und Gewässerschutz sowie individuel­
les Verhalten seien kurz aufgeführt:
■ Bei weiter abnehmendem Wasser­
verbrauch (in ländlichen Siedlungen 
mitunter bei 60 l/E • d) ist der Trockenab­
fluß äußerst gering, was zu verstärkten 
Ablagerungen und einer Verschärfung 
von Korrosions- bzw. Dichtigkeitspro­
blemen führt. Angefaultes Abwasser 
führt zu Blähschlamm und zu Proble­
men bei der Prozeßführung in der 
Gruppenanlage.
■ Undichtigkeiten, vermehrt als Folge 
falscher Kanalverlegung5, durch Kana­
lauge selten erfaßbar, führen zu ver­
mehrtem Fremdwasserzufluß (>100%) 
in die Kläranlage bzw. zu Kontamina­
tionen des Grundwassers.
■ Kanalgräben zerschneiden den Bo­
denverbund und führen insbesondere 
in Auenbereichen zu weitflächigen Ent­
wässerungen und Verminderung von 
Niedrigwasserabflüssen in nahen 
Fließgewässern.
■ Der Export von lokal geförderten 
und verbrauchten Wasserressourcen

4 Chr. v. Kaphengst, W arum  teures Geld e in ­

fach vergraben? Der Gemeinderat 12/93, S. 20.

5 N. Giesler, Kanalbau in Rohrlängen. Ver­

graben oder Verbuddeln von Rohren. Korre­

spondenz Abwasser 4/94, S. 543.
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schwächt den ortsbezogenen Wasser­
haushalt.
■ Die konzen trie rte , punktue lle  Einlei­
tu n g  von w e iträum ig  zusammenge­
fü h rte n  Abwasserström en fü h r t in 
größeren, o f t  besonders tu rbu lenza r­
men Flüssen zu langen Abwasserfah­
nen m it w e itre ichender Laststoffver­
frach tung , w ährend bei der E inleitung 
geringere r Abwassermengen in k le i­
nere, aber tu rb u le n te re  Fließgewässer 
m it e iner hohen Selbstre inigungskraft 
gerechnet w erden kann.
■ Die E in le itungsverw eigerung von 
hochgere in ig tem  Abwasser aus Kläran­
lagen (nach dem M o tto : besser Trok- 
kenlegen s ta tt Belasten) fü h r t zu einer 
ex is tentie llen G efährdung aquatischer 
Lebensgemeinschaften in kleinen Ge­
wässern.
■ Die w e ite re  Anonym isierung des Be­
reichs Abwasser u n te rg räb t U m w eltbe­
w ußtsein und ind iv idue lle  V e ran tw o rt­
lichke it und ge fäh rde t die kostengün­
stige und ökologische Klärschlammver­
w e rtu n g  im Landbau.

Eine ökonom isch w ie  ökologisch 
sinnvolle Abwasserbehandlung gehört 
also m öglichst d ich t vor die Haustür der 
Benutzer.

Einfache Wartung ist 
entscheidend!

Um allerd ings die ökonomische Seite 
angemessen beurte ilen  zu können, ist 
eine e ingehende Diskussion des zu 
w äh lenden Behandlungsverfahrens 
n ich t nur un te r verfahrenstechnischen, 
sondern vor allem  un te r w artungstech­
nischen Gesichtspunkten notw end ig . 
Eine K läranlage ist w ie  fast jedes an­
dere technische Gerät nur so gu t w ie  
ihre W artung . Bei kom p liz ie rte r A n la ­
gentechn ik auch fü r  kle ine Kläranlagen 
(es sind au f dem sog. flachen Land o ft 
w ahre technische Orgien zu bew un­
dern), fü h r t die no tw end ige  W artungs­

6 H. N e u  m a n n , F.-W. S te ve  r, G. W o rtm e y e r, K. 

Voss, A b w a s s e rk lä rte ic h e , H e ft 4 d e r S ch rif­

te n re ih e  d e r K o m m u n a le n  U m w e lt-A k t io n  

U :A :N , M ä rz  1990.

7 D. G lücklich , G. K ö h n , P rax isu n te rsu ch u n g  

ü b e r d ie  L e is tu ng  ve rb e sse rte r d e z e n tra le r  

K le in k lä ra n la g e n  m it  B o d e n f ilte rn  nach DIN 

4261 (F e ldve rsuche) -  U n te rsu ch u n g  im  A u f ­

t ra g  des N iedersächsischen Landesam tes 

fü r  Ö k o lo g ie . M a n u s k r ip t,  B u ch h o lz  den  16. 

1 2 .92 .

dichte  und der W artungsaufw and zu 
hohen Personalkosten.

Solange Kläranlagen im ländlichen 
Raum als verkle inerte Kopien s täd ti­
scher K lärwerke gep lan t und die M ög ­
lichke iten der Extensivierung b iochem i­
scher Prozeßabläufe auf dem Lande 
n icht g enu tz t werden, werden w e ite r­
hin genehm igte  Kostenvergleichsrech­
nungen zu dem Ergebnis kommen, daß 
die große Verbundlösung tro tz  gew a l­
tig e r Kanalkosten die w irtschaftlichste 
Lösung darste llt, da die hochgerechne­
ten  Personalkosten alle anderen Nach­
te ile  aufw iegen.

Dabei stehen, w ie nachfolgend a u f­
geze ig t w ird , inzwischen genügend 
einfache und robuste Verfahren fü r  
Einzelanwesen, Kleinsiedlungen und 
Landkom m unen zur Verfügung, die bei 
hohem  Leistungsstand, der dem jenigen 
großer städtischer K lärwerke in nichts 
nachsteht, nur geringe Personal- und 
Betriebskosten verursachen. Eine e in ­
zige Inspektion pro Woche m it einem 
Ze itau fw and von ca. 2 bis 5 Stunden ist 
in der Regel ausreichend. Diese ist in 
vielen Fällen ohne anrechenbare M ehr­
kosten durch vorhandenes technisches 
Personal m itzuerledigen. Es g ib t auch 
Beispiele, bei denen die Betreuung bei 
geringer Aufwandsentschädigung m it 
bestem Erfolg durch sachkundige und 
engag ierte  Ortsansässige geschieht 
und no tw end ige  Pflegearbeiten preis­
w e rt durch Vergabe an einen Grünfach­
betrieb  e rled ig t w ird.

Häusliches Schmutzwasser 
immer sammeln?

Die Sammelleidenschaft fü r das häusli­
che Schmutzwasser ist ungebrochen. 
W er n ich t m it seinem und sei es noch so 
w e it abgelegenen Anwesen eine Ver­
b indung zur zentralen Ortskanalisation 
hat, g ilt  nach w ie vor als nicht ange­
schlossen. Er mag zwar eine eigene le i­
stungsfähige K lärgrube m it b io lo g i­
scher Nachbehandlung besitzen, aber 
diese g ilt  nach der DIN 4261 immer noch 
als Behelf, der durch einen Anschluß zu 
ersetzen ist. Die dabei zum utbaren A n ­
schlußbeiträge legt jedes Bundesland 
nach eigenem Gutdünken fest. Die Nie­
dersachsen halten etwa 8000 DM pro 
E inw ohner fü r zumutbar, die Hessen 
gehen bereits auf 12000 DM. Die Skala 
ist nach oben hin w e it o ffen und kann 
auch schon einmal bei mehreren hun­

derttausend M ark liegen, w ie  jüngst 
der Presse zu entnehm en war. Hier muß 
und w ird  sich der be tro ffene  Bürger zur 
W ehr setzen. Er kann dabei a u f die H ilfe 
des Bundesverbands Interessengemein­
schaft Dezentrale Abwasserbehand­
lung (IDA) setzen, die gerich tlich  gegen 
den Anschlußzwang vo rgeh t und ihre 
E rfahrungen zur Verfügung ste llt.

Die zentra le Kanalisation sch e in tfü r 
einen Ort, w enn er nur einen Ortsna­
men trä g t, eine naturgesetzliche Ein­
rich tung  zu sein. Selbst in w e it lä u f ig ­
sten W eilern m it Hausabständen von 
30 m und mehr, w ie es e tw a in Bundes­
ländern w ie  M ecklenburg-Vorpom ­
mern und Brandenburg keine Selten­
he it ist, w ird  ganz selbstverständlich 
das häusliche Schmutzwasser in einer 
zentra len Ortskanalisation gesamm elt 
und häu fig  genug danach noch über zig 
K ilom eter an ein überörtliches Samm­
lernetz angehängt.

Dabei werden neuen Lösungen bei 
der grundstücksweisen Abwasserbe­
handlung, die in den le tz ten  Jahren 
en tw icke lt w urden, zu w en ig  Beach­
tu n g  geschenkt und in ihrem  Potentia l 
unterschätzt. Die Ergebnisse m it h o ri­
zonta l oder vertika l durchström ten be­
wachsenen Bodenfilte rn  in V erb indung 
m it e infachen oder nachgerüsteten 
M ehrkam m erausfaulgruben sind spek­
ta ku lä r6- 7. Das g ilt  ebenso fü r  naturnah 
gesta lte te  groß fläch ige Teichanlagen. 
W ürden die Emissionsfrachten au f Jah­
resbasis verglichen, w äre der Leistungs­
abstand zu konventione llen  K lärw er­
ken verm utlich  noch spektakulärer, 
n ich t zu le tz t wegen der hohen techn i­
schen V erfügbarke it na turnaher Ver­
fahren.

Daß hochgereinigtes Abwasser aus 
na turnahen Kläranlagen auch noch als 
Betriebswasser genu tz t w erden kann, 
ist ein Aspekt, der in Z ukun ft von 
großer Bedeutung sein könnte . Tat­
sächlich lie fern  m oderne B o d en filte r­
verfahren ein in hygienischer Sicht so 
e inw andfre ies Klarwasser, daß seiner 
Verw endung als Brauchwasser fü r  Gar­
tenbewässerung, To ile ttenspülung und 
andere denkbare Verw endungen 
nichts entgegensteht. D am it e rö ffn e t 
sich im Bereich der dezentra len O ption  
die M ög lichke it einer abfluß losen A b ­
wasserentsorgung, die genehm igungs­
rechtlich neu zu bew erten wäre. Bei In­
vestitionskosten von etwa 16000 bis 
20000 M ark fü r  eine kom p le tte  K le in­
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kläranlage mit Bodenfilter ist die de­
zentrale Option der Abwasserbehand­
lung selbst im geschlossenen Wohnbe- 
stand mitunter preiswerter als der An­
schluß an eine zentrale Kanalisation.

Nachdem der Bayerische Gerichts­
hoffestgestellt hat, daß Kommunen bei 
Ausübung des in ihrer Wassersatzung 
niedergelegten Anschlußzwanges den 
wirtschaftlichen Vorteil fü r den Anzu­
schließenden nachzuweisen haben8 
und ähnliche Verfahren anderweitig 
anhängig sind, kann Kommunen nur 
zur Vorsicht geraten werden bei zu­
künftigen Investionen in zentrale Kana­
lisationen und Klärwerke. Es ist bedau­
erlich und spricht gegen die Seriosität 
von einflußreichen Fachgremien, wenn 
sie solche nachgewiesenen technischen 
Fortschritte erst über die Gerichte zur 
Kenntnis nehmen.

Abwasser behandeln, aber wie?

Es muß im Interesse aller liegen, zu 
verhindern, daß es bei der Abwasserbe­
handlung im ländlichen Raum zu einem 
Stillstand kommt. Wer allerdings wei­
terhin nach der Devise handelt, entwe­
der High-Tech oder gar nichts, und auf 
letztlich unbezahlbaren Großlösungen 
besteht, der fügt dem Naturschutz 
nachhaltigen Schaden zu und wird 
demnächst vermutlich auch nicht mehr 
viel verdienen.

Leider scheint es immer noch in was­
serwirtschaftlichen Kreisen entgegen 
öffentlichen Bekundungen ein tie f ver­
wurzeltes Vorurteil gegen naturnahe, 
einfache und kostenminimierende Lö­
sungen zu geben. Es ist hier wohl ein­
fach auch das Selbstverständnis des 
mühsam ökologisch nachsozialisierten 
Bauingenieurs tangiert, der sich in sei­
nem Innersten eben doch nicht vorstel­
len kann, daß Leistung auch ohne 
große Leitungssysteme, massive Bau­
werke und komplizierte Steuertechnik 
erbracht werden kann. Vielleicht fürch­
te t aber auch nur ein traditionsreicher 
Berufsstand um liebgewordene 
Pfründe, wenn sein Aufgabenbereich 
zunehmend mit hoher Kompetenz von 
vermeintlich fachfremden Kollegen 
und Kolleginnen aus der eher grün 
orientierten Sparte der Landschafts­
pflege und Biologie bearbeitet wird.

Wie auch immer, Tatsache ist, daß 
heute verschiedene ausgereifte natur­
nahe Klärverfahren für den ländlichen

Siedlungsbereich zur Verfügung ste­
hen, die nicht nur hervorragende klär­
technische Leistungen erbringen, son­
dern auch den unschätzbaren Vorteil 
haben, daß sie zu sozialverträglichen 
Belastungen führen.

Es ist aber noch mehr. Eine an­
spruchsvolle Abwasserwirtschaft, die 
mehr sein will als ein reines Entsor­
gungsunternehmen, muß auch darüber 
nachdenken, wie sie ihren Betriebsstoff 
produktiver einsetzen kann. Das sollte 
in unserer ausgebluteten Landschaft ei­
gentlich nicht schwer sein. In attrakti­
ven Wasserlandschaften fänden nicht 
nur Tiere und Pflanzen, die selten ge­
worden sind, eine Bleibe, es könnten 
auch Produkte angebaut werden, z.B. 
Typha und schnellwachsendes Holz, die 
als Dämmaterial und Energieträger ein­
gesetzt werden können. Solche inte­
grierte Problemlösungsstrategien, die 
auch in vielen anderen Wirtschaftsspar­
ten als wichtige Aufgabe erkannt wor­
den sind, sind heute gefragt.

Statt die Entwicklung allein auf 
technische Einzelkomponenten zu be­
schränken und für sehr unterschiedli­
che räumliche und hydrologische Situa­
tionen nur wenige oder sogar nur eine 
einzige technische Lösung anzubieten, 
betrachtet der ökologisch qualifizierte 
Planer das gesamte Wassereinzugsge­
biet mit den darin lebenden Menschen 
als eine Einheit, das in integrativer 
Weise so zu behandeln ist, daß vorhan­
dene Potentiale, auch Humanpoten­
tiale, weitgehend genutzt, Natur­
gleichgewichte möglichst wenig ge­
stört, Stoffumsätze lokal fixiert und das 
Landschaftsbild in bestmöglicher weise 
aufgewertet wird.

Konkret vor Ort heißt das u. a.: d iffe­
renzierter Umgang mit dem Nieder­
schlag, Aufzeigen von Möglichkeiten 
der Regenwassernutzung, Sichtbarma­
chung von Wasser in der Ortslage, um 
den persönlichen Bezug zu diesem Le­
benselement zu erhalten und das Orts­
bild attraktiver zu gestalten, Auswahl 
des Behandlungsverfahrens nach den 
Erfordernissen der vorgeschalteten 
Abflußfläche, den verfügbaren Flächen 
und den topographischen Gegebenhei­
ten sowie den Notwendigkeiten, die 
sich von den örtlichen Gewässern 
(Grundwasser und Oberflächenwasser) 
her stellen.

Bei qualifizierter Trennkanalisation 
mit einem hydraulisch gleichmäßig ver­

teilten Zufluß haben sich verschiedene 
Anordnungen von Bodenfiltersyste­
men bewährt. Als intermittierend be­
schickte, meist vertikal durchströmte 
Festbettkörper mit differenziert aufge­
bauten Filterhorizonten und ausge­
suchter Vegetation bieten sie hohe und 
ausdauernde Leistungssicherheit. Zu 
nennen sind hier u.a. die ausgereiften 
Systeme nach dem sog. Phytofilt-Ver- 
fahren von Prof. Löffler9 oder die be­
wachsenen Bodenfilter nach Geller, 
Lenz u.a.10.

Bei Mischkanalnetzen mit großer 
Differenz zwischen Trockenwetterab­
fluß und Regenwetterabfluß (> 1:100) 
wird man eher auf moderne Abwasser­
teichverfahren zurückgreifen, da in ih­
nen große Mischwassermengen mitbe­
handelt und stofflich und hydraulisch 
entschärft in das Vorflutgewässer abge­
geben werden können. Abwasserteich­
verfahren sind, wie jeder weiß, außer­
ordentlich bewährt. Sie haben nichts 
mehr gemeinsam mit jenen Erdbecken, 
die früher in möglichst geometrischer 
Form, mit geringem hydraulischen 
Sachverstand und mit abwasserbiolo­
gisch wenig sinnvollen steilen Uferbö­
schungen erstellt wurden; vielmehr 
wurden sie in den letzten Jahren in viel­
facher Weise verbessert. Als Teich- 
Pflanzen-Kläranlagen nach dem Kasse­
ler Prinzip (Abb. 3) stellen sie eine Ver­
bindung her zu den bewachsenen Bo­
denfiltern und deren hoher Leistungs­
fähigkeit auch bezüglich der hygie­
nisch-bakteriologischen Parameter.

Auf kritische Vorflutverhältnisse, 
die unter bestimmten Grenzbedingun­
gen eine Einleitung während trocken-

8 J. Schacht, Rechtliche Aspekte der zen tra ­

len und dezentra len Abwasserentsorgung. 

M anuskrip t der Tagung Abwasserbehand­

lung im ländlichen Bereich, veransta lte t 

durch die Interessengemeinschaft Dezen­

tra le  Abwasserbehandlung (IDA), Novem­

ber 1993 in Helmstedt.

9 H. Löffler, Abwasserbehandlung und Land­

schaftspflege als Einheit besonders in k le i­

nen Gemeinden der neuen Bundesländer, in: 

Handbuch Wasserversorgung und Abwas­

sertechnik, Vulkan-Verlag, Essen 1993, S. 

503.

10 G. Geller und andere, Bewachsene Boden­

f ilte r  zur Abwasserreinigung, Verlag Freun­

de der Landschaftsökologie W eihenste­

phan, W eihenstepahn 1992.
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heißer Som m erm onate ausschließen, 
kann bei naturnahen Verfahren m it 
Pflanzen als w ich tig e r Systemkom po­
nente durch eine entsprechende Aus­
w ah l der Vegeta tion  g u t reag iert und 
die Wasserbilanz durch verm ehrte  ak­
tive  Verdunstung (Evapotranspiration) 
so geregelt w erden, daß w ährend die- 
serZeit kein A b fluß  entsteh t. Die hydro­
logischen Erfordernisse e iner N iedrig- 
w asseraufhöhung haben allerdings 
Vorrang.

Resümee

Es muß festgeste llt w erden, daß es bei 
der Q ua litä t von kle inen Gewässern, 
Gewässern zw e ite r und d r itte r  O rd­
nung, in den le tzten Jahren keine Fort­
schritte  mehr gegeben hat. Ja, häufig  
ist sogar eine Verschlechterung der Si­
tu a tio n  e ingetre ten . Ein deutliches In­
diz h ie rfü r ist u.a. der EG-weite Ver­
gleich der Europäischen Kommission in 
bezug auf hygienische Parameter von 
Badegewässern, bei dem Deutschland 
das Schlußlicht b ild e t11.

11 D ire c to ra te -G e n e ra l E n v iro n m e n t, N u c le a r  

S a fe ty  a n d  C iv il P ro te c tio n , Q u a lity  o f  Ba­

th in g  W a te r  1992, C om m iss ion  o f  th e  E u ro ­

pean  C o m m u n itie s , Brüssel 1993.

Um aus dieser Position herauszu­
komm en, da rf es beim Gewässerschutz 
n icht zu einem Stillstand kommen. Vor­
handene V orurte ile  gegenüber na tu r­
nahen Abwasserbehandlungsverfah­
ren müssen überwunden und neue 
Wege im Umgang m it dem Nieder­
schlag gefunden werden. Gerade Letz­
teres ist ganz entscheidend, da der Was­
serhaushalt und die Gewässerbiologie 
durch und iffe renz ie rte  A b le itungen 
besonders stark geschädigt werden. Es 
w ürde  w e ite rführen , wenn die Behand­
lung des in Siedlungen anfallenden 
Oberflächenwassers zu einem in teg ra ­
len Bestandteil der Freiflächenplanung 
w ürde.

Es muß der Vergangenheit angehö­
ren, daß die Abwasserreinigung zu e i­
ner Trockenlegung von kleinen Gewäs­
sern fü h rt. Bei E inleitungsgenehm igun­
gen sind grundsätzlich neben s to ff li­
chen auch hydrologische Parameter zu 
beachten. Die Erhöhung und Vergleich­
m äßigung von Niedrigwasserabflüssen 
ist aus wasserw irtschaftlicher Sicht ein 
höhergeordnetes Ziel als die Verm ei­
dung jeg licher s to fflicher Belastung. 
Ebenso ist die Überle itung von Abwas­
ser in kilom eterlangen Kanaltrassen 
n icht als um w eltneutra l zu betrachten. 
Sie ge fäh rde t verm utlich in w e it höhe­

rem Maße den Wasserhaushalt, als zu­
gegeben w ird , und sollte daher aus 
ökologischen w ie  auch ökonomischen 
Gründen eher die Ausnahme sein. Die 
Regel w äre dagegen die ortsnahe 
Kläranlage, die Behandlung m öglichst 
d ich t vor der eigenen Haustür in einer 
in tegra tiven  Vorgehensweise.

Die V e rfo lgung  sektoraler U m w e lt­
ziele und die M axim ierung von Einzel­
param etern ohne Berücksichtigung 
von systemischen Zusammenhängen 
fü h r t n ich t zu besseren, sondern im 
Endeffekt zu schlechteren U m w elte r­
gebnissen. In diesem Zusammenhang 
kom m t es da rau f an, die bisher sich 
w e itgehend  au f technische Q ua lifika ­
tionen  stützende W asserw irtschaft um 
ökologisch und landschaftspflegerisch 
geschultes Personal zu erw e ite rn  und 
diesen Fachleuten vor O rt mehr Freiheit 
und Spielräume bei der Findung neuer 
W ege einzuräum en.

Anschrift des Verfassers

Dr. Adam  Onken
U niversität Gesamthochschule Kassel 
Fachbereich Stadt- 
u. Landschaftsplanung 
M oritzstraße 23 
34109 Kassel
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Berichte aus der NNA 1 /95

Entscheidungsgrundlagen für eine 
zentrale oder dezentrale Abwasser­
entsorgung
von H. Schütte

1. Einführung

Im Zuge der Umsetzung der Abwasser­
beseitigungskonzepte der Nds. Städte 
und Gemeinden befinden sich nach Sa­
nierung und Ausbau der Entwässerung 
in den Ortskerngebieten sowie der 
Kläranlage(n) nun die entfernter gele­
genen Ortsteile in der Planung. Dies 
führte und führt in vielen Ortschaften 
zu kontroversen Diskussionen um das 
Für und Wider der zentralen Abwas­
serbeseitigung.

Unter dem Hauptaspekt Kosten 
wird die Fragestellung dabei im we­
sentlichen reduziert auf die Alternati­
ven kommunale Abwasserbeseitigung 
mit zentraler Kläranlage oder private 
mittels Kleinkläranlagen. Letztere 
Möglichkeit erscheint zumindest auf 
den ersten Blick als kostengünstiger.

Sind die Kosten der Aufhänger für 
die Diskussion, so liegen den z.T. sehr 
emotionalen Debatten wesentlich 
mehr Ursachen zugrunde:
■ Die Abwasserkonzepte sind te il­
weise älteren Datums und hinsichtlich 
der zugrunde gelegten Technologie 
veraltet,
■ technologische und/oder organisa­
torische Varianten sind kaum bearbei­
tet, vielmehr sind meist die Lösungen 
aus der Stadtentwässerung verwendet 
worden,
■ der Entscheidungsweg fü r die ge­
wählte Lösung ist selten nachvollzieh­
bar oder ausreichend begründet, das 
„Wohl der Allgemeinheit", dem die 
ganze Maßnahme ja dienen soll, ist 
meist nur ansatzweise dargestellt und 
belegt,
■ die Landbevölkerung füh lt sich un­
gerecht behandelt, da nach der übli­
chen Einheitsberechnung der An­
schlußbeiträge auf Basis der Grund­
stücksgröße sie quasi für ihre großen 
Grundstücke bestraft werden,
■ die Bewohner fragen sich, warum 
eine Kleinkläranlage für die Umwelt so 
schädlich ist, wenn rings um ihre Ort­
schaft herum gedüngt, Gülle aufge­

bracht und mit Herbiziden o. ä. gearbei­
te t wird,
■ unlogisch erscheint auch, warum die 
häuslichen Abwässer gemischt mit 
Gewerbe- und Industrieabwässern be­
handelt werden, der Klärschlamm da­
durch zumindest stärker mit Schadstof­
fen belastet und dieser dann ins Dorf 
zur Verwendung auf den landwirt­
schaftlichen Flächen zurückgebracht 
wird,
■ sicherlich spielen auch Aspekte wie 
eine stärkere Eigenständigkeit der 
Landbevölkerung oder auch Probleme 
mit Gemeindeverwaltungen eine Rolle.

Anhand dieser, sicherlich nicht voll­
ständigen oder auf alle Situationen zu­
treffenden Aufzählung wird deutlich, 
daß die Umsetzung eines Abwasserbe­
seitigungskonzeptes konfliktfreier und 
eventuell auch zügiger ablaufen kann, 
wenn dieses auf die besonderen plane­
rischen Anforderungen im ländlichen 
Raum Rücksicht nimmt, die Entschei­
dungswege klar darstellt, notwendige 
Maßnahmen fundiert begründet und 
die Betroffenen ausreichend mit ein­
bezieht.

Eine mögliche Vorgehensweise 
dazu wird in diesem Beitrag beschrie­
ben. Keinen Einfluß hat die Kommune 
allerdings auf die Vorgaben und Regle­
mentierungen übergeordneter Insti­
tutionen, die z.T. sehr massiv eine um­
weltgerechte und ökonomische Ab­
wasserbeseitigung in ländlichen Gebie­
ten behindern.

2. Stand der Abwasser­
beseitigung in Niedersachsen

Entwicklung des Anschlußgrades 
an die öffentliche Abwasser­
beseitigung

In Niedersachsen sind 87 % der Bevölke­
rung an zentrale Abwasserbeseiti­
gungsanlagen angeschlossen (1990). 
Das Abwasser wird in 1062 kommuna­
len Kläranlagen, davon 372 Anlagen 
< 1000 EW, gereinigt. Das restliche Ab­

wasser wird in ca. 275000 privaten 
Kleinkläranlagen behandelt. Die in Nie­
dersachsen täglich anfallenden Abwas­
serfrachten verteilen sich auf folgende 
Kläranlagengrößen:

Kleinkläranlagen
< 50 EW ca. 1,4 Mio EW
kommunale Kläranlagen
< 20000 EW ca. 2,7 Mio EW
kommunale Kläranlagen
> 20000 EW ca. 10,3 Mio EW

Summe (Stand 1992) ca.14,4MioEW

Auch wenn in Zukunft noch Steige­
rungen in einigen Landkreisen zu er­
warten sind, werden gerade in den 
stark ländlich strukturierten Gebieten 
die Anschlußgrade unterdurchschnitt­
lich bleiben. 20 bis 30% der dortigen 
Bevölkerung wird auch weiterhin auf 
eine Abwasserentsorgung über Klein­
kläranlagen angewiesen sein.

Während die Reinigungsleistung 
bei den größeren Kläranlagen (> 1000 
EW) gerade durch Investitionen fü r die 
weitergehende Abwasserreinigung bis 
1990 gestiegen ist (sie beträgt fü r den 
BSB5 98 %, für Phosphor 85,5 % und für 
Stickstoff 69%), muß kleineren Anla­
gen typabhängig ein erheblicher Sanie­
rungsbedarf attestiert werden. Vor al­
lem in Stabilisierungsanlagen w ird das 
betrieblich vorhandene Klärpotential 
nicht genutzt. Für Anschlußgrößen bis 
1000 EW erreichen vor allem unbelüf­
tete Teichanlagen und Pflanzenkläran­
lagen gute Ablaufkonzentrationen, 
verbunden mit einer hohen Stabilität 
der Reinigungsleistung (Fehr 1992).

Umfassende Aussagen über den Lei­
stungsstand der Kleinkläranlagen 
(KKA) sind schwierig. Es ist nicht be­
kannt, in welchem Maße in den einzel­
nen Landkreisen die Überprüfung der 
KKA sowie ggfs, deren Sanierung um­
gesetzt ist. Gleiches g ilt hinsichtlich der 
seit Februar 1992 erforderlichen Pflicht­
wartung der Anlagen. Neue Erkennt­
nisse, inwieweit sanierte und regelmä­
ßig gewartete KKA den Aussagen und 
Prognosen in Schütte (1991), MU 
(1992a) entsprechen, liegen ebenfalls 
nicht vor.

3. Erarbeitung eines kommunalen 
Abwasserkonzeptes

Eine detaillierte Beschreibung der Vor­
gehensweise zur Erstellung eines Ab­
wasserkonzeptes ist in Fehr (1992) so-
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Zuordnung von Checkliste und UVS 
zur Abwasserbeseitigungsplanung

Kommunales Abw asserkonzept

Konzepterste llung au f V orentw urfs- C hecklistenbewertung von:
ebene

Optimiertes Abwasserbeseitigungskonzept

A b b . 1. V o rg e h e n s w e is e  z u r  E rs te llu n g  d es  A b w a s s e rk o n z e p te s .

w ie  in e iner Broschüre des Nds. U m w e lt­
m in isterium s {M U  1992c) zu finden .

Hier kann nur auszugsweise darauf 
e ingegangen werden.

Zu w esentlichen Fragen der ersten 
Schritte der Konzepterste llung kann 
eine Bewertung anhand von Checkli­
sten e rfo lgen. Diese umfassen die 3 Be­
reiche Technologie-, W irtschaftlich- 
keits- und Ö ko log iebew ertung. Falls in 
speziellen Punkten dieses vere in fachte 
Vorgehen n icht ausreicht, so llten e n t­
sprechende Fachgutachten, z.B. W ir t­
schaftlichkeitsrechnung oder U m w elt­
verträg lichke itsstud ie , e ingeho lt w e r­
den.

Eine erste In fo rm a tion  der Bürger 
m it Vorste llung der untersuchten Va­
rian ten  etc. ist nach der Erstellung des 
Grobkonzeptes sinnvoll.

Umweltauswirkungen

Bei der Beurte ilung der U m w eltausw ir­
kungen verschiedener Abwasserentsor­
gungsvarianten ist eine V ielzahl von 
Aspekten zu beachten.

Je nach regionalen A n forderungen 
oder Bedingungen sind hier die Schwer­
punkte  zu setzen. Zu untersuchen sind 
z.B. die Ausw irkungen von Kanalisa­
t io n -  und Anlagenbau, Lärm-, Geruchs­
und Wasseremissionen und S törfällen 
au f das Gewässer, auf spezielle aquati- 
sche und terrestrische Biotope, au f den 
Erholungswert der Landschaft etc.

Es ist n icht sinnvoll, die Ergebnisse 
bei der oben skizzierten Bewertung 
m öglicher Entsorgungsvarianten zah­
lenm äßig darzustellen, also quasi zu 
benoten. Vor- und Nachteile der Varian­
ten  sollten vie lm ehr in le icht verständli­
cher Form dargeste llt werden, um sie in 
den entscheidenden Gremien und der 
be tro ffenen  Ö ffen tlichke it d iskutieren 
zu können. Durch dieses Vorgehen ist 
zum indest die M ög lichke it gegeben, 
h insichtiich der Abwasserentsorgung 
zu e iner m ehrheitlich getragenen Kon­
sensentscheidung zu gelangen.

Die Erarbeitung von Lösungen, die 
un te r dem Ziel Gewässerschutz sinnvoll 
sind, ist allerdings n icht von der Ge­
m einde alle in zu leisten, da h ie rfü r die

Berücksichtigung des gesamten Was­
sereinzugsgebietes no tw end ig  ist und 
dieses sich selten au f das Gem eindege­
b ie t beschränkt. Die Wasserbehörden 
sind som it ge fo rde rt, k lare A n fo rd e ru n ­
gen aufzuste llen (Bew irtschaftungs­
pläne). Diese sind in Niedersachsen bis­
her nur m ode llha ft fü r  Oker und Leine 
e ra rbe ite t w orden. Es muß daher ge­
fra g t w erden, w ie  denn die Wasserbe­
hörden in anderen E inzugsgebieten das 
W ohl der A llgem e inhe it bei der Abwas­
serbeseitigung de fin ie ren  und Vorga­
ben fü r  den wesentlichen Aspekt dabei 
-d e n  G ew ässerschutz-geben können.

Eine Entscheidung über die N ot­
w e nd igke it bestim m ter Abwasserbe­
seitigungsm aßnahm en kann nur unter 
Einbeziehung der Gesamtbelastung fü r 
ein Gewässerregime erfo lgen . Gerade 
im ländlichen Raum könnte , überspitzt 
gesagt, das Abwasser in Lu ft aufgelöst 
w erden, und dennoch w ürde  sich der 
Zustand v ie ler Gewässer kaum verbes­
sern, da die Belastungen z. B. aus der A t­
mosphäre und der Landw irtschaft w e i­
te r bestehen.

10



Schütte • Entscheidungsgrundlagen fü r eine zen tra le  oder dezentra le  Abwasserentsorgung

Die vielfach gehörte Kritik, daß ver­
sucht wird, mit immer größerem Auf­
wand Abwasser abzuleiten und zu be­
handeln, während andere Emittenten 
weitgehend unangetastet bleiben, ist 
sicher berechtigt. Den Gewässern wäre 
schneller zu helfen, wenn für ein Ein­
zugsgebiet die verschiedenen Immissio­
nen mengenmäßig erfaßt und bewer­
tet, daraus und aus Qualitätszielen 
Schwerpunktmaßnahmen abgeleitet 
und diese entsprechend umgesetzt 
würden. Dies bedeutet auch, Gelder zu 
bündeln und dort einzusetzen, wo es 
für den Gewässerschutz in einem Ein­
zugsgebiet am effektivsten ist, und von 
der bisherigen Förderpolitik abzuwei­
chen.

Technologie

Zu bewerten sind u.a. Reinigungslei­
stung, Betriebssicherheit, Prozeßstabi­
lität, Wartungsaufwand und Flexibilität 
bezüglich Erweiterungen.

Die wesentliche und bislang auch 
kostenträchtigste Komponente einer 
zentralen Abwasserbeseitigung, sei es 
nun mittels Ortsteilkläranlage oder 
Zentralanlage, ist die Ortsentwässe­
rung mit den Verfahrensvarianten:
■ Freigefällekanal,
■ Druckentwässerung,
■ Unterdruckentwässerung,
■ Hydronomo-Verfahren,
■ Gefälledruckentwässerung.

Das Standardverfahren auch im 
ländlichen Raum ist der Freigefälleka­
nal. Bei einwandfreier Verlegung ist es 
sicher das betriebssicherste und war­
tungsärmste Verfahren mit allerdings 
hohen Baukosten und möglicherweise 
auch negativen Folgen für die Umwelt 
(Drainägewirkung, Leckagen).

Aus der Überlegung heraus, im 
ländlichen Raum angepaßtere und ko­
stengünstigere Verfahren einzusetzen, 
haben sich alle übrigen Verfahren 
entwickelt.

Ihnen ist gemein, daß sie mit we­
sentlich geringeren Leitungsquer­
schnitten und Verlegetiefen auskom- 
men, gleichzeitig abe r- in unterschied­
lichem Maße -  mit anfälligeren Aggre­
gaten ausgestattet sind.

Während bei der Druckentwässe­
rung im Prinzip jeder Hausanschluß mit 
einer Förderpumpe ausgestattet wird, 
ist bei der Unterdruckentwässerung 
eine zentrale Pumpstation vorhanden.

Die Hausanschlüsse erhalten spezielle 
Unterdruckventile. Beide Verfahren 
sind inzwischen Regel der Technik 
(A 116), also praxiserprobt. Die beiden 
letztgenannten Verfahren befinden 
sich noch in der Erprobung. Beide sehr 
interessanten Verfahren sehen die Ab­
leitung von entschlammtem Abwasser 
vor, d.h., vorhandene Klärgruben kön­
nen als Hausanschluß weitergenutzt 
werden (Kostenersparnis), allerdings 
muß der Schlamm in noch zu ermitteln­
den Intervallen abgefahren werden. 
Die Nachteile der Druck- und Unter­
druckentwässerung mit ihrer Vielzahl 
an elektrischen Aggregaten werden 
größtenteils vermieden, da beim Hy­
dronomo-Verfahren nur eine zentrale 
Pumpstation, gekoppelt mit betriebssi­
cheren mechanischen Ventilen'in den 
Hausanschlüssen, bei der Gefälledruck­
entwässerung eventuell nur wenige 
Hebepumpwerke erforderlich sind.

Alle Verfahren sind sowohl zum An­
schluß an eine Ortsteilkläranlage als 
auch, ergänzt um Pumpwerk und 
Druckleitung, an die Zentralkläranlage 
geeignet.

Als Ortsteilkläranlage ist prinzipiell 
die gleiche Technik wie bei den Groß­
klärwerken, d.h. im wesentlichen das 
Belebungsverfahren, einsetzbar. Zu 
empfehlen ist es nicht, wie schlechte Er­
fahrung z.B. in Niedersachsen mit die­
sen sogenannten Kompaktkläranlagen 
zeigen {Fehr 1992).

Es bieten sich vielmehr einfachere 
Systeme an, wie:
■ Oxidations-und Belebungsgraben,
■ belüftete Abwasserteiche,
■ Pflanzenkläranlagen,
■ natürlich belüftete Abwasserteiche.

Die Rangfolge der Auflistung spie­
gelt den Flächenverbrauch, der bei ca. 
20 m2/E (natürlich belüftete Abwas­
serteiche) endet, sowie den Technisie­
rungsgrad wider. Neben dem weitge­
henden Fehlen störanfälliger Aggre­
gate zeichnet die beiden flächigen Ver­
fahren auch eine hohe Prozeßstabilität 
und ein geringer Wartungsaufwand 
aus.

Ihre Reinigungsleistung, bezogen 
auf sauerstoffzehrende Abwasserin­
haltsstoffe wie CSB/BSB5 oder NH4, ist 
sehr hoch und liegt im Bereich der Min­
destanforderungen für Kläranlagen <  
100000 EW. Während die Abwassertei­
che auch ausreichend denitrif¡zieren, so 
daß auch hier die Anforderungen er­

fü llt werden, ist bei Pflanzenkläranla­
gen die Denitrifikationsleistung unter­
schiedlich von Anlage zu Anlage und 
derzeit noch nicht berechenbar 
{Schütte 1992, Geller 1992). Reicht die 
Phosphorfestlegung in auszutauschen­
dem Bodenkörper einer Pflanzenklär­
anlage bei hohen Anforderungen (P <  
5 mg/L) nicht aus, so ist wie bei den Ab­
wasserteichen eine nachgeschaltete 
Fällungsstufe erforderlich.

Weitere Angaben bezüglich Reini­
gungsleistung, Betriebssicherheit oder 
Verbesserungsmöglichkeiten der ein­
zelnen Verfahren sind in MU (1992c), 
Fehr{ 1992) zu finden.

Kleinkläranlagen sind inzwischen 
als Markt erkannt, so daß es neben den 
genormten Verfahren
■ Belebungs-/Tropfkörperanlagen,
■ Sandfiltergraben,
■ Untergrundverrieselung 
inzwischen viele Variationen von
■ Tauchkörperanlagen,
■ Pflanzenkläranlagen,
■ Abwasserteichen,
alle natürlich mit vorgeschalteter Klär­
grube, gibt. Auch hier gilt, daß je gerin­
ger der Technisierungsgrad ist, desto 
höher die Betriebssicherheit, die Pro­
zeßstabilität und der Flächenverbrauch 
ist. Die erreichbaren Ablaufwerte lie­
gen, obgleich nicht vorgeschrieben, si­
cher unterhalb denen der Mindest­
anforderungen für Kläranlagen <  1000 
EW. Insbesondere Pflanzenkläranlagen 
und Abwasserteiche sind darüber hin­
aus auch in der Lage, teilweise eine 
weitergehende Abwasserreinigung zu 
vollziehen. Nach den bisherigen Er­
kenntnissen ist eine Eigenkontrolle und 
Wartung für einen langfristig guten Be­
trieb unbedingt erforderlich.

Wirtschaftlichkeit

Um unterschiedliche Abwasserbeseiti­
gungsvarianten kostenmäßig verglei­
chen zu können, sind unbedingt W irt­
schaftlichkeitsberechnungen erforder­
lich. Die beiden darin einfließenden Ko­
stenarten sind die Kapital- (Abschrei­
bung, Verzinsung) und die Betriebsko­
sten (Instandhaltung, Wartung, Löhne, 
Energie, Abwasserabgabe etc.). Wich­
tig ist beim Variantenvergleich die Er­
fassung aller relevanten Kosten auf der 
Basis regionsspezifischer Daten. Dazu 
gehören z.B. bei den kommunalen Ein­
richtungen nicht nur die Kosten für die
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Ortsentwässerung und den Abwasser­
transport, sondern z. B. auch die M itb e ­
handlungskosten in der Kläranlage 
oder die priva ten  Hausanschlußkosten. 
Bei K le inkläran lagen ist besonders au f 
die Betriebskosten zu achten, hierzu 
zählen n ich t nur Schlam mentsorgungs­
und W artungskosten, sondern auch der 
A u fw and  fü r  die E igenkontro lle .

Da die W irtschaftlichke itsberech­
nung im m er au f Prognosen in den Be­
reichen Preis-, Z insentw icklung und 
Nutzungsdauern der Anlagen beruht, 
sind im Zuge der Berechnung diese Pa­
ram eter zu variieren, um Schwachstel­
len zu analysieren.

4. Beispiele aus der Praxis

Eine kom p le tte  Ü berarbe itung des A b ­
wasserbeseitigungskonzeptes einer 
Gemeinde gemäß der vorgeste llten 
Vorgehensweise ist in Niedersachsen 
unseres Wissens nach noch n icht durch­
g e fü h rt w orden.

Nur fü r  e inzelne Ortschaften sind 
Untersuchungen angeste llt w orden, 
die sich im wesentlichen au f einen 
Technologie- und W irtscha ftlichke its ­
vergleich verschiedener Varianten be­
ziehen.

Beispiel 1 -
Planungsoptimierung

Die A ufgabe  bestand in der O p tim ie ­
rung eines bestehenden Entwässe­
rungsentw urfes fü r  eine kle ine O rt­
schaft m it 800 EW und 170 Hausan­
schlüssen. Eine belastbare V o rflu t w ar 
nach Vorgabe der W asserbehörde n icht 
vorhanden. Somit schied die Variante 
O rtste ilk lä ran lage von vornherein  aus.

Die Entw urfsplanung sah fo lgende Lö­
sung vor:
■ Ortsentwässerung in Freigefälle Stz 
200; T > 1 .3 m ; l  = 1:330; L = 8200 m
■ H auptpum pw erk im Ort. Q = 9.5 L/s; 
hman = 82 im; 25 kW /Pumpe
■ 7500 m D ruckleitung DN 125 zur zen­
tra len  Kläranlage
■ 3 Belüftungsstationen
■ 2 Zwischenpumpwerke (Q = 2 L/s; 2 
kW  bzw. 4 L/s; 5 kW)

Folgende A lternativ lösungen w u r­
den au f Vorplanungsebene bearbeitet:

1. O ptim ie rung  des 
Freigefällesystems

■ Anschluß abgelegener Grundstücke 
per Druckentwässerung, 14 Pumpsta­
tionen
■ Entsorgung eines w e it abgelegenen 
Ortsteiles (10 Gebäude) m itte ls K le in­
kläranlagen, ein Zwischenpumpwerk 
sowie D ruckle itung w ie  S tandardent­
w u rf
■  keine Kanalisation, w o keine Bebau­
ung und zukün ftige  Entw icklung unge­
w iß
■ Haupt- und ein Zwischenpum pwerk 
sowie D ruckle itung w ie S tandardent­
w u rf

2. Abwasserentsorgung im 
Drucksystem

■ sämtliche Grundstücke über Druck­
entwässerung angeschlossen
■ Hausanschlüsse im ö ffen tlichen Be­
reich, je  ca. 2 Grundstücke an 1 HA; ins­
gesamt 104 HA; Pumpen m it Schneid­
rad
■ Sam m eldruckleitung DN 80/100; L = 
8400 m

■ 1 H auptpum pw erk, Q = 8 L/s; hman = 
49 m; 12 kW
■ D ruckle itung DN 125 zur K läranlage, 
L= 5500 m
■ 8 Belüftungsstationen an Endha ltun­
gen

3. Abwasserbehandlung in 
K le inkläranlagen (KKA)

■ 90%  der M ehrkam m ergruben sanie­
rungsbedürftig
■ D irek te in le itung  in V o rflu t nur in 
Ausnahmen möglich
■ KKA-System:M ehrkammergrube + 
P flanzenkläranlage (oder F iltergraben) 
-»-Versickerung
■ 170 KKA zu 4 EW; 5 KKA zu 12 EW; 
1 KKA zu 140 EW (Cam pingplatz)

Ergebnisse der P lanungsoptim ierung

Die Ergebnisse der B aukostenerm itt­
lung und W irtschaftlichke itsberech­
nung au f Grundlage der Vorp lanungen 
zeigen bei gleichem U m w e lte ffe k t er­
hebliche Kostenvorteile fü r  sämtliche 3 
A lte rna tiven  gegenüber der Entw urfs­
lösung.

Danach ist in diesem Fall d ie Abwas­
serbehandlung in K le inkläran lagen als 
w irtschaftlichste  Lösung anzusehen. 
Aber auch fü r die op tim ie rten , zen tra ­
len A lte rna tiv lösungen ergeben sich 
Jahreskostenvorteile von 15-20% , be­
zogen au f die Entwurfslösung. Die Ge­
m einde entschied sich le tz tlich  fü r  die 
Entwässerung m itte ls Freigefä llekanal 
und A b le itung  zur Zentra lk läran lage, 
spart aber mehrere hunderttausend 
DM an Baukosten durch Verw endung 
w esentlicher Ansätze der op tim ie rte n  
Freigefälleentwässerung ein.

Tab. 1. Ü b e rs ic h t d e r  B au - u n d  J a h re s k o s te n  fü r  B e is p ie l 1

Freigefälle
-E n tw u r f -

Freigefälle
o p tim ie rt

D ruckent­
wässerung

K le ink lä r­
anlagen

1 Investition, gesamt DM 7700000 6000000 4650000 2 500000
2 Investition, spezifisch DM/EW 9625 7 500 5800 3125

3 Jahreskosten D M /E W a 900 864 810 640
4 theor. Abwasserpreis DM/cbm 18,00 15,70 14,70 11,60

E rlä u te ru n g  zu d e n  Z e ilen :

1) inc l. M W S t., B a u n e b e n ko s te n  u n d  p r iv a te  H ausansch luß kos ten ; B ezugsjahr 1992.

2) w ie  1); b e zo g e n  a u f 800 EW.

3) Z inssa tz 7 % ; P la n u n g sze it 30 Jahre; inc l. A b w a sse rb e h a n d lu n g sko s te n  und  S c h la m m e n tso rg u n g .

4) b e z o g e n  a u f W a sse rve rb ra u ch  55 m 3 p ro  EW u n d  Jahr.
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Beispiel 2 -  Variantenuntersuchung

Die Aufgabe bestand in der Neupla­
nung der Abwasserentsorgung einer 
Ortschaft von ca. 150 Einwohnern (28 
Hausanschlüsse), deren Abwässer der­
zeit in einen empfindlichen Vorfluter 
eingeleitet werden. Folgende Varian­
ten wurden untersucht:

1. Abwasserbehandlung in 
Kleinkläranlagen (KKA)

■ System: Mehrkammergrube + Pflan­
zenkläranlage (PKA) + Versickerung
■ 26 neue Gruben, 28 PKA mit Versik- 
kerung je 4-5 EW

2. Ortsentwässerung und 
Ortsteilkläranlage

■ KA: Vorklärung + spezielle Pflanzen­
kläranlage mit Bemessung auf weiter­
gehende Abwasserreinigung (ca. 8 
m2/EW Beetfläche), so daß Einleitung 
in Vorflut möglich
■ Entwässerungsvarianten:

Freigefälle (FG),
Druckentwässerung (ND), 
Unterdruckentwässerung (VAK), 
Entwässerung „Hydromono" (HYD)

■ ca. 1200 m Entwässerungsleitung

3. Ortsentwässerung und 
Anschluß zentrale KA

■ Entwässerung „Hydromono"
■ Pumpwerk, Q = 9 L/s; hman = 50 m; 
20 kW
■ Druckleitung DN 125,6000 m
■ Belüftungsstation

Die Ortsteil-KA mit Hydromono- 
Entwässerung und die Abwasserbe­
handlung in Kleinkläranlagen verursa­
chen die geringsten Jahreskosten. Die

Baukostenersparnis beträgt, bezogen 
auf die Standardlösung, im Freigefälle­
system je nach Alternative 30-50 %. Im 
Vergleich der Jahreskosten werden ca. 
20% Kostenersparnis erzielt. Der An­
schluß an die zentrale Kläranlage er­
weist sich bei einer Entfernung von 
6 km als völlig unwirtschaftlich.

Eine kommunale Entwässerung 
wird es für diesen Ort dennoch nicht 
geben, da die Kommune ihre Abwasser­
beseitigungseinrichtungen getrennt 
abrechnet. Die günstigste Variante 
hätte gemäß den Berechnungsansät­
zen der Kommune zu hohen Abwasser­
gebühren von 6-7 DM/m3 für die Ort­
schaft geführt im Gegensatz zu den im 
Hauptort erhobenen 3 DM/m3, da das 
Entwässerungsnetz dort zum Großteil 
abgeschrieben ist und somit die Kapi­
talkosten niedrig liegen. Als kommu­
nale Lösung hätte sich widersinniger­
weise nur der teure zentrale Anschluß 
durchsetzen lassen, da er dann als eine 
Einheit abzurechnen wäre und die Ko­
sten auf alle Bürger umzulegen sind.

Beispiel 3 -Technologiewahl

Hier war die Aufgabe, die Abwasser­
beseitigung eines Straßenzuges mit 
13 Hausanschlüssen (ca. 50 E) in einem 
Moorgebiet zu planen. Gegen den Rat 
des Planers soll die Entwässerung in 
Freigefälle erfolgen, außerdem wird 
der hohe Ausrüstungsstandard der Ge­
meinde auch für diese Kleinkläranlage 
verlangt.
■ Freigefälle 200 Stz, I = 1:200, L = 310 m
■ Verlegung in Straßenmitte, da Sei­
tenraum mit Bäumen und Versorgungs­
leitungen belegt

■ Kläranlage:
-  Mehrkammerabsetzanlage,18 m3 

Nutzvolumen
-  Pflanzenkläranlage (Vertikalfilter), 

3 m3 Bodenvolumen pro E, 260 m2 
Oberfläche

-  Nachreinigungsteich, 250 m2 Ober­
fläche, T= 1,0-1,5 m

Gesamtbaukosten (inkl. MWSt, und 
Planung)
■ Freigefällekanal

825 DM/m; 5100 DM/E
■ Vorklärung

38000 DM; 760 DM/E
■ Pumpenanlage

43000 DM; 860 DM/E
■ Pflanzenkläranlage

62000 DM; 1240 DM/E
■ Teich

10000 DM; 200 DM/E
■ Nebenanlagen

(Zufahrt, Betriebsge-
bäude, Zaun)
43000 DM; 860 DM/E

Summe 9020 DM/E

Allein durch den Einsatz z.B. der 
Gefälledruckentwässerung hätte der 
Sammler im Straßenseitenraum ver­
legt, der Bodenaustausch im Rohrgra­
ben weitgehend eingespart und 70% 
der vorhandenen Klärgruben genutzt 
werden können, die Gesamtbaukosten 
lägen dann bei ca. 5000 DM/E.

Fazit

Die Verwendung von nicht den ö rtli­
chen Gegebenheiten angepaßter Ent­
wässerungstechnik führt zu extremen 
Kosten. Die erforderlichen Nebenanla-

Tab. 2. Übersicht d e r Bau- und Jahreskosten für Beispiel 2

Kleinklär-
anlagen

Ortsteil-Kläranlage-»- zentrale KA + 
HydromonoFG ND VAK HYD

1 Investition, gesamt DM 430000 875000 710000 735000 620000 1470000
2 Investition, spezifisch DM/EW 2870 5830 4730 4900 4130 9800

3 Jahreskosten DM/EWa 620 735 660 690 600 1320
4 theor. Abwasserpreis DM/cbm 11,30 13,4 12,0 12,5 11,0 24,0

Erläuterung zu den Zeilen:

FG: Freigefälle; ND: Niederdruckentwässerung; VAK: Vakuumentwässerung; HYD: Hydromono.

1) incl. MWSt., Baunebenkosten und private Hausanschlußkosten; Bezugsjahr 1992.

2) w ie  1); bezogen au f 150 EW.

3) Zinssatz 7 %; Planungszeit 30 Jahre; incl. Abwasserbehandlungskosten in zentra ler Kläranlage.

4) bezogen au f Wasserverbrauch 55 m3 pro EW und Jahr.
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gen einer K läranlage haben einen ho­
hen A n te il (bis 20 %) an den e inw ohner­
spezifischen Baukosten bei naturnahen 
K läranlagen <100 E und sind be i Ko­
stenschätzungen zu berücksichtigen.

5. Schlußfolgerungen

Aus der dargeste llten S ituation der A b ­
wasserbeseitigung im ländlichen Raum 
ergeben sich m ehrere Schlußfolge­
rungen.
1. Aus organisatorischer und w ir t ­

schaftlicher Sicht ist der Bau einer 
O rtskanalisation als entscheidender 
Schritt zu sehen. Daher b ie te t es sich 
an, ledig lich den Betrieb von K lein­
kläranlagen als dezentra le Abwas­
serre in igung zu bezeichnen.

2. M oderne K le inkläranlagen und 
kleine K läranlagen (bis 1000 EW) 
verfügen über eine hohe A bbau le i­
stung. Die These, daß größere Klär­
anlagen bessere R einigungsleistun­
gen aufweisen, ist in dieser pauscha­
len Form zum indest fü r  op tim ie rte  
Neuanlagen unzu tre ffend . Eine Ent­
scheidung fü r  einen zentra len A n­
schluß sollte daher s te ts -w ie  auch in 
§ 148 NWG vorgesehen -  m it ö ko lo ­
gischen (z.B. unzureichende V o rflu t) 
oder w irtscha ftlichen  A rgum enten 
begründbarse in .

3. Eine hohe Betriebssicherheit ist bei 
K le inkläranlagen nur durch eine in ­
tensive W artung  und Pflege zu er­
zielen. Die h ie rm it verbundenen Be­
triebskosten sind erheblich und be­
stimm en die W irtscha ftlichke it d ie ­
ser Anlagen entscheidend. Die 
These, daß eine zentra le  Abwasser­
re in igung  w irtscha ftliche r sei als 
eine dezentrale, ist aber in dieser 
pauschalen Form n ich t zu tre ffend . 
Eine sachgerechte Entscheidung 
kann nur im Einzelfall e rfo lgen.

4. Neben e iner eventuell no tw end igen 
Ü berarbe itung der W artungsvorga­
ben fü r  K le inkläran lagen au f Basis 
vorliegender Erfahrungen sollten 
unbed ing t R ichtlin ien zu Inhalt, Um­
fang und Ü berprü fung der Eigen­
kon tro lle  au fgeste llt w erden, um 
diese auch sicherzustellen!

5. Da w e ite rh in  Vorbehalte  hinsichtlich 
der Le istungsfäh igke it von K lein­
kläranlagen bestehen, sollten in Nie­
dersachsen sanierte und gew arte te  
Anlagen untersucht und bew erte t 
w erden.

6. Die Landesregierung sollte präzise 
fo rm u lie ren , un ter welchen Bedin­
gungen Neubauten oder Neubau­
geb ie te  in Ortschaften, die m itte ls 
KKA entsorgt werden, zulässig 
sind.

7. Gem einden sollten mehr als bisher 
(und nach HOAI vorgesehen) in die 
G rund lagenerm ittlung und Vorp la­
nung von Abwasserbeseitigungs­
maßnahmen investieren, da durch 
bessere Planung ein hohes Einspar­
p o ten tia l bei Bau- und Betriebsko­
sten besteht. Gerade im ländlichen 
Raum m it den einfachen Entwässe­
rungsnetzen neigen die Planer 
sonst eher zu teuren Lösungen, um 
ein ausreichendes Honorar sicher­
zustellen.

8. Die Gemeinden sollten, abgesichert 
durch fund ie rte  Fachplanung, m u­
tig e r werden, auch neuartige Ent- 
wässerungs- oder K läranlagentech­
no log ien  einzusetzen und nicht nur 
die Standardlösung „F re ige fä lleka­
nal -  D ruckle itung -  Zentra lk läran­
lage" wählen, da hier erhebliche 
Kostenreduzierungen möglich 
sind.

9. Es g ib t keine Schubladenlösungen, 
w eder durch die bevorzugten Stan­
dardverfahren noch durch A lte r­
nativverfahren. Eine sinnvolle A b ­
wasserbeseitigung muß immer au f 
die A nforderungen im jew e iligen 
Planungsgebiet eingehen.

10. Oberstes Ziel bei allen Abwasser­
p lanungen ist der Schutz der Ge­
wässer. Unter Einbeziehung aller 
Immissionspfade sollten fü r jedes 
Gewässer-Einzugsgebiet Q ualitä ts­
ziele fo rm u lie rt und Maßnahmen 
zu deren Erreichung en tw icke lt 
w erden. Die ohnehin knapper w e r­
denden F inanzm ittel könnten 
dann wesentlich e ffektive r fü r  den 
Gewässerschutz eingesetzt w e r­
den, als dies bisher der Fall ist.

11. Die Landesregierung sollte w e n i­
ger die Baumaßnahmen bezu­
schussen als vie lm ehr die Erarbei­
tu n g  fund ie rte r Abwasserbeseiti­
gungspläne, bei denen die Bearbei­
tu n g  der einzelnen Aspekte gemäß 
Bewertungsrahmen durchge führt 
ist.

12. Das Gebührenrecht ist dah inge­
hend zu ändern, daß die Kosten al­
ler Abwasserbeseitigungsanlagen 
im Gem eindegebiet zusammenge­

fa ß t der E rm ittlung  e inhe itlicher 
Anschlußbeiträge und Abwasser­
gebühren dienen, andernfalls w e r­
den O rtste ilk läran lagen, obw ohl 
politisch g e w o llt und un te r Ge­
sam tkostenaspekten sinnvoll, sich 
n ich t umsetzen lassen.

13. Es ist zu überlegen, die Anschluß­
be iträge durch die Abwasserge­
bühr ko m p le tt zu ersetzen, da da­
durch eine verursachergerechtere 
Kostenverte ilung m öglich ist und 
der S treit um den Berechnungs­
maßstab der Beiträge endlich vo r­
bei ist. Bedingt durch die höhere 
Kap ita lau fnahm e seitens der Kom­
m une w ürden die Abwassergebüh­
ren a llerd ings steigen.
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Schütte, 1991: Untersuchung von Klein­

kläranlagen im ländlichen Raum 
Niedersachsens mit der Zielsetzung 
der verfahrenstechnischen Optimie­
rung bei Neubau und Sanierung. -

von Klaus Kunter

1. Zielvorstellungen

Was ich Ihnen hier beschreiben kann, 
sind die Zielvorstellungen, die Ende 
1991 erstmals konkret und verbindlich 
in Thüringen formuliert wurden als 
„Abwassertechnische Zielplanung", 
abgekürzt ATZ. Des weiteren kann ich 
darüber berichten, welche Erfahrun­
gen w ir in Nordthüringen mit diesen 
Zielvorstellungen sammeln konnten. 
Um die ATZ verstehen zu können, muß 
man wissen, wie und warum sie ent­
standen ist.

In den Jahren 1990 und 1991 wurde 
Thüringen von Planungen zur Abwas­
serbeseitigung überflutet, die von ver­
schiedenen Auftraggebern mit ver­
schiedenen Vorstellungen an verschie­
dene Planungsbüros erteilt worden 
waren. Zum Teil wurden Ortslagen 
gleich dreimal verplant:
■ einmal fungierte die Kommune 
selbst als Auftraggeber,
■ einmal der Landkreis,
■ einmal der WAB bzw. die Nachfol­
georganisationen, in Nordthüringen 
die Nordthüringer Wasserversorgungs­
und Abwasserbehandlungs GmbH.

Gleichzeitig stellten das Land Thü­
ringen und der Bund Fördermittel be­
reit, um den Bau von Abwassermaßnah­
men zu unterstützen. Die Ergebnisse 
der unterschiedlichen vorliegenden 
Planungen ließen ein konsequentes 
zielgerichtetes Handeln nicht zu. Lan­
desgesetzliche Grundlagen für die Ar­
beit m it den Kommunen mußten erst 
geschaffen werden:
■ Das Thüringer Kommunalabgabege­
setz kam im August 1991,
■ das Thüringer KGG (Gesetz über die 
Kommunale Gemeinschaftsarbeit) im 
Juni 1992,

Im Auftrag des Nds. Landesamtes f. 
Wasser und Abfall.

Schütte, Fehr, 1992: Neue Erkenntnisse 
zum Bau und Betrieb von Pflanzen­
kläranlagen. In: Korrespondenz Ab­
wasser Heft 6/92.

■ das Thüringer Ausführungsgesetz 
zum Abwasserabgabegesetz im Mai
1993,
■ das Thüringer Wassergesetz im Mai
1994.

Es gab de facto keine technische 
Fachbehörden im bekannten Sinne, es 
gab 1990/91 keine Obere Wasserbe­
hörde, die in der Weise arbeitsfähig ge­
wesen wäre, daß sie ihre Zuständigkei­
ten im Bereich Abwasserbeseitigung 
wahrnehmen konnte. Die Unteren 
Wasserbehörden hatten und haben in 
Thüringen nur unwesentliche Zustän­
digkeiten im Bereich Abwasserbeseiti­
gung. Mitte 1991 lagen in der Bauprüf­
stelle Wasserwirtschaft der OFM Erfurt 
über 600 Planungen, die zum größten 
Teil von den Planungsbüros einfach ab­
gegeben worden waren; zur Bearbei­
tung standen drei Prüfingenieure zur 
Verfügung. Eine weitere Bauprüfstelle 
gab es in Gera.

Es mußte das herrschende Chaos 
1990/1991 irgendwie beseitigt werden, 
um Fehlplanungen und Fehlinvestitio­
nen größeren Ausmaßes zu verhindern 
und den Abwasserbeseitigungspflichti­
gen eine gewisse Planungs- und Investi­
tionssicherheit zu geben.

Es wurde eine Arbeitsgruppe ge­
bildet, die unter Vorsitz des damaligen 
Thüringer Umweltministeriums (TUM) 
und des Gemeinde- und Städtebundes 
für jeden der damaligen 35 Landkreise 
und die 5 kreisfreien Städte Erfurt, 
Weimar, Jena, Gera und Suhl eine vor­
erst kreisweite ATZ erarbeitete. In die­
ser Arbeitsgruppe waren vertreten:
■ Staatliche Gewässeraufsicht und
■ Betriebsbereiche der NWA (ehemal. 
WAB Erfurt).

Arbeitsgrundlage für die Arbeits­
gruppen waren sämtliche bis dahin

Anschrift des Verfassers

H. Schütte
ARGO Ingenieurgemeinschaft GmbH 
Rheinstraße 13 
26506 Norden

greifbaren Planungen, die bei den 
Landkreisen, der NWA, dem Gemeinde- 
und Städtebund oder dem Ministerium 
bekannt waren oder Vorlagen.

Auf der Karte sehen Sie, daß Thürin­
gen an fün f andere Bundesländer 
grenzt. Nordthüringen alleine an drei 
Bundesländer: Sachsen-Anhalt, Nieder­
sachsen und Hessen. Unglücklicher­
weise verläuft der sogenannte „Trenn­
system Äquator" entlang der Länder­
grenze Hessen/Niedersachsen, und so 
haben w ir hier auch je nach Herkunft 
der Planungsbüros die unterschiedlich­
sten Planungen zu vergleichbaren 
Problemen.

So verschieden, wie die Tempera­
mente der Mitarbeiter der Arbeitsgrup­
pen waren, waren auch die Ergebnisse 
der kreisweisen Zielplanungen. Im da­
maligen Kreis Heiligenstadt zum Bei­
spiel gab es gemäß der ATZ nur zwei 
Großkläranlagen mit einer, so möchte 
ich sagen, zwangsweisen Trennkanali­
sation und keine Einzelkläranlagen. In 
anderen Landkreisen wieder waren es 
diverse kleinere Einzelstandorte, w ie­
derum mit einem Zwang zum Misch­
system.

Das Ergebnis dieser Arbeitsgruppen 
war die Festlegung von Entwässerungs­
gruppen durch das TUM als quasi Mo­
mentaufnahme.

D. h., so wie es zu einem bestimmten 
Zeitpunkt im Herbst 1991 war, so war es 
per Definition richtig und verbindlich. 
Planungen, die von der ATZ abwichen, 
waren nicht genehmigungsfähig.

Diese Vorgehensweise führte bei 
verschiedenen Kommunen und Ver­
bänden logischerweise zu einer Art 
Schock. Sie brachte jedoch dieses Ge­
wimmel an Planungen zu einem Still­
stand und zu der Sicherheit, daß die Ab­
wasserbeseitigungspflichtigen wuß­
ten, woran sie waren.

Sie können den oben gemachten 
Ausführungen entnehmen, daß es also 
keine „Zielvorstellungen Thüringens" 
gab, die als eine konkrete eindeutige Li­
nie zu erkennen waren.

Abwassertechnische Zielvorstellungen 
und Erfahrungen aus Thüringen
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M an w o llte  das WHG §§ 7 a und 18 b 
e rfü llen , aber dieses Ziel ist w iederum  
so übergroß, daß es dennoch die ver­
schiedensten M ög lichke iten  der W eg­
beschreitung zuläßt, so daß es ein spezi­
fisches Thüringer Ziel Ende 1991 noch 
n ich t gab.

Die ATZ w urde  also festgeschrieben. 
Da der A rbe itsgruppe natü rlich  be­
ka n n t war, daß die Festlegungen der 
ATZ n icht der W eisheit le tz te r Schluß 
sein konnten, w urde  im sogenannten 
Z ie lplanungserlaß vom Novem ber 1991 
der W eg festgeschrieben, w ie  die ATZ 
geändert w erden kann. Es w urde  hier 
d ie M ög lichke it der Fortschreibung er­
ö ffn e t, jedoch n icht nach der W illkü r 
einzelner, sondern neue Lösungen 
d u rfte n  n icht gegen das W ohl der A ll­
gem e inhe it verstoßen, m ußten geneh­
m igungsfäh ig  sein und vo lksw irtscha ft­
lich g le ichw ertig  oder günstiger als die 
ge ltende Lösung. Die vo lksw irtscha ftli­
che W e rtig ke it m ußte nach den be­
w ährten  LAW A-Leitlin ien berechnet 
w erden.

Soweit zu den Z ie lvorste llungen.

2. Erfahrungen

Das Fachgebiet R ahm enplanung/Ab- 
wasserbehandlung nahm im Januar 
1992 in der dam aligen Landesanstalt 
fü r  U m w elt in Sondershausen seine A r­
b e it auf, und w ir  begannen, unsere Er­
fah rungen  m it den Thüringer Z ie lvor­
ste llungen in N ord thüringen  zu ma­
chen.

Das Land Thüringen ist in vier Pla­
nungsregionen (Nord, Süd, M itte , Ost) 
a u fge te ilt, und die Landesverw altun­
gen sind entsprechend organis iert. Aus 
der Tatsache, daß 35 + 5 = 40 und 4 0 :4  = 
40, w ir  jedoch in unserem D ienstbezirk 
led ig lich  sechs Landkreise und keine 
kre isfre ien Städte hatten, entnehm en 
Sie b itte , daß w ir  den kleinsten und p ro ­
vinzie llsten der vier D ienstbezirke dar­
ste llten.

Nach 2V2 Jahren A rb e it m it der ATZ 
können w ir  sagen, daß w ir  in dieser Zeit 
ca. zwei Dutzend Änderungsanträge 
bearbe ite t haben und in ca. 50 % der 
Fälle die ATZ ändern konnten. Die Ä n ­
derungen g ingen n icht grundsätzlich in 
eine Richtung, sondern es w urde  zen­
tra lis ie rt und  dezentra lis iert.

Herr Bahlo ha tte  mich in der Einla­
dung gebeten, u.a. Einschätzungen 
von Fehlplanungen zu geben.

M eine Damen und Herren, das ist 
ein Problem. Ich möchte hier zuerst 
über Kläranlagen sprechen. -  Aber was 
ist eine Fehlplanung? Ein falsch festge­
legtes Einzugsgebiet? Eine zu große 
Kläranlage? Ein zu aufwendiges Klär­
verfahren?

Das Einzugsgebiet der Kläranlagen 
gemäß ATZ ist nach den Vorgaben von 
1991 und den o.g. Änderungen aus 
m einer Sicht in 90 % der Fälle n icht als 
Fehlplanung zu bezeichnen.

W ir gelangten durch verschiedene 
Kostenvergleichsrechnungen, die w ir 
im Rahmen von Änderungsanträgen 
oder im Vorfe ld von Änderungsanträ­
gen in der Vergangenheit ge p rü ft ha t­
ten, zu der Erkenntnis, daß es in m inde­
stens 50 % der Fälle volksw irtschaftlich 
gleich ist, ob Abwasser zentral oder de­
zentra l behandelt w ird . Die D iffe ren­
zen der P rojektkostenbarwerte nach 
LAWA bewegen sich hier in der Streu­
b re ite  der Investitionskostenansätze 
bei der Verwendung konventione lle r 
Verfahren.

Bei der Festlegung von Ausbaugrö­
ßen von Kläranlagen sind w ir g rund ­
sätzlich sehr kleinlich. W ir haben den 
Kom m unen diverse Planungen zur 
Ü berarbe itung zurückgegeben und so­
m it eine fund ie rte re  Planung veranlaßt, 
w e il die Ausbaugrößen n icht ausrei­
chend untersetzt und die Kläranlagen 
u. E. zu groß geplant waren.

Ich möchte daher sagen, daß es in 
N ord thüringen  keine  klärtechnischen 
Investruinen gibt.

W enn es im Bereich von Kläranlagen 
Fehlplanungen in N ord thüringen g ib t, 
so m öchte ich die Fehlplanungen d o rt 
suchen, w o  es um das Klärverfahren  
geht. Und hier leistet die HOAI einen, 
aus m einer persönlichen Sicht, unver­
an tw ortlichen  Vorschub!

Es ist müßig und naiv zu fragen, 
w arum  einfache, preiswerte Klärver­
fahren sich auf dem M arkt n icht durch­
setzen.

Die Frage bean tw orte t sich, w enn 
Sie schauen, wer p ro fit ie r t von einem 
teuren Verfahren, w er hat die Kosten 
zu tragen, wer hat welche Lobby, und 
vergleichen: wer p ro fit ie r t von einem 
pre iswerten Verfahren, wem entgehen 
Gewinne, w er hat welche Lobby?

W ir als technische Fachbehörde, die 
maßgeblich an der Erarbeitung von För­
derprogram m en be te ilig t ist, haben 
n icht die Zeit und die Kraft, geschweige

denn die Rückendeckung (Stichwort: 
„K om m una le  Selbstverw altung"), hier 
eine Richtung vorzugeben.

W irhaben  ledig lich den § 18bW HG, 
der die Errichtung und den Betrieb von 
Abwasseranlagen nach den a.a.R.d.T. 
vorschreibt. A u f dieser Grundlage kön­
nen w ir  etwas lenken, drücken, schie­
ben oder blockieren, aber gegen die 
Auswüchse einer HOAI anzugehen, ist 
uns au f b re ite r Ebene n ich t möglich.

Was nun innerha lb  der Netze von­
sta tten  geht, deckt eine in den ABL 
n icht übliche Bandbreite ab.

Durch die Einflüsse aus regelmäßig 
zwei ABL haben w ir  Planer, die ihre Pla­
nung so auslegen, als könnten die Ein­
w ohner ih r Schmutzwasser m it dem 
Zahnbecher zur K läranlage tragen, da 
g ib t es tro tz  Mischsystem und Zentra li­
sierung au f Grund der Q ua lifiz ie rung 
des Systems keinen DN >500. Das geht 
so w e it, daß w ir  zu bedenken geben, 
daß die H auptsam m ler zwischen den 
O rten bei e iner n ich t abschätzbaren 
Entw icklung innerha lb  der nächsten
20-30 Jahre ein N adelöhr darstellen, 
das v ie lle ich t doch besser um einen 
Durchmesser zu vergrößern wäre.

Andere Planer verlegen DN 1700 fü r 
dörfliche  Kom m unen m it 1200 Ein­
w ohnern , um die zu kü n ftig e  Entw ick­
lung n icht zu bee in trächtigen. Hier 
m üßten w ir  bremsen, w e il uns eine der­
artige  Entw icklung utopisch erscheint.

Jetzt ist es an uns, h ier eine Linie her­
ein zu bringen und die Grenzen abzu­
stecken, innerha lb  derer w ir  die Pla­
nung noch als m it dem a.a.R.d.T. kon­
fo rm  ansehen und w ann n icht mehr. 
W ir setzen h ier WHG § 18b über die 
kom m unale Selbstverwaltung. Hier 
w ird  also ein ge läutertes Maß an Flexi­
b ilitä tve rla n g t.

Diese F lex ib ilitä t, die ich grundsätz­
lich fü r  angebracht halte, da anders 
eine Verbesserung und W e ite ren tw ick­
lung w asserw irtschaftlicher V orste llun­
gen n icht m öglich ist, ist u.a. durch un­
sere jungen  M ita rb e ite r gew ährle iste t.

Unsere jungen  Prüfingenieure/in- 
nen sind neu im Metier, sie w urden  und 
w erden jedoch ständig und um fang­
reich geschult und sind mangels e in­
gefahrener Gleise o ffen  fü r  neue 
Wege.

Gestatten Sie m ir einen R ückgriff 
au f die K läranlagen und lassen Sie mich 
hier e in ige Beispiele von unvenkon tio - 
nellen K läranlagen aufführen , die in
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unserem Dienstbezirk in den letzten 
2Vz Jahre realisiert wurden:
■ Eine Kläranlage nach dem Kasseler 
Prinzip von Dr. Onken mit wissenschaft­
licher Betreuung.
■ Eine eingehauste Scheibentauch­
tropfkörperanlage.
■ Eine SBR-Anlage mit wissenschaftli­
cher Begleitung.
■ Eine koventionelle Belebungsanlage 
in der TWSZ II mit doppelter Beton­
wanne und automatischer Leckan­
zeige.
■ Eine Großkläranlage fü r 100000 
EGW für alternierenden Betrieb in den 
Belebungsbecken.

Zurück zu den Netzen:
Konventionelle Klassische Mischsy­

steme und Trennsysteme haben w ir in 
der Vergangenheit oftmals mit getra­
gen, gehen jetzt jedoch dazu über, 
diese konventionellen Systeme, die ich 
nach heutigem Kenntnisstand provoka­
torisch als „Fehlplanungen" bezeich­
nen möchte, nicht mehr zu akzeptie­
ren.

Ich verweise wieder auf WHG § 18b.
Wir gehen bei Baugebieten seit 

1992 so vor, daß w ir in unseren Stellung­
nahmen im Rahmen der Bauleitpla­
nung grundsätzlich die Versickerung 
des Regenwassers auf den Grundstük- 
ken fordern.

Wenn das nicht möglich ist, die Ab­
leitung der abzuleitenden Mengen 
überRigolensystem.

Diese Forderung seit 1992 ermög­
licht uns jetzt Entwürfe, die diese For1 
derungen ignorieren, zurückzugeben.

Die ersten Konflikte treten m ittler­
weile auf.

Bei vorhandenen Ortslagen, die in 
klassischen Systemen beplant werden, 
fordern w ir die Dokumentation der mo­
mentanen Regenwasser„entsorgung" 
und die Begründung, warum sie geän­
dert werden sollen.

Wenn Regenwasser zur Zeit nicht 
zentral abgeleitet wird, ist zu begrün­
den, warum dies zukünftig der Fall sein 
soll.

Wir bekommen hier oftmals Schwie­
rigkeiten mit unserem SelbstveTständ- 
nis. Bzw. andere bekommen diese 
Schwierigkeiten, weil sie diese dirigisti­
sche Vorgehensweise nicht als unsere 
Aufgabe betrachten. -  Ich frage Sie je­
doch, wer soll die Sinnhaftigkeit einer 
Planung kontrollieren, wenn nicht der 
Geldgeber, der mittlerweile regelmä­

ßig mehr als 50 % der Investkosten 
trägt?

Meine Damen und Herren, es mag 
sein, daß es an unserem ländlichen 
Raum liegt und daran, daß w ir somit in 
der Provinz liegen und die Ingenieurbü­
ros es nicht für erforderlich halten, uns 
neue richtungsweisende Planungen 
vorzulegen; aber wenn wir uns nicht 
dafür eingesetzt hätten, gäbe es noch 
kein Mulden-Rigolen-System, noch 
keine Kläranlage nach dem Kasseler 
Modell usw. im Nordthüringer Raum.

Auch hier ist wieder der Hemm­
schuh die HOAI.

Wenn ein planender Ingenieur nicht 
Idealist ist, wodurch wird er motiviert, 
sich im Vorfeld der Planung mit der 
momentanen Regenwasserentsorgung 
auseinanderzusetzen?

Wodurch kann er dazu bewogen 
werden, zu überlegen, wie mit den ge­
ringsten technischen Mitteln -  aber 
ggfs, großem Planungsaufwand -  die 
Regenwasserentsorgung den a.a.R.d.T. 
angepaßt werden kann? Meine Damen 
und Herren, ich weiß nicht, wodurch. 
Durch die HOAI auf jeden Fall nicht.

Aus meinen bisherigen Ausführun­
gen entnehmen Sie, daß ich nicht mit 
spektakulären Fehlentwicklungen und 
Fehlplanungen dienen kann. Worüber 
ich persönlich jedoch nicht traurig bin.

Die Fehlplanungen, die ich Ihnen 
versucht habe darzulegen, sind die 
kraftzehrenden, kleinen, alltäglichen 
Fehlplanungen, die auf Grund einerfal- 
schen Ingenieuraufgabenstellung un- 
sertägliches Brot sind.

Kommen w ir zu den Ausführungen 
über die Wege kleinerer zentraler Ab­
wasserbehandlung.

Sie müssen hier bedenken: Wer ver­
nünftig ist, als Abwasserbeseitigungs­
pflichtiger, baut nicht ohne Fördermit­
tel. Die Fördermittel des Freistaates wer­
den vorrangig und sinnvoll dazu einge­
setzt, die Abwasserfrachten für die Vor­
fluter effektiv zu senken. D.h. die För­
dermittel kommen zuerst den kommu­
nalen Starkverschmutzern zugute. Auf 
gleicher Ebene und an zweiter Stelle ste­
hen die Abwasserbehandlungen, die er­
forderlich sind, um Wassergewinnungs­
anlagen zu schützen und Trinkwasser­
einzugsgebiete zu sanieren.

Hier sind auch schon kleine Gemein­
den im Prioritätenprogramm, deren 
Schmutzfracht ansonsten vernachläs­
sigbarwäre.

Sie sehen, viele Anlagen, die ich hier 
präsentieren könnte, haben w ir logi­
scherweise noch nicht vorzuweisen.

Über verschiedene will ich jedoch 
berichten:' =>•

Während der ATZ-Erarbeitung 
wurde im damaligen Landkreis Son­
dershausen die Gruppe Thüringenhau­
sen gebildet. Es handelt sich hierbei um 
einen zersiedelten großen Flächen­
verband.

Die Ausbaugröße für die KA Thürin­
genhausen belief sich auf: 20500 EGW 
bei damals vorhandenen ca. 12000 Ein­
wohnern in 28 Kommunen mit 63 km 
Verbandskanal und 29 Regenentla­
stungsanlagen.

Wenn man die hier erforderlichen 
Investitionskosten betrachtet, ohne die 
Hintergründe für dieses Entwässe­
rungssystem zu kennen, ist der Verband 
augenfällig als „unwirtschaftlich" zu 
bezeichnen.

Die Hintergründe für die Bildung 
dieses Verbandsystemes sind in der 
Geologie des Einzugsgebietes und der 
Tatsache, daß sich in diesem Einzugsge­
biet die Brunnen befinden, die das Hel- 
begebiet selbst versorgen und eine Zu­
speisemöglichkeit fü r die Kreisstadt 
Sondershausen darstellen, zu suchen.

Die geologische Situation wird in ei­
nem Gutachten der Thüringer Landes­
anstalt für Bodenforschung wie fo lg t 
beschrieben:

Den Grundwasserleiter des Gebietes 
bildet der Muschelkalk, der als Karst­
grundwasserleiter ausgebildet ist. Als 
Hauptgrundwasserleiter ist dabei die 
Obere Wechsellagerung des Mittleren 
Muschelkalkes anzusehen.

Aufgrund der intensiven Verkar­
stung des Mittleren Muschelkalkes tre ­
ten vor allem im darüberliegenden 
Oberen Muschelkalk sowie teilweise im 
Unteren Keuper Erdfälle auf. Diese Er­
scheinungen sind fast im gesamten Ein­
zugsgebiet der Oberen Helbe anzu­
treffen.

Verkarstung, Erdfalltätigkeit sowie 
das weitgehende Fehlen schützender 
Deckschichten ermöglichen größten­
teils gute Versickerungsmöglichkeiten 
in den Untergrund und somit in das 
Grundwasser.

Die Selbstreinigung im Untergrund 
ist aufgrund der vorhandenen Hohl­
räume und der hohen Grundwasser­
fließgeschwindigkeiten sehr niedrig.

Des weiteren sind zahlreiche Versin­
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kungen der Helbe (vor allem der Obe­
ren Helbe) in den U ntergrund bekannt. 
Die Zone der H auptversinkungen ver­
lä u ft e tw a im A bschnitt Helbe südlich 
K le inberndten bis Helbe oberhalb Ebe­
leben. D arüber hinaus g ib t es w e ite re  
e inzelne Versinkungsstellen (z. B. nö rd ­
lich H olzthaleben). Aus diesen Gründen 
ist die Versickerung bzw. E inleitung in 
die Helbe von Abwässern generell als 
problem atisch im betre ffenden Gebiet 
anzusehen.

U ngefähr ein Jahr, nachdem die ATZ 
fü r  das Einzugsgebiet ve rö ffe n tlich t 
w orden  war, begann der Verband in Zu­
sam m enarbeit m it der dam aligen TLU 
Sondershausen über neue Lösungs­
m öglichke iten  fü r  die Abwasserbeseiti­
gung zu beraten, da es offensichtlich  
war, daß die gep lan te  Verbandsva­
rian te  w irtscha ftlich  n icht tragba r sein 
w ürde.

Der M einungsbildungsprozeß ist  ̂
z.Z t. noch n icht abgeschlossen, er ist 
m om entan auf dem Stand, daß die de­
zentra len  Wasserversorgungsanlagen 
lang fris tig  (ca. 20 Jahre) zugunsten des 
Anschlusses an eine Fernwasserversor­
gung abgelöst werden sollen. Der m it t ­
le rw e ile  zuständige Trinkwasser- und 
Abwasserzweckverband Helbe-W ipper 
m it Sitz in Sondershausen ist aus diesem 
Grunde dem Fernwasserzweckverband 
Nord- und O stthüringen beigetre ten.

Diese Entscheidung im Kräftespiel 
Abwasserbeseitigung -  Trinkwasserver­
sorgung g ib t fü r  die Abwasserbeseiti­
gung ganz neue Wege fre i:

W ir müssen keine Lösungen erar­
beiten, die eine g le ichze itige Sicherstel­
lung der Wasserversorgung gew ährle i­
sten und von allen Bete ilig ten -  Ge­
sundheitsam t -  Wasserversorger e in ­
vernehm lich akzep tie rt w erden.

W ir sind je tz t dazu angehalten, die 
Abwasserbeseitigung im H elbegebiet 
zu verbessern. Eine Verbesserung er­
re icht le tz tlich  jede neu errich te te  
K läranlage. W ir können g le ichze itig  
da rau f verweisen, daß der K o n flik t 
Wasserversorgung -  Abwasserbeseiti­
gung nur noch fü r  eine Übergangszeit 
existiert, bis näm lich die zentrale Was­
serversorgung e rfo lg t ist.

Diese Verkram pfung bei der Lösung 
der Abwasserproblem atik hat fo lg e n ­
den H in tergrund:

Die V ere inbarke it Wasserversor­
gung-Abwasserbeseitigung w ar im Hel­
begeb ie t noch nie gegeben. Siehe

hierzu ob ige  Ausführungen der LfB. 
Wenn je tz t Kläranlagen errich te t w e r­
den, w ird  der bisherige Zustand in e i­
nem nie erw arte ten Ausmaß verbes­
sert.

G leichzeitig w ird  die E inleitung von 
ge re in ig tem  Abwasser in die Helbe 
durch das Gesundheitsamt abgelehnt, 
da h ierdurch die Trinkwasserversor­
gung ge fährde t w ird . Die A blehnung 
fü h r t dazu, daß die Genehm igungsbe­
hörde diese Bedenken a u fg re ift und 
uns als technischer Fachbehörde bei der 
Em pfehlung der Erteilung von Einlei­
tungserlaubnissen nicht fo lg t.

Sie haben hier eines der Beispiele 
dafür, welches Ergebnis erz ie lt w ird , 
w enn die Zustände der ehem aligen 
DDR m it bundesdeutschem Recht Z u ­

sam m entreffen und bei den Entschei­
dungsträgern die Ermessensbreite au f 
Null gesetzt w ird.

Unbeschadet der noch nicht endgü l­
tig  abgeschlossenen Abstim m ungen, 
welche Kommunen Einzelanlagen und 
welche Kommunen zentrale Anlagen 
betre iben dürfen, sind bisher im Helbe- 
e inzugsgebiet die Kläranlage Fried­
richsrode fü r  100 EGW und die KA K le in­
berndten fü r ca. 400 EGW errich te t 
w orden.

Die KA Friedrichsrode ist eine klassi­
sche Ortskläranlage, deren Funktions­
weise bereits e rläutert wurde.

Die KA Kleinberndten d ient der Ent­
sorgung des Abwassers von K leinbernd­
ten, D ietenborn und einer M ühle an der 
Helbe. Z u rZ e it sind hier 20 % von K le in­
berndten angeschlossen. D ietenborn 
m it 15 Einwohnern und besagte M ühle 
sind noch anzuschließen.

In K leinberndten ist fo lgender KA- 
Typ e rrich te t worden:

Die Abwasserableitung e rfo lg t im 
Trennsystem, so daß der Kläranlage nur 
das Schmutzwasser zuge führt w ird . Die 
Abwasserreinigung e rfo lg t in Schei­
bentauchkörpern, die mechanische 
V orre in igung w ird  durch ein Trom m el­
sieb und die Nachklärung m itte ls La­
m ellenseparatoren gewährleistet.

Die Anlage ist kom p le tt oberirdisch 
im Gebäude aufgestellt, so daß der Zu­
lau f gehoben werden muß.

Eine eventuelle Änderung der A n ­
schlußgröße durch z.B. Fremdenver­
kehr kann durch die re la tiv großen 
Spielräume der Flächenbelastung der 
Scheiben ausgeglichen werden.

Die momentane Bemessungsflä­

chenbelastung lieg t bei 6 g /m 2 x d, die 
aber ohne weiteres au f 8 g /m 2 x d ge­
s te igert w erden kann, ohne daß eine 
qua lita tive  Verschlechterung des A b ­
laufes zu erw arten wäre. Der an fa l­
lende Überschußschlamm w ird  in e i­
nem Schlam m stapelbehälter gespei­
chert, w obe i als Entsorgungswege die 
Landw irtschaft bzw. eine Kom postie­
rungsanlage offenstehen.

Es w äre hier ebenso m öglich gew e­
sen, eine KA nach dem Kasseler Prinzip 
zu errichten. In der Retrospektive 
w urde  jedoch die eingehauste Anlage 
deswegen  gew ählt, da der KA-Standort 
un m itte lb a r oberhalb der TWSZ II lieg t 
und die Gefahr von U nd ich tigke iten  m i­
n im ie rt bzw. ausgeschlossen w erden 
sollte. Angeboten haben sich ehema­
lige LPG-Gebäude in unm itte lba re r 
Nähe des gew ählten Standortes.

Im Endeffekt w urden  diese Ge­
bäude n icht verw endet, sondern ein 
Neubau errich te t. -  Ich verweise au f 
meine oben gem achten A usführungen 
zur HOAI. Der o ffiz ie lle  Grund waren 
meines Wissens E igentum sproblem e.

Etwas östlich von K le inberndten lie ­
gen G roßberndten und Im m enrode m it 
454 und 466 E inwohnern.

Sie befinden sich ebenfa lls im Ein­
zugsgebiet der Helbe. Die Landesan­
sta lt fü r  Bodenforschung sagt zu Groß­
berndten aus:
■ Geologie: Oberer Muschelkalk.
■  TWSZ: III, südwestlicher Ortsrand.
■  E rd fa llgefährdung: zahlreiche Erd­
fä lle  im Um feld der Ortslage.
■ Grundwasserfließrichtung: nach SSE.
■ gute  Versickerungsbedingungen.

W ir haben ähnlich ungünstige Be­
d ingungen w ie  in Friedrichsrode. -  
W äre da n icht un m itte lb a r Im m enrode 
im Osten, w ir w ürden  die gleiche Lö­
sung w ie  fü r  Friedrichsrode w ählen. Bei 
Im m enrode besteht jedoch die W ahr­
scheinlichkeit, daß die Grundwasser­
fließ rich tung  nach NNE verläu ft.

Der Hydrogeologische Bericht des 
VEB H ydrogeologie Nordhausen vom
07. 11.78 kom m t jedenfa lls zu dem Er­
gebnis, daß das „un terird ische Einzugs­
geb ie t der Helbe n icht in jedem  Fall m it 
dem oberirdischen identisch is t".

Unabhängig davon ergäben sich fü r  
die nördliche Grundwasserscheide e i­
nige Unsicherheiten. Es ist nun vorge­
sehen, m it U nterstü tzung der TLU Jena, 
eine hydrogeologische Untersuchung 
durch führen zu lassen, die die Grund-
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wasserfließrichtungen bei Immenrode 
und Großberndten eindeutig festlegt.

Es bestände dadurch die Chance, 
nach einer Abwasserreinigung das Ab­
wasser gezielt so zu versickern, daß es 
unterirdisch nicht ins Helbeeinzugsge- 
biet gelangt. Im nördlichen unterirdi­
schen Einzugsgebiet der Wipper ist es, 
bedingt durch die andere Geologie und 
längere Fließzeiten, unschädlich.

Der Bau der Kläranlage Immenrode

und Großberndten ist fü r 1995 vorge­
sehen.

Herr Dr. Onken hat hierzu bereits 
eine Studie erarbeitet, zur Erlangung 
sozialverträglicher Investitionshöhen 
(Friedrichsrode kostete immerhin ca. 
380000,- DM, für 100 EW) muß die Aus­
schreibung jedoch so gestaltet werden, 
daß Anbieter anderer KA-Verfahren 
motiviert werden, sich ebenfalls am 
Ausschreibungsverfahren zu beteiligen.

Erfahrungen über kommunale 
Entscheidungen zum Anschluß- 
und Benutzungszwang
von Ewald Müller

Die Interessengemeinschaft fü r Grund­
stücksbeitragsgerechtigkeit e.V. -  ab­
gekürzt IGB -  wurde 1976 in Baden- 
Württemberg gegründet, 1977 in das 
Vereinsregister eingetragen und da­
nach von der Finanzverwaltung aner­
kannt. Somit kann der Jahresbeitrag 
von z.Z. 75 DM steuerlich abgesetzt 
werden.

Anlaß der Gründung des jetzigen 
IGB-Bundesverbandes sind willkürliche, 
überhöhte und rechtswidrige Kosten­
bescheide der Kommunen. Dabei ging 
es um Anliegerbeiträge aller Art, gegen 
die in Baden-Württemberg mit massen­
haften Widersprüchen bzw. Rechtsmit­
teln sehr erfolgreich vorgegangen 
wurde. In weiteren Bundesländern hat 
das Vorgehen der IGB stark zunehmend 
Nachahmer gefunden.

Inzwischen haben IGB-Mitglieder, 
unterstützt von erfahrenen und erfolg­
reichen Anwälten-d ie die IGB-Zentrale 
empfohlen hat -, rund 450 Millionen 
Mark von rechtskräftig verurteilten 
Kommunen zurückerhalten. Es waren 
unrechtmäßig verlangte Anliegerbei­
träge z.B. für Kanalbaumaßnahmen, 
überhöhte Benutzungsgebühren und 
weitere falsche Berechnungen, immer 
zum großen Vorteil der Kommunen. 
Zur Bewältigung der vielen Anfragen 
von gleichermaßen betroffenen Bür­
gern und Grundstückseigentümern im 
Bundesgebiet mußten IGB-Landesver- 
bände, somit auch der in Niedersachsen 
gegründet werden.

Einer der im komplizierten Verwal­
tungsrecht bewanderten Anwälte er­
klärte bei einer Fachtagung: Die IGB 
muß es geben, damit aus öffentlichen 
Händen keine öffentlichen Greifer 
werden!

Leider bewahrheitet sich dieser 
Spruch nach wie vor zunehmend.

Zweck und Ziele der IGB

1. Die IGB ist bundesweit unter Aus­
schluß von Erwerbsinteressen zur 
gemeinsamen Wahrung der Belange 
der Mitglieder tätig. Sie befaßt sich 
besonders auch mit dem Bereich der 
kommunalen Abgaben (Beiträge, 
Gebühren, Umlagen usw.).

2. Die IGB fordert insbesondere:
■ Förderung des Eigentumsgedan­
ken im Haus- und Grundbesitz.
■ Abgabengerechtigkeit auf kom­
munalen Ebenen.
■ Entlastung des Grundstücks- und 
Wohneigentums von seiner bisheri­
gen Funktion eines nahezu alleini­
gen Bezugspunktes für kommunale 
Abgaben.
■ Angemessenheit gemeindlicher 
Investitionen und Einrichtungen 
nach den Gesichtspunkten des Um­
weltschutzes, der Größe, der Erfor­
dernisse und der Wirtschaftlichkeit. 
Aktuelle Themen sind allerlei kom­

munale Satzungen für Beiträge, Ge­
bühren, Abgaben, Anschluß- und Be­
nutzungszwänge mit weiteren Vorga­

Meine Damen und Herren -  ich be­
danke mich für Ihre Aufmerksamkeit 
und stehe Ihnen für Fragen zur Verfü­
gung.

Anschrift des Verfassers

Dipl.-Ing. Klaus Kunter 
vorm. Staatliches Umweltamt 
Dezernat Wasserwirtschaft 
Am Schacht 2 ■ 99706 Sondershausen

ben bzw. Entscheidungen der Ge­
meinden. V.

Hinzu kommen dementsprechende 
Planungen für Maßnahmen des Stra­
ßenbaus, Flächenversiegelungen, Ka­
nalisationen fü r Schmutz- und Regen­
wasser, Transportleitungen von Ort zu 
Ort, künstliche Gestaltungen von ö rtli­
chen Oberflächen, zentraltechnische 
Klärwerke fü r jeweils zahlreiche Ort­
schaften auf dem Lande und vieles 
mehr.

Unsere IGB-Mitglieder berichten zu­
nehmend über Zahlungsbescheide und 
Kanalbaukosten der Kommunen, be­
sonders auf dem Lande, die an Unge­
reimtheiten kaum noch zu überbieten 
sind.

Als Ergebnisse steigen Proteste, Wi­
dersprüche und Prozesse der betrof­
fenen Grundstückseigentümer bzw. 
IGB-Mitglieder, je tz t auch in Nieder­
sachsen, sehr stark an.

Bevor Gerichtsverfahren gegen Ge­
meindeverwaltungen eingeleitet wer­
den, versuchen w ir mit den kommuna­
len Entscheidungsträgern zu sprechen 
und erbitten Abänderungen bestimm­
ter Beschlüsse.

Erst wenn w ir auf taube Ohren oder 
Unverständnis stoßen, werden erfah­
rene und erfolgreiche Anwälte einge­
schaltet, die vom IGB-Bundesverband 
hierzu empfohlen werden können.

Wie erfolgreich dazu vorgegangen 
wird, ist dann in Hunderten von M illio­
nen DM meßbar, die zuvor von zustän­
digen Entscheidungsträgern beschlos­
sen und betroffenen Bürgern unrecht­
mäßig aufgebürdet wurden.

Dazu einige belegbare Beispiele aus 
der Praxis:

Eine Komunalverwaltung beauf­
tragt per Vertrag ein Planungsbüro zur 
Ausarbeitung eines Abwasserkonzep­
tes. Grundlage für diesbezügliche Inge-

19



Müller • Erfahrungen über kommunale Entscheidungen zum Anschluß- und Benutzungszwang

n ieurle is tungen ist die „H on o ra ro rd ­
nung fü r  A rch itek ten  und Ingenieure" 
HOAI. Somit w ird  das Ingen ieurgeha lt 
nach der Bausumme abgerechnet, d .h. 
je  höher die Kosten, um so m ehr H ono­
rar.

Ein S tad td irek to r unterschre ib t im 
A p ril 1989 seine Ratsvorlage und läßt 
sie zur Beschlußfassung verte ilen. Dar­
aus geh t hervor, daß der Abwasser­
transpo rt m it den A u fw endungen  fü r 
Kanäle, Ü berland le itungen und Pump­
w erken von 2000 E inwohnern aus fü n f 
D örfe rn  in ein zentrales K lärw erk über 
21 DM je K ub ikm eter kostet.

Die e igentlichen und  steigenden  
K lärgebühren kom m en noch hinzu.

Planungsbüro und Kom m ualver- 
w a ltu n g  versuchen die hohen Ausga­
ben m it a llerle i angeblichen Besonder­
he iten h ie rfü r zu rech tfe rtigen . A lle 
R atsm itg lieder haben als Entschei­
dungsträger die Vorlagen angeblich ge­
lesen und voll verstanden. Nach ihren 
zustim m enden Beschlüssen w ird  inzw i­
schen gebaut und anha ltend nach mehr 
Zuschüssen bzw. finanz ie llen  Förderun­
gen m it mehr S teuergeldern gerufen.

W er le tz tlich  diese horrenden Ko­
sten bezahlt, steh t noch o ffen .

In einer Sam tgem einde w urde  je 
eine Abwasserbeseitigungs- und Ko­
stenverteilungssatzung beschlossen. 
Die Ziele der Kom m unen lauten, m ög­
lichst viele D örfe r an ein zen tra ltechn i­
sches K lärw erk anzuschließen. Be­
sorgte Bürger haben nachgefrag t und 
sind zu tie fs t erschrocken, daß per Sat­
zung Kanalbaubeiträge von bis 45000 
DM oder m ehr je Person n u r fü rd e n  A n ­
schlußzwang zu bezahlen sind.

Für Zentra lk lä rw erke  m it Abwasser­
transpo rt durch Zu le itungen aus zahl­
reichen D örfe rn  belaufen sich e rfah ­
rungsgemäß die Gesamtkosten auf 
10000-15000 DM/E. Davon entfa llen  
ca. 80 -90%  nur au f Kanäle, Überland­
le itungen und Pumpwerke. A lle  Kosten 
landesüblich ohne Zuschüsse gerech­
net.

In An lehnung  an das Nieders. Kom­
m unalabgabengesetz NKAG usw. w ird  
nach W eltm e is te ra rt gep lant, zuge­
stim m t, gebaut, und die horrenden Ka­
nalbaukosten fü r  w en ig  Abwasser sol­
len au f dem Lande Nachbarn m it ihren 
historischen dorfp rägenden  G rund­
stücken bezahlen. M üßten alle ve ran t­
w ortlichen  Ratsm itg lieder da fü r die 
höchsten Kosten selbst tragen, w ie  je tz t

viele Bürger, w ürden sie sicherlich fach­
kund iger und nach w irtschaftlicheren 
Grundsätzen entscheiden.

S tatt dessen stellen IG B-M itglieder 
fest, daß m it Zuschüssen, größeren Bür­
gerlasten und Steuern enorme Fehlent­
scheidungen auf dem Abwassersektor 
in ländlichen Regionen finanz iert w e r­
den sollen.

Kürzlich hat eine nam hafte Kom ­
mune ihren Ratsmitgliedern m itge te ilt, 
daß in w enigen Jahren Gebühren fü r 
den Benutzungszwang die Höhe von 
15 D M /m 3 Abwasser erreichen und 
übersteigen werden.

Nach der Nds. Gem eindeordnung  
NGO §8.2 ist auch dazu, d. h. Anschluß- 
und Benutzungszwang fü r Übermaß­
vorhaben kein dringendes öffentliches  
Bedürfn is festzustellen! Es sei denn, 
Ratsgrem ien bauen a u f ihre eigenen  
Kosten.

Inzwischen haben sich be tro ffene 
Bürger in fo rm ie rt, der IGB angeschlos­
sen, ihre Abgeordneten und über­
geordneten Behörden eingeschaltet. 
Die SG-Verwaltung hat je tz t auf Druck 
e in iger Tausend be tro ffener Bürger 
zugesagt, w eitere  Abwasserverfahren, 
auch solche vor O rt bzw. dezentrale 
Kleinklärsysteme, prüfen zu lassen.

Schade um die Aufwandskosten, 
denn K leinkläranlagen nach DIN 4261 
m it Nachreinigungen neuester A rt und 
W artungsverträgen wurden z.B. im o f­
fiz ie llen  A u ftrag  hinreichend begu t­
achtet. Davon g ib t es immer mehr 
praxiserprobte Anlagen m it unüber­
tro ffe n e n  Ab lau fw erten .

Daran können auch keine örtlichen 
Entscheidungsträger mehr vorbei!

Baukosten als Erfahrungswerte (ohne 
Zuschüsse) auf dem Lande aus jüngster 
Zeit im Durchschnitt für:
Zentra lk lä rw erke  m it kom pletten 
Kanälen, Zule itungen usw. 
in ländlichen Regionen 0 12500DM/E 
davon Transportsysteme 
im Schnitt 85%  0 10625 DM/E
Einzelanlagen vor Ort m it 
Nachreinigungen neuester A rt 
und W artungsverträgen 0 3 000 DM/E
Sanierungen bestehender Einzel­
anlagen m it neuen Nachreinigun­
gen und W artungen 0 1500 DM/E

Dazu Benutzungsgebühren für:
zentra le  Anlagen z.Z. bis 7 D M /m 3
in w en igen Jahren w e it über 10D M /m 3

Kle inkläran lagen DIN 4261 
m it bewachsenen Boden­
filte rn  als dauerhafte  Nach­
re in igungen 0 1,50DM/E
Flächenbedarf fü r bewachsene 
B oden filte r (W artungsdienste 
sind im A ufbau) 0 > 5 m 2/E

Von den Kosten ausgehend, so llte  es 
den Gemeinden und ihren R atsm itg lie ­
dern sehr le ich t fallen, das Abwasser so 
zu behandeln, daß sie Beiträge nach 
den Vorte ilen bemessen können, NKAG 
§ 6.5 Satz 1, d. h. Vorteile fü r  alle Bürger 
und keinesfalls nu r fü r  eine G ruppe!

Eine entsprechende A nfrage von 
M itg liede rn  des Nds. Landtages w urde  
vom Nds. Innenm inisterium  am 
6.7.1993 AZ 3 3 .2 -  10442 bean tw orte t. 
D am it w erden u. a. fo lgende  Vorgaben 
aufgezäh lt.
■ Nach §149 Nds. Wassergesetz NWG 
sind die Abwasserkonzepte Grundlage 
der Planungs- und Investitionsentschei­
dungen der Gemeinden. A u f Freistel­
lung von der Abwasserbeseitigungs­
p flich t durch Wasserbehörden w ird  
hingewiesen.
■ Eine a llgem ein gü ltige  Fristsetzung, 
bis zum Ende des Jahres 1998 die M aß­
nahmen des Abwasserbeseitigungs­
konzeptes verw irk lichen zu müssen, ist 
m ir n ich t bekannt.
■ Kanalisationen nur fü r  Gemeinden 
ab 10000 E aufw ärts, w enn sie aus­
schließlich an einem O rt konzen trie rt 
w ohnen.
■ Es ist davon auszugehen, daß die A n ­
fo rde rungen  der EG-Richtlinien an den 
Ausbaugrad von Kanalisationen in N ie­
dersachsen e rfü llt  sind.
■ So kom m t es z. B. au f einen Vergleich 
der Kosten fü r  die zentra le Abwasser­
beseitigung und fü r die dezentra le A b ­
wasserbeseitigung über K le ink lä ran la­
gen an; der Kostenvergleich muß die 
Betriebskosten einschließen.
■ Abwasserbeseitigungspflichtig  ist 
die Gemeinde. Sie bestim m t zunächst in 
ihrer eigenen Zuständigkeit, w ie  sie ih ­
rer A ufgabe  nachkom m en w ill.
■ Förderum fang und Fördersätze sol­
len herabgesetzt w erden.

IG B-M itg lieder berichten übere in ­
stim m end, daß Kommunen und Rats­
grem ien nur äußerst un w illig  nachprü f­
bare Kostenvergleiche z.B. über zen­
tra le  und dezentra le Klärsysteme vo r­
legen. Dazu w erden häufig  stark ge­
schönte Zahlen über zentraltechnische
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Klärwerke, aber erheblich überzogene 
Kosten für Einzelkläranlagen verwen­
det.

M it einem Vertrag zwischen Kom­
munen und Ingenieurbüro vor Ertei­
lung von Aufträgen w ird jeglicher 
Planungswettbewerb von Anbietern 
grundverschiedener Klärsysteme m it je ­
weils sehr stark abweichenden Bauko­
sten, Gebühren und Abbauleistungen 
praktisch unterbunden.

Letztlich wollen interessierte Kreise 
zentraltechnische Großklärwerke städ­
tischer Art auch für kleine Dörfer, Streu­
siedlungen und Einzelgrundstücke in 
allen ländlichen Regionen durchsetzen, 
koste was es wolle!

Andernfalls, so Herr Dr. Haak als Ge­
schäftsführer vom Nieders. Städte- und 
Gemeindebund am 4.10.1993 im Nds. 
Landtag Hannover, würden Kommu­
nen, Gemeindedirektoren mit ihren 
Ratsgremien als Entscheidungsträger 
erhebliche Unannehmlichkeiten, An­
zeigen und Maßnahmen der Staatsan­
waltschaftdrohen.

Bekannte Ergebnisse: Gemeinden 
verschulden immer mehr.

Darauf haben viele Zuhörer laut­
stark m it Ablehnungen reagiert.

Ganz massiv wird kritisiert, daß be­
troffenen Grundstückseigentümern su­
perteure Weltmeisterplanungen mit 
großen Übermaßen, z.B. durch Satzun­

gen für Anschluß- und Benutzungs­
zwänge, aufgelastet werden.

Selbst für Niederschlagswasser in 
den Dörfern werden große Kanäle ge­
baut und versucht, dafür sogenannte 
„Regensteuern" per Gerichtsvollzieher 
einzutreiben.

Die Praxis zeigt, daß anschließend 
Haus-, Hof- und Dorfbrunnen trocken 
fallen. Folglich steigt der Verbrauch von 
Trink-/Leitungswasser zum Beregnen 
von Gemüsegärten, Obstbäumen, Blu­
menbeeten usw. stark an. Das steigert 
den Verbrauch von Leitungs- bzw. 
Trinkwasser und Einnahmen der Was­
serwerke. -  Von Wassersparen keine 
Spur!

Dieses Dorf wird von 357 Bürgern be­
wohnt, Stand 1.1.1993. Nach entspre­
chenden Ratsbeschlüssen und Satzun­
gen mit Anschluß- und Benutzungs­
zwang sollen wenige Grundstücksei­
gentümer im historischen A ltdorf mit 
Kirche einen sehr großen Teil der Kanal­
baubeiträge für erheblich mehr Bewoh­

ner in den Ortsrandsiedlungen bezah­
len. M it anderen Worten: Wenn der 
SG-Rat beschließt, das Nds. Kommunal­
abgabengesetz NAKG anzuwenden, 
können in den Dörfern viele Bewohner 
ihr Abwasser au f Kosten weniger Nach­
barn entsorgen!!!

Äußerst geringe Abwasserausga­

ben, auf alle Einwohner gleichmäßig 
verteilt, können z.B. mit privaten Ein­
zelklärsystemen vor Ort, nach neuesten 
Erkenntnissen, sichergestellt werden. 
Folglich gibt es hier bereits IGB-Mit- 
glieder, die ihre eigenen Kleinkläranla­
gen kostengünstig auf den neuesten 
Stand bringen.
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In diesem D orf sind be tro ffene Bürger 
endlich aufgewacht, als die Kostenbe­
scheide über Kanalbaubeiträge m it 
kraß unterschiedlichen Endsummen zu­
geste llt w urden. Etliche haben sich erst 
danach besser in fo rm ie rt und versu­
chen je tz t zu retten, was noch zu re tten  
ist.

Angeblich sollen hier Klärteiche m it 
Kanälen usw. fü r Oberflächen- und A b ­
wasser kom p le tt ca. 7 M illionen DM ge­
kostet haben. Betriebsbeginn 1992 fü r  
nur 525 Gesam teinwohner (E) 7000000 
DM: 525 E =  13333 DM/E.
(Alle Kosten landesüblich ohne Zu­
schüsse gerechnet).

Nach Bezuschussung und Ortssat­
zung m it Anschluß- und Benutzungs­
zwang en tfa llen  au f Familie a. 55430 
DM und Familie b. nur 3000 DM an Ka­
na lbaube iträgen. Für Zinsen, Abschrei­
bungen und Betriebskosten fa llen  noch 
fü r  alle ständig steigende Benutzungs­
gebühren  an.

Dagegen kosten E inzelkläranlagen 
DIN 4261 m it N achrein igung neuester 
A rt 0 3000 D M /E x 525 E =  1 575000 
DM insgesamt. Bestehende K le inklär­
systeme sanieren ist preisgünstiger. 
W artungen kosten ca. 0,75 DM bis zu
1,50 D M /m 3 Abwasser.
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Bildmitte zeigt ein Pflanzenklärbeet 
auf bewachsenem Bodenfilter für eine 
Familie. Dafür sind 5 m2 Fläche je Ein­
wohner notwendig. Die Sitzgruppe, 
Bäume, Sträucher und der buntblü­
hende Bodenbewuchs zeigen an, daß 
hier ein geruchloses Naturverfahren 
vorhanden ist.

Der deutlich sichtbare Schilfbestand 
und bunte Bewuchs gehören zu den ar­
tenreichen Pflanzen des Waldes und 
somit zum Agrarbereich. Pflanzenklär­
beete dieser Art haben eine unbe­
grenzte Lebensdauer. Hinzu kommt, 
daß damit im Abwasser mögliche 
Krankheitskeime und Seuchenerreger 
vollständig beseitigt werden können.

Fachkundige Berufsangehörige der 
Forst- und Landwirtschaft, des Garten­
baus usw. können somit für Planung, 
Bau, Betrieb, Pflege und Wartung, zu­
mindest ihrer eigenen Pflanzenkläran­
lagen, selbst zuständig sein. -  Nachste­
hend Daten zum Foto vom 6.6.1993. 
Eigenplanung von Ewald Müller, Forst­
wirtschaftsmeister und Landwirt, 
0 53 64/10 57, nach gültigen Vorgaben 
der jeweiligen Ministerien. Bau und In­
betriebnahme des Pflanzenklärbeetes 
Mai 1987 nach einer vorhandenen 
Mehrkammerklärgrube in Ortslage 
Papenrode, Landkreis HE.

Der Standort hat eine Grundwasser­
höhe von 0,80 m unter Erdoberfläche

und ist deshalb -  nach Vorgabe -  mit 
einer Folie gesichert.

Fläche des feuchten Schilfbeetes auf 
Sandbodenfilter 20 m2, für Gesamtko­
sten 1100 DM zuzüglich eigene Hand- 
und Spanndienste.

Laut Nieders. Baufreistellungsver­
ordnung gehören Klärsysteme bis 8000 
Liter täglich zu den genehmigungs­
freien Anlagen! Nach dem Bundes-Ab- 
wasserabgabengesetz von 1990 §2 (2) 
zählen die Verwendung des damit ge­
reinigten Wassers zur landbaulichen 
Bodenbehandlung, zu den abgabe­
freien Verbringungen. -  Dazu sind auf 
dem Lande Kanalisationen und hohe 
Kosten absolut überflüssig!

Stellungnahme zum Thema 
Wartungen usw. für nach­
gerüstete Kleinkläranlagen 
mit Pflanzenbeeten

Die z.B. für Pflanzenklärbeete verwen­
deten Vegetationen gehören zur 
Gruppe der Bodenpflanzen des Waldes 
bzw. zum Agrarbereich.

Dort gibt es sehr viele artverwandte 
Einzelbetriebe. Wer auf den Fachgebie­
ten Forst/Landwirtschaft, Gartenbau 
usw. einen praktischen Beruf erlernt 
hat und/oder ausübt, kann zumindest 
auf seinem eigenen Grundstück geeig­
nete Pflanzenanlagen planen, bauen, 
einrichten, betreiben, pflegen und 
warten.

Nach der Nieders. Baufreistellungs­
verordnung sind Klärsysteme bistäglich 
8000 I Abwasser genehmigungsfrei. 
Aus dem Bundes-Abwasserabgabenge- 
setz §2 (2) von 1990 geht z.B. hervor, 
das Verbringen u.a. von gereinigtem 
Abwasser zur landbaulichen Bodenbe­
handlung zählt zu den abgabefreien 
Maßnahmen im Agrarbereich.
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Das Pflegen und W arten bezieht 
sich gleicherm aßen auf Gruben zum 
Speichern und Absetzen von Jauche, 
Gülle, Fäkalien usw. sowie Verw ertung 
im Bodenkreislauf m it hygienisiertem  
Kom post und w e itgehend  gere in ig tem  
Wasser, z.B. aus Sieker- und Abwasser 
länd licher Gebiete.

Daraus geh t hervor, daß Behandeln 
bzw. Entwässern, Kom postieren und 
Hygienisieren von Fäkalschlamm in Ver­
b indung  m it Pflanzenresten ebenfalls 
zu den A ufgaben von Berufsangehöri­
gen im Agrarbereich gehört.

Für Untersuchungen dieser Ergeb­
nisse und des Bodens sind z.B. Land­
w irtscha ftliche  Untersuchungs- und 
Forschungsanstalten LUFA in V erb in ­
dung  m it Landwirtschaftskam m ern 
zuständig. P raktiker im Agrarbereich 
und gestü tz t au f diese Ins titu tionen  b il­
den eine unübe rtro ffene  Leistungs ge- 
m e in sch a ftfü r N aturkreisläufe.

Die Kartenausschnitte von zw e i 
D örfe rn  und  das B ild eines P flanzen­
beetes -  eines von vielen -  als aner­
kann te  Nachrüstung von M ehrkam ­
m ergruben vor O rt sowie die W artungs­
h inweise zeigen folgendes:

W ohngrundstücke auf dem Lande 
sind in der Regel so groß, daß sie Platz 
fü r  P flanzenklärbeete m it 5 m2/E bzw. 
20 m 2 fü r  eine Familie bieten, wenn  
kom m unale  Entscheidungsträger d ie ­
ses w ollen.

Sollte es in einzelnen Fällen fü r

von Heinrich Pudimat 

Einführung

Der Grundsatz des Wasserhaushaltsge­
setzes, „Gewässer als Bestandteil des 
Naturhaushalts so zu bew irtschaften, 
daß sie dem W ohl der A llgem e inhe it 
und im Einklang m it ihm auch dem N ut­
zen e inze lner dienen und daß jede 
verm eidbare Beein trächtigung un te r­
b le ib t", g ilt  uneingeschränkt, auch fü r 
den ländlichen Raum. O bw ohl au f dem 
Gebiete der Abwasserreinigung bereits 
viel erre icht w urde, sind w e ite re  A n­
strengungen im Interesse des Gewäs­

Nachrüstungen knapp werden, hat das 
Nds. U m w eltm in isterium  dafür den Be­
g r if f  G ruppenkläranlage geprägt, em p­
foh len  und schriftlich verbre itet.

Für zahlende Bürger geht es le tz t­
lich um ca. 12500 DM/E als Kanalan­
schlußbeitrag und steigende Gebühren 
oder 1500 D M -3000 DM/E fü r ihre Ein­
zelanlagen ohne Beiträge und ohne 
Gebühren.

Den interessierten kom m unalen  
Entscheidungsträgern und be tro ffenen  
Bürgern ze ig t die IGB a u f Wunsch 
hierzu verschiedene Lösungen und b ie ­
te t In fo rm ationen, Erfahrungen sowie  
Zusam m enarbeit an. Denn es s teh t e in ­
deu tig  fest, fü r  bisher von den Gemein­
den und  ihren Ratsm itgliedern ange­
strebte  Zentralisierungen a lle r D ö rfe r 
g ib t es ke inerle i m in isterie lle  A n w e i­
sungen, Bestimmungen oder Gesetze.

Statt dessen weisen alle Behörden 
w ie d e rh o lt darauf hin, daß es vorrang ig  
den kom m unalen Entscheidungsträ­
gern überlassen b leibt, fü r welche K lär­
systeme sie sich entscheiden. Genau 
h ie rfü r erheben IG B-M itglieder m it ih ­
ren Bundes- und Landesorganisationen 
sowie artverw andten Verbänden fo l­
gende Forderungen und können m it 
H ilfen dienen.

A lle  komm unalen und an lieger­
w irksam en Bauvorhaben müssen Pla­
nungsw ettbew erben von A nb ie tern  
verschiedener Verfahrenssysteme Vor­
behalten bleiben. Hierzu sind alle be­

serschutzes erforderlich. Das g ilt  insbe­
sondere fü r  viele kleinere Gewässer und 
fü r  das Grundwasser.

Der ländliche Raum ist gekennzeich­
net durch geringe Besiedelungsdichte 
und häu fig  w e itläu fige  Bebauung. 
Auch im ländlichen Raum sind in der 
Vergangenheit zunächst die d ich ter be­
siedelten Ortslagen zentral en tsorg t 
w orden  und die kostenintensiveren, 
w e it lä u fig  bebauten Gebiete ausge­
nom m en worden. Die Abwasserentsor­
gung dieser Gebiete, die je tz t vorgese­
hen ist, t r i f f t  in Zeiten w irtschaftlicher

tro ffe n e n  E inwohner von A n fang  an -  
und m ehr als bisher -  m it e inzubezie­
hen, nach dem M o tto : So dezen tra l wie 
m öglich, so zen tra l w ie n ö tig !

W iede rho lt w ird  da rau f h ingew ie ­
sen, daß Natursysteme fü r  Abwasser, 
Fäkalschlamm usw. auf dem Lande äu­
ßerst kostengünstig  sein können. Zur 
B ew ältigung dieser A ufgaben ist es 
unum gänglich, fachkund ige  Berufsan­
gehörige der Forst/Landw irtschaft, des 
Gartenbaus usw. viel m ehr zu be te ili­
gen als bisher. Keinesfalls können un­
sere Gewässer, W älder und Landschaft 
noch länger als M ü llk ippen  der Nation 
dienen!

Die im Bundesgebiet verhä ltn ism ä­
ßig hohen Standards bezüglich Abwas­
serre in igung können, besonders au f 
dem Lande, auch m it bedeutend ko­
stengünstigeren N aturverfahren voll 
e r fü llt  und dam it der natürliche  Kreis­
lau f g e fö rde rt w erden! Außerdem  sind 
Einzelklärsysteme vor O rt neuester A rt 
in jeder Hinsicht vo rte ilha fte r. Die Praxis 
ze ig t es zunehm end!

Bei W eigerungen sind to ta le  Über­
schuldungen der Gemeinden und Pro­
zesse gegen Kom m unen m it Entschei­
dungsträgern kaum noch zu bremsen!

Anschrift des Verfassers

Ewald M ülle r 
Papenrode Kesselende 3 
38464 Gr. Twülpstedt

Rezession. Die Belange des U m w e lt­
schutzes einerseits und die allgem eine 
Haushaltsmisere der ö ffen tlichen  Hand 
andererseits füh ren  dazu, daß die A b­
wasserbeseitigung im ländlichen Raum 
au f allen politischen Ebenen m itt le r­
w e ile  intensiv d isku tie rt w ird . Dazu 
kom m t die aktue lle  Rechtsprechung 
zum Beitragsrecht, die von vielen Be­
tro ffe n e n  als ungerecht em pfunden 
w ird .

Als Folge davon w erden Abwasser­
beseitigungsplanungen im m er h ä u fi­
ger in Frage gestellt. Dies g ilt  n ich t nur 
fü r  die Suche nach der w irtscha ftlich ­
sten Lösung, sondern auch un te r dem 
Gesichtspunkt neuer, insbesondere 
auch naturnaher Techniken der A b ­
wasserbeseitigung.

Patentrezepte können n icht gege­
ben w erden und sind m it den fo lgen -

Perspektiven der Abwasserentsorgung 
im ländlichen Raum
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den Ausführungen auch nicht beab­
sichtigt. Pauschale Entscheidungen für 
zentrale oder denzentrale Lösungen 
sind nicht sachgerecht. Immer ist eine 
Einzelfallentscheidung erforderlich, 
die Aspekte der Umweltverträglichkeit, 
Wirtschaftlichkeit und Technik jeweils 
berücksichtigt.

Stand der Abwasserbeseitigung 
im ländlichen Raum

In Niedersachsen sind landesweit etwa 
87 % der über 7 Mio. Einwohner an eine 
kommunale Kläranlage angeschlossen. 
Von den 1,5 Mio. Einwohnern im Regie­
rungsbezirk Lüneburg sind es jedoch 
nur ca. 75%. Das bedeutet, daß rund 
1 Mio. Einwohner in Niedersachsen 
-  im Regierungsbezirk Lüneburg rund 
370000 Einwohner -  ihr Abwasser de­
zentral über Kleinkläranlagen entsor­
gen.

Besonders im ländlich strukturier­
ten Regierungsbezirk Lüneburg -  wie 
auch im Regierungsbezirk Weser-Ems-  
werden weitere Anstrengungen erfor­
derlich sein, um die Abwasserbeseiti­
gung zentral oder dezentral zu opti­
mieren.

Rechtsgrundlagen

ln Niedersachsen sind die Gemeinden 
bzw. Samtgemeinden gemäß § 149 Nie­
dersächsisches Wassergesetz (NWG) 
abwasserbeseitigungspflichtig. Sie „ha­
ben das auf ihrem Gebiet anfallende 
Abwasser einschließlich des in Haus­
kläranlagen anfallenden Schlamms und 
des in abflußlosen Gruben gesammel­
ten Abwassers zu beseitigen,

Diese Aufgaben nehmen die Ge­
meinden bzw. Samtgemeinden im „e i­
genen Wirkungskreis" wahr. Das be­
deutet, daß sie hier eigenverantwort­
lich entscheiden und lediglich der 
Rechtsaufsicht, nicht jedoch der Fach­
aufsicht durch die Wasserbehörde un­
terliegen.

Von dieser Abwasserbeseitigungs­
pflicht können die Gemeinden für Be­
reiche, die nicht zentral entsorgt wer­
den, auf Antrag freigestellt werden. 
Über die Freistellung entscheidet ge­
mäß § 149 Abs. 4 NWG die untere Was­
serbehörde. Sie überträgt die Abwas­
serbeseitigungspflicht auf die Nut­
zungsberechtigten der Grundstücke, 
„wenn aufgrund der Siedlungsstruktur

eine Übernahme des Abwassers wegen 
technischer Schwierigkeiten oder we­
gen des unverhältnismäßig hohen Auf­
wandes nicht angezeigt ist und eine ge­
sonderte Beseitigung des Abwassers 
das Wohl der Allgemeinheit nicht be­
einträchtigt".

Technische Schwierigkeiten liegen 
heute in Anbetracht der weit entwik- 
kelten Abwassertechnik in der Regel 
kaum vor. Ein unverhältnismäßig hoher 
Aufwand ist nach einem Erlaß des Um­
weltministeriums in der Regel dann 
gegeben, wenn die Investitionskosten 
für die zentrale Abwasserentsorgung 
spezifische Kosten von 6000 bis 8000,- 
DM pro angeschlossenen Einwohner 
(ohne Hausanschlußkosten) überstei­
gen. In diesen Fällen ist eine Übertra­
gung der Abwasserbeseitigungspflicht 
auf die Grundstückseigentümer mög­
lich und sinnvoll, sofern das Wohl der 
Allgemeinheit nicht beeinträchtigt 
wird. Eine Beeinträchtigung des Wohls 
der Allgemeinheit kann z.B. dann vor­
liegen, wenn Abwasser wegen hoher 
Grundwasserstände oder undurchlässi­
ger Bodenschichten nicht versickert 
werden kann und ein geeigneter Vor­
fluter zur Aufnahme gereinigten Ab­
wassers nicht vorhanden ist.

Gemäß §153 NWG sind Abwasser­
anlagen -  das g ilt sowohl fü r kommu­
nale als auch für Kleinkläranlagen -  un­
ter Berücksichtigung der Benutzungs­
bedingungen und Auflagen fü r das Ein­
leiten von Abwasser nach den hierfür 
jeweils in Betracht kommenden Regeln 
der Technik zu errichten und zu betrei­
ben. Entsprechen vorhandene Anlagen 
nicht diesen Vorschriften, so sind die er­
forderlichen Anpassungsmaßnahmen 
durchzuführen. Der Unternehmer (Be­
treiber der Anlage) hat überdies si­
cherzustellen, daß seine Abwasseranla­
gen durch geeignetes Personal betrie­
ben und gewartet werden.

Die Einleitung von Abwasser in das 
Grundwasser oder in ein Oberflächen­
gewässer bedarf der wasserbehördli­
chen Erlaubnis (§§ 3 und 4 NWG). Bei 
Kleinkläranlagen liegt die Zuständig­
keit bei der unteren Wasserbehörde -  
Landkreis, kreisfreie Stadt oder große 
selbständige Stadt. Diese Erlaubnis darf 
nur dann erteilt werden, wenn die Ver­
schmutzung so gering gehalten wird, 
wie dies bei Anwendung von Abwasser­
reinigungsverfahren mindestens nach 
den allgemein anerkannten Regeln der

Technik möglich ist (§7a Wasserhaus­
haltsgesetz [WHG] und §12 NWG). Die 
Bundesregierung hat allgemeine Ver­
waltungsvorschriften über Mindestan­
forderungen erlassen, die den allge­
mein anerkannten Regeln der Technik 
entsprechen, diese gelten jedoch nicht 
für Kleinkläranlagen.

Die an eine Kleinkläranlage zu stel­
lenden Anforderungen ergeben sich 
aus der DIN 4261 Teil 1 bis 4 und einem 
ergänzenden Erlaß des Niedersächsi­
schen Umweltministeriums vom 14.06.
1988. Nach diesem Erlaß sind Abwasser­
teiche und Pflanzenanlagen zur Nach­
behandlung des Ablaufes zu Mehrkam­
mergruben ausdrücklich zugelassen. 
Sickerschächte zur biologischen Nach­
behandlung sind in Niedersachsen nicht 
zulässig.

Neben dem Wasserrecht spielt ins­
besondere das Beitragsrecht fü r die Ab­
wasserbeseitigung im ländlichen Raum 
eine wesentliche Rolle. Die Anschluß­
beiträge bemessen sich nach den Vor­
teilen, die der Anschlußnehmer aus der 
zentralen Abwasserbehandlungsan­
lage hat. Nach der einschlägigen Recht­
sprechung des Oberverwaltungsge­
richts Lüneburg hat sich der Anschluß­
beitrag bei allen zulässigen Bemes­
sungsmaßstäben an der Grundstücks­
größe zu orientieren.

Dabei ist es unerheblich, ob der Vor­
teil tatsächlich genutzt wird, d.h. ob 
das Grundstück überhaupt oder nur 
teilweise an den Kanal angeschlossen 
wird. Das Einführen von Höchstgrenzen 
bei Anschlußbeiträgen wurde vom OVG 
Lüneburg ausdrücklich für rechtswidrig 
erklärt. Das daraus resultierende Vorge­
hen kann bei großen Grundstücken zu 
erheblichen finanziellen Härten füh­
ren.

Das Niedersächsische Kommunalab­
gabengesetz (NKAG) sieht fü r landwirt­
schaftlich genutzte Grundstücke eine 
zinslose Stundung der Beiträge vor. 
Eine Stundung über vier Jahre hinaus 
bedarf allerdings einer Eintragung im 
Grundbuch. Auch für nicht landwirt­
schaftlich genutzte Grundstücke kann 
in Härtefällen eine Stundung gewährt 
werden. Eine weitere Möglichkeit, die 
Anschlußbeiträge für große Grund­
stücke zu reduzieren, besteht für die 
Gemeinde darin, im Wege der Bauleit­
planung die Bebaubarkeit dieser 
Grundstücke einzuschränken. Daran 
besteht häufig auch aus anderen
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Gründen, zum Beispiel zur Erhaltung 
des Ortsbildes (a lter Baumbestand o. 
ä.), erhebliches Interesse.

Begriffsbestimmung

Die Begriffe  Abwasser, K le inkläran la­
gen und zen tra le /dezen tra le  Abwas­
serbeseitigung w erden häufig  un te r­
schiedlich verw endet und in te rp re tie rt.

Der B egriff Abwasser ist im Abwas­
serabgabengesetz e indeu tig  de fin ie rt. 
Danach ist Abwasser „das durch häusli­
chen, gew erblichen, landw irtscha ftli­
chen und sonstigen Gebrauch in seinen 
Eigenschaften veränderte und das bei 
T rockenw etter dam it zusammen ab flie ­
ßende Wasser (Schmutzwasser) sowie 
das von Niederschlägen aus dem Be­
reich von bebauten oder befestig ten 
Flächen abfließende und gesammelte 
Wasser (Niederschlagswasser)".

Die Diskussionen über Abwasserbe­
se itigung im ländlichen Raum beschäf­
tigen  sich fast ausschließlich m it 
Schmutzwasser nach o.g . D efin ition ; 
die Entsorgung von Niederschlagswas­
ser -  häu fig  sinnvollerweise dezentral 
durch Versickerung -  s te llt zur Zeit kein 
besonderes Problem im ländlichen 
Raum dar.

Nach DIN 4261 sind K le inkläran la­
gen Anlagen m it einem Schmutzwas­
serzufluß bis zu 8 m3/Tag; das entspricht 
dem täg lich  an fa llenden Schmutzwas­
ser von etw a 50 E inwohnern. Anlagen, 
die fü r  m ehr als 50 E inwohner und w e ­
n iger als 500 (te ilweise auch 1000) Ein­
w ohner bemessen sind, w erden als 
kle ine K läranlagen bezeichnet.

Von dezentra ler Abwasserbeseiti­
gung w ird  in der Praxis sowohl bei der 
Entsorgung über K leinkläranlagen als 
auch bei der Entsorgung über o rts te il­
bezogene Gruppenkläranlagen (kleine 
Kläranlagen) gesprochen. Zur Begriffs­
bestim m ung ist es sinnvoll -  w ie  von 
Fehr und Schütte  (Korrespondenz A b ­
wasser 6/92) vorgeschlagen - ,  das Vor­
handensein einer Ortskanalisation als 
wesentliches M erkm al einer zentralen 
Abwasserbeseitigung anzusehen. In 
diesem Sinne ist auch die orts te ilbezo­
gene Abwasserbeseitigung eine zen­
tra le  Abwasserbeseitigung.

Verfahren

Grundsätzlich sind auch im ländlichen 
Raum sowohl bei dezentra ler als auch

bei zentra le r Abwasserentsorgung 
sämtliche zur Zeit bekannten Abwas­
serreinigungsverfahren einsetzbar. Die 
technischen Einzelheiten dieser Abwas­
serreinigungsverfahren werden im 
Rahmen der Fachtagung an anderer 
Stelle e rö rte rt werden, so daß hier le­
d ig lich eine kurze Übersicht erfo lg t.

Das zur Zeit gebräuchlichste techn i­
sche Abwasserreinigungsverfahren ist 
das Belebungsverfahren, das im G rund­
satz fü r  sämtliche Größen von K läranla­
gen (von einigen w enigen bis mehrere 
M illionen  E inwohner) einsetzbar ist 
und m it dem bei rich tiger Bemessung 
und Betriebsweise optim ale  Reini­
gungsergebnisse erz ie lt werden kön­
nen. Diese Anlagen können bei Bedarf 
zur O ptim ierung der Phosphor- und 
Schw ebstoffentfernung m it Fäll- und 
Filteranlagen ergänzt werden. Zu den 
technischen Verfahren zählt auch der 
T ropfkörper, m it dem eine gute G rund­
re in igung erre icht werden kann; p ro ­
blematisch kann die Entfernung von 
S tickstoff und Phosphor aus dem A b ­
wassersein.

Halbtechnische Abwasserreini­
gungsverfahren stellen be lü fte te  Teich­
anlagen dar. Diese werden den he u ti­
gen A nforderungen  an die Abwasser­
re in igung  in der Regel nicht gerecht 
und haben sich nicht bewährt.

D eutlich günstiger sind unbe lü fte te  
Teichanlagen und Pflanzenkläranlagen 
zu bew erten, m it denen sich nach h e u ti­
gen Erkenntnissen gute bis sehr gu te  
Reinigungsleistungen erzielen lassen. 
Als nachte ilig  werden manchmal die 
geringen Steuerungsm öglichkeiten bei 
diesen Anlagen em pfunden. Auch die 
N ährsto ffe lim ina tion  ve rläu ft n icht bei 
allen Anlagen zufriedenstellend. A u f­
grund des Flächenbedarfs sind diese 
Anlagen beg renz tau f Ausbaukapazitä­
ten  bis e tw a 1000 E inwohnerwerte.

Bei e iner zentralen Abwasserbesei­
tig u n g  w ird  regelmäßig eine Ortskana­
lisation erforderlich . Hier hat sich im 
norddeutschen Raum das Trennsystem 
(ge trenn te  Able itung von Schmutz- 
und Niederschlagswasser) durchge­
setzt. Es kommen fo lgende Verfahren 
in Frage: Freigefällesystem, D ruckent­
wässerung, Vakuumentwässerung und 
K om bination  dieser Verfahren. Das 
Freigefällesystem, in dem das Abwasser 
im fre ien  Gefälle abge le ite t w ird , s te llt 
h insichtlich Bau- und Investitionskosten 
die aufw endigste  A rt der O rtskanali­

sation dar. Es zeichnet sich jedoch durch 
hohe Betriebssicherheit, W artungsar­
m u t und lange Lebensdauer aus.

D em gegenüber ist die D ruckent­
wässerung wesentlich kostengünstiger 
und unproblem atisch zu verlegen. Da­
fü r  sind W artungsaufw and und Be­
triebskosten deutlich höher. In be­
stim m ten Fällen ist auch der Einsatz e i­
ner Vakuumentwässerung sinnvoll, 
w enn als A lte rna tive  zum Freigefällesy­
stem Investitionskosten gespart w e r­
den sollen. Der Verlegeaufw and bei 
diesem System ist a llerdings erheblich 
und W artungsaufw and und Betriebs­
kosten sind deutlich höher als beim 
Freigefällesystem. Im ländlichen Raum 
kom m en häufig  K om binationen von 
Freigefälle- und Druckentwässerung 
zum Tragen. Welches System gew äh lt 
w ird , ist stark abhängig  von der ö r t l i­
chen S ituation und muß in jedem  Ein­
ze lfa ll entschieden werden.

In w e iten  Bereichen des ländlichen 
Raumes ist die Abwasserbeseitigung 
nur über K le inkläranlagen m öglich und 
sinnvoll. Ü berprüfungen der unteren 
W asserbehörden haben gezeigt, daß 
90%  dieser Anlagen n icht den a llge ­
mein anerkannten Regeln der Technik 
(DIN 4261) entsprechen und verbessert 
w erden müssen.

Eine K leinkläranlage, die den h e u ti­
gen A n fo rde rungen  gerecht w ird , be­
steht in der Regel aus einer M ehrkam - 
m erausfaulgrube m it nachgeschalteter 
b io logischer Reinigungsstufe. Die d i­
rekte  A b le itung  des Abwassers aus der 
M ehrkam m erausfau lgrube ins Gewäs­
ser (O berflächen- oder Grundwasser) 
en tsprich t n icht mehr den Grundsätzen 
des Wasserrechts (Gewässerschutz). Als 
biologische Nachreinigungsstufe sind 
fo lgende  Verfahren zu betrachten:
■ U ntergrundverrieselung,
■ F iltergraben,
■ T ropfkörper
■ Belebtschlammanlage,
■ P flanzenklärstufe.

O bw ohl die U ntergrundverriese­
lung nach w ie  vor die häufigste Lösung 
darste llt, ist sie kritisch zu betrachten, 
denn dabei gelangen Nährsalze und 
schwer abbaubare S toffe in den Un­
te rg rund . Sie sollte in der Regel nur zu­
gelassen w erden, wenn eine E in le itung 
in ein oberirdisches Gewässer n icht 
m öglich ist. In festgesetzten oder ge­
p lanten W asserschutzgebieten ist die 
U ntergrundverriese lung als Neuanlage
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ausgeschlossen. Nachteilig ist auch die 
relativ kurze Lebensdauer von acht bis 
zwölf Jahren dieser Anlage. Günstiger 
sind Filtergräben zu betrachten, bei de­
nen der biologische Abbau in einem op­
timierten Sand-/Kiesfilter stattfindet 
und die bei durchlässigen Böden gegen 
den Untergrund abgedichtet sein soll­
ten. Das behandelte Abwasser wird auf 
derGrabensohle in einem Drainrohrge- 
faßt und abgeleitet. Weitere A lternati­
ven sind die bereits oben beschriebe­
nen biologischen Reinigungsverfahren, 
die auch als Großanlagen zum Einsatz 
kommen, wobei Belebtschlammanlage 
und Tropfkörper eher technische, Teich­
oder Pflanzenbeetanlage eher natur­
nahe Lösungen darstellen. Hinsichtlich 
Betriebssicherheit und Kosten sind die 
naturnahen Verfahren deutlich positi­
ver zu bewerten; nachteilig ist bei die­
sen Anlagen der große Platzbedarf, so 
daß diese auf kleinen Grundstücken 
nicht realisiert werden können. Eine 
Wiederverwendung des gereinigten 
Abwassers aus den optimierten Klein­
kläranlagen zur Haus- und Gartenbe­
wässerung ist wasserwirtschaftlich 
wünschenswert und sinnvoll, zur Zeit 
stehen dem jedoch erhebliche hygieni­
sche Bedenken der Gesundheitsbehör­
den gegenüber.

Beim Einsatz von Kleinkläranlagen 
ist zu berücksichtigen, daß diese für 
eine bestimmte Zahl von Einwohnern 
bemessen werden. Steigt die Zahl der 
Bewohner des Grundstücks, ist auch die 
kleine Kläranlage zu erweitern.

Wirtschaftlichkeit

Neben den wasserwirtschaftlichen Be­
trachtungen kommt den Kosten der 
Abwasserbeseitigung ein besonderes 
Gewicht zu. Deshalb sind als Grundlage 
für eine Abwasserreinigungsplanung 
sorgfältige Wirtschaftlichkeitsberech­
nungen durchzuführen. Bei der zentra­
len Abwasserbeseitigung gehört dazu 
insbesondere eine ausführliche Be­
triebskostenabrechnung sämtlicher Ab­
wasserreinigungsanlagen. Pauschale 
Hinweise und Kostenansätze fü r zen­
trale und dezentrale Abwasserbeseiti­
gung sind kaum möglich. Wirtschaft­
lichkeitsberechnungen sind jeweils auf 
den Einzelfall bezogen anzustellen. Er­
fahrungsgemäß werden bei Berech­
nungen häufig Abschreibung und Ver­
zinsung falsch kalkuliert bzw. vernach­

lässigt. So spielen im Kostenvergleich 
die wegen der kurzen Lebensdauer (20 
Jahre) hohen Abschreibungssätze für 
Kleinkläranlagen eine nicht zu unter­
schätzende Rolle.

Bei zentralen Abwasseranlagen 
kommt entgegen allgemeinen Erwar­
tungen den Kapitalkosten für den Ka­
nalbau das größte Gewicht zu. Die Inve­
stitionskosten für die Kläranlage betra­
gen im ländlichen Raum nicht mehr als 
10 bis 20 % der Gesamtkosten. Differen­
zierte Wirtschaftlichkeitsberechnun­
gen des Niedersächsischen Umweltmi­
nisteriums haben ergeben, daß bei spe­
zifischen Anschlußkosten von 6000 bis 
8000,- DM/angeschlossenen Einwoh­
ner im Regelfall die Wirtschaftlichkeits­
grenze erreicht wird. Bei noch höheren 
Kosten sollte nur in Ausnahmefällen 
eine zentrale Abwasserbeseitigung er­
folgen.

Die genannten spezifischen Kosten 
sind Mittelwerte, die tatsächlichen An­
schlußbeiträge werden nach der jewei­
ligen Beitragssatzung aus den Grund­
stücksgrößen ermittelt. In Anwendung 
der Beitragssatzung ergeben sich im all­
gemeinen für den überwiegenden Teil 
der Grundeigentümer (50 bis 70 %) An­
schlußbeiträge von weniger als 15000,— 
DM, häufig sogar weniger als 10000,- 
DM. In der Regel gehören nur wenige 
Prozent (unter 10 %) der Anschlußneh­
mer zu den Härtefällen, die mehr als 
60000,- DM oder gar sechsstellige Sum­
men für den Kanalanschluß bezahlen 
müssen. Auf Möglichkeiten, derartige 
Härten zu vermeiden, wurde oben 
hingewiesen.

Die Investitionskosten für Kleinklär­
anlagen differieren ebenfalls stark. Sie 
sind unter anderem abhängig von der 
Anzahl der angeschlossenen Einwoh­
ner, von Möglichkeiten zur Selbsthilfe 
und von den wasserwirtschaftlichen 
Randbedingungen. Für die Neuinstalla­
tion einer Mehrkammerausfaulgrube 
mit nachgeschalteter biologischer Rei­
nigung ist bei einem Vierpersonenhaus­
halt in der Regel von Investitionskosten 
von ca. 12000 bis 15000,- DM auszu­
gehen. Für optimierte Anlagen können 
die Kosten deutlich höher liegen.

Interessanter als die Investitionsko­
sten sind die jährlich auftretenden Ko­
sten. Bei der zentralen Abwasserbesei­
tigung sind dies die Abwassergebüh­
ren, die sämtliche regelmäßig anfallen­
den Kosten der Abwasseranlage bein­

halten, so auch die Abschreibung, nicht 
jedoch die Verzinsung des individuellen 
Anschlußbeitrages. Abwassergebühren 
liegen im Regierungsbezirk Lüneburg 
zwischen 2 und 6,50 DM/m3, in anderen 
Gebieten Niedersachsens werden schon 
höhere Abwassergebühren bezahlt. 
Hohe Abwassergebühren werden im 
allgemeinen dort gezahlt, wo die erfor­
derlichen Maßnahmen zur Abwasser­
entsorgung weitgehend abgeschlossen 
sind.

Bei den Jahreskosten von Kleinklär­
anlagen sind neben den Betriebskosten 
für Wartung, Instandhaltung, Ent­
schlammung, ggf. Überwachung und 
Energie die Verzinsung und Abschrei­
bung zu berücksichtigen. Nach einer 
Untersuchung des Niedersächsischen 
Umweltministeriums liegen die Jahres­
kosten für Anlagen mit einer techni­
schen Nachreinigung (Belebung, 
Tropfkörper) über 1000,- DM/ange­
schlossenen Einwohner und Jahr. Na­
turnahe Anlagen sind mit 600,- DM bis 
700,-D M  pro Einwohner und Jahrdeut­
lich günstiger. Am günstigsten schnei­
den Anlagen mit Untergrundverriese- 
lung ab, bei denen sich die Jahreskosten 
auf ca. 500,- DM pro Einwohner und 
Jahr belaufen. Bei einem durchschnittli­
chen jährlichen Wasserverbrauch von 
35-50 m3 pro Einwohner ergeben sich 
damit immerhin noch Abwasserkosten 
von 10,-DM bis 15,-DM/m3.

Planung und Optimierung der 
Abwasserbeseitigungsplanung

Um die ihnen obliegende Abwasserbe­
seitigungspflicht auszufüllen, haben 
die Gemeinden bzw. Samtgemeinden 
Abwasserbeseitigungskonzepte auf­
gestellt, aus denen hervorgeht, welche 
Bereiche wann zentral entsorgt werden 
sollen, welche Bereiche dezentral ent­
sorgt werden sollen, welche Ortsteile 
zur zentralen Abwasserbeseitigung zu­
sammengefaßt werden sollen und wo 
separat über Ortsteilkläranlagen ent­
sorgt werden kann. Dabei sind inten­
sive Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen 
erforderlich, um zu ermitteln, welche 
Lösung für die Grundeigentümer die 
wirtschaftlichere ist. Dabei ist auch die 
Entwicklungsfähigkeit der Gemeinde -  
Ausweisung von Bau- und Gewerbege­
bieten -  zu berücksichtigen. Neben den 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen dür­
fen die Belange des Gewässerschutzes
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n ich t vernachlässigt w erden. So ist die 
B e las tbarke itde rvon  der E in le itung be­
tro ffe n e n  Gewässer -d a s  g ilt  fü r  Grund- 
und Oberflächenwasser -  zu berück­
sichtigen, da auch op tim a l gere in igtes 
Abwasser fü r  das Gewässer eine zusätz­
liche Belastung darste llt. Daneben kön­
nen Belange des Biotopschutzes und 
des Nachbarschaftsschutzes eine Rolle 
spielen.

Das so erarbe ite te  Abwasserbeseiti­
gungskonzept ist m it der unteren Was­
serbehörde abzustim m en und b ilde t 
fü r  sie die Grundlage fü r  e rfo rderliche  
Erlaubnisse, G enehm igungen und 
Freistellungen. Außerdem  w ird  das A b ­
w asserbeseitigungskonzept bei der Ge­
w ährung  von Zuwendungen, die das 
Land und ein ige Landkreise leisten, zu­
g runde gelegt.

von Bernd Ebeling

1. Einführung

ln vielen ländlichen Gemeinden stehen 
gegenw ärtig  bauliche Entscheidungen 
zur Verbesserung der Abwasserbe­
hand lung an. Dabei w ird  ü be rp rü ft, ob 
Streusiedlungen und O rtschaften an 
meist vorhandene zentra le K läranla­
gen angeschlossen w erden oder auch 
dezentra le Verfahren zum Einsatz 
kom m en.

Der Transport des Abwassers über 
lange Entfernungen zu e iner größe­
ren Kläranlage sowie die no tw end ige  
Ortskanalisation verursachen heute 
erhebliche, zum Teil n icht tragbare  f i ­
nanzielle  Belastungen fü r  die Bevölke­
rung.

Bei dezentra len Verfahren e rfo lg t 
d ie Reinigung des Abwassers in K lein­
kläranlagen, die in der Regel au f Privat­
grundstücken betrieben werden. Auch 
Ortskläranlagen fü r  mehrere hundert 
E inw ohner können Bestandteile kom ­
m unaler Abwasserbeseitigungskon­
zepte sein, obw ohl die dazu no tw e n ­
dige Kanalisation in den Ortslagen be­
reits „ze n tra le n " Charakter hat.

Das Abwasserbeseitigungskonzept 
kann und sollte fortgeschrieben w e r­
den, w enn neue Erkenntnisse fü r die 
ö rtliche  Abwasserentsorgung gew on­
nen w erden. Dabei sind die bereits aus­
ge füh rten  Maßnahmen zu berücksich­
tigen.

Resümee

Die vorstehenden Ausführungen sollen 
die wesentlichen Aspekte der Abwas­
serbeseitigung im ländlichen Raum be­
leuchten. Eine generelle Empfehlung 
fü r  oder gegen eine Form der Abwas­
serbeseitigung im ländlichen Raum 
kann n icht gegeben werden. Die o p ti­
male Lösung ist in jedem  Einzelfall un­
te r Einbeziehung aller entscheidungs­
relevanten Randbedingungen zu t r e f­

2. Das Abwasser­
beseitigungskonzept

Die Abwasserbeseitigungspflicht ist 
nach dem Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) eine Aufgabe im eigenen W ir­
kungskreis der Kommune. Der Ge­
m einde- oder S tadtrat legt im Abwas­
serbeseitigungskonzept die Vorge­
hensweise fest und entscheidet
■ über das Kanalisationssystem der 
Ortsentwässerungen,
■ ob die Ortschaften G ruppenkläran­
lagen, Ortskläranlagen oder K le ink lä r­
anlagen erhalten,
■ welche K lärverfahren eingesetzt 
w erden,
■ zu welchem Ze itpunkt die Abwasser­
beseitigung der Ortschaften realisiert 
w ird .

Dieser Plan w ird  m it H ilfe eines Inge­
nieurbüros aufgestellt, w obei die Fach- 
und die untere Wasserbehörde diesen 
genehm igen und überwachen. Be­
schlossen w ird  der Abwasserrahmen­
plan von Gemeinde- oder S tadtrat. 
H ierbei lieg t eine hohe V eran tw ortung  
bei den Politikern, da bedeutende,

fen. Dabei w ird  sich nie verm eiden las­
sen, daß Lösungen, die fü r  den über­
w iegenden Teil der be tro ffenen  Bevöl­
kerung op tim a l sind, fü r  e inzelne er­
hebliche Härten darstellen. Dies g ilt so­
w oh l fü r  die zentra le als auch fü r  die de­
zentra le  Abwasserentsorgung. Es sollte 
das Ziel sein, dera rtige  H ärte fä lle  m it 
rechtlich gebotenen M itte ln  zu m il­
dern, n ich t jedoch, jeg liche Form der 
Abwasserbeseitigung im ländlichen 
Raum grundsätzlich in Frage zu stellen.
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lang fris tig  w irkende  Investitionsent­
scheidungen g e tro ffe n  werden.

M eist ist in den Abwasserbeseiti­
gungskonzepten der Anschluß a ller 
O rtste ile  an eine vorhandene zentrale 
K läranlage vorgesehen. Lediglich Split­
te rs ied lungen und E inzelgehöfte w e r­
den dezentra l über Grundstücksklein­
kläranlagen entsorgt.

Diese Strategie ist im städtischen Be­
reich sinnvoll, aber im ländlichen Raum 
ga rn ich t, bzw. nu rb iszue inergew issen  
Grenze durchführbar. Angesichts der 
geringen Bevölkerungsdichte au f dem 
Lande sind erheblich längere Schmut­
zwasserle itungen m it entsprechend hö­
heren spezifischen Kanalkosten zu 
veranschlagen.

Ein- Spezif. Spezif.
w ohner- Kanal- Kanal-
zahl länge kosten
(Einw./ (m/ (DM/
ha) Einw.) Einw.)

Stadt 200 1-3 1000-
und 2000
mehr

D orf 5-30 5-20 3000-
und 10000
mehr

Hier sind also Lösungen ge frag t, die 
den charakteristischen Verhältnissen 
des ländlichen Raumes angepaßt sind.

Technische und wirtschaftliche Optimie­
rung kommunaler Abwasserkonzepte
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Was führt nun dazu, daß auch abgele­
gene Ortschaften zentral angeschlos­
sen werden, obwohl kleinere, dezen­
trale Lösungen wirtschaftlicher und 
umweltverträglich wären?
■ Für das planende Ingenieurbüro ist 
es in der Regel einfacher, zentrale Lö­
sungen zu planen. Die Planungen von 
Ortskläranlagen und Grundstücksklär­
anlagen erfordern mehr Aufwand und 
Zeit. Konventionelle Planungen lassen 
sich standardisieren und werden einfa­
chergenehmigt.
■ Von den Wasserbehörden werden 
zentrale Lösungen favorisiert, da weni­
ger Einleiterstellen in Grund- und Ober­
flächengewässer zu überwachen sind. 
Allgemein herrscht die fachtechnische 
Meinung vor, daß Kleinkläranlagen 
und kleine Kläranlagen keine zufrie­
denstellenden Reinigungsleistungen 
erzielen und unzuverlässiger arbeiten 
als große Anlagen.
■ Für den Betrieb mehrerer Kläranla­
gen im Gemeindegebiet sind mehrere 
Satzungen für die Kanalbaubeiträge 
und die Abwassergebühren zu erarbei­
ten. Darüber hinaus ist der Organisa­
tionsaufwand größer.
■ Die betroffenen Bürgerinnen und 
Bürger sind selten ausreichend über die 
laufenden Planungen und die auf sie 
zukommenden Kosten informiert. 
Kommunalpolitiker sind o ft so stark 
beansprucht, daß zu wenig Zeit zur Ver­
fügung steht, um verschiedene Varian­
ten der Abwasserreinigung in Erwä­
gungzuziehen.

Im folgenden werden die Entschei­
dungskriterien für ein optimiertes 
Abwasserbeseitigungskonzept darge­
stellt.

Grundlagenermittlung

■ Ortsbesichtigungen und Informa­
tionsgespräche; Überblick über vorhan­
dene Abwasseranlagen (Kanalisation, 
Kläranlagen, Ermittlung der Einwoh­
nerwerte); vorhandene Siedlungs- und 
Geländestruktur; Grundwasser- und 
Bodenverhältnisse; Gewässergüte, 
Lage von WSG, LSG und NSG; Boden­
schutz und Überschwemmungsgebiete

Rechtliche Voraussetzungen und 
Vorgaben der Genehmigungsbehörde

■ Abstimmung mit Genehmigungs­
und Fachbehörden

Technische Voraussetzungen,
Kosten und Wirtschaftlichkeit 
dezentraler Lösungen

■ Naturnahe und technische Abwas­
serreinigungsverfahren und ihre Lei­
stungsfähigkeit

Kleine Kläranlagen bis 1000 EW, 
Kleinkläranlagen nach DIN 4261 und 
sonstige
■ Kanalisation

Schmutzwasser (Trennkanalisation): 
Freigefällekanal, Vakuum- und Druck­
entwässerung, Hydromono-Verfahren

Niederschlagswasser: Versickerung, 
Rückhaltung, Regenwasser-oder Misch­
wasserkanalisation
■ Klärschlamm- und Fäkalschlammbe­
seitigung

Kompostierung, Vererdung, Ver­
rottung, landwirtschaftl. Verwertung, 
Mitbehandlung in vorhandener kom­
munaler Kläranlage

Auswirkungen auf Naturhaushalt 
und Gewässerschutz

■ Gewässergüte der Oberflächenge­
wässer (Anforderungen an die Reini­
gungsleistung)
■ Grundwasserbelastung bei Versicke­
rung aus Kleinkläranlagen
■ Beurteilung von Standorten für Orts­
kläranlagen (Lärm, Geruch)

Grundsätzlich sollte bei der Erstel­
lung der Abwasserkonzepte das ge­
samte Planungsgebiet betrachtet 
werden. Unter Berücksichtigung der 
wasserwirtschaftlichen, gesetzlichen 
und wirtschaftlichen Vorgaben des Ab­
wasserrahmenplanes sollten die Va­
rianten der Abwasserbeseitigung 
durchgespielt werden.

Dazu sind die Kommunen auch 
verpflichtet. In der Gemeindehaus­
haltsverordnung heißt es (GemHVO 
§ 10 Absatz 2):

„Bevor Investitionen von erhebli­
cher finanzieller Bedeutung beschlos­
sen werden, soll unter mehreren in Be­
tracht kommenden Möglichkeiten 
durch Vergleich der Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten und der Folgeko­
sten die für die Gemeinde wirtschaft­
lichste Lösung erm ittelt werden."

Für die Berechnung ist es erforder­
lich, die zentrale Lösung, Ortskläranla­
gen, Kleinkläranlagen und Kombina­
tionen aus diesen drei Verfahren m it­
einanderzuvergleichen, umsodiewirt-

schaftlichste Variante für das ganze Pla­
nungsgebiet zu erzielen. Ein Mittel 
dazu ist die Kostenvergleichsrechnung.

Folgende Faktoren gehen fü r alle 
Varianten der Abwasserbeseitigung 
ein:
■ Baukosten
■ Betrieb der Abwasseranlagen (Klär­
anlagen, Kanalisation)
■ Instandhaltung, Energie und War­
tung
■ Nutzungsdauer und Abschreibungs­
zeit
■ Verzinsung (Kapitaldienst)
■ Klärschlammverwertung oder -be- 
seitigung
■ Abwasserabgabe

In den Betrachtungen sind die tech­
nischen Möglichkeiten der Abwasser­
ableitung besonders zu berücksichti­
gen, da diese den größten Investition­
santeil der Abwasserbeseitigung aus­
machen.

Dabei sind folgende Verfahren der 
Ortsentwässerung und Abwasserüber­
leitung zu vergleichen:
■ Freigefällekanalisation
■ Vakuumentwässerung
■ Druckentwässerung
■ Gefälledruckentwässerung

Für Ortskläranlagen sind einfache 
Verfahren zu empfehlen:
■ bewachsene Bodenfilter (Pflanzen­
kläranlagen)
■ natürlich belüftete Abwasserteiche
■ belüftete Abwasserteiche
■ Oxidations-und Belebungsgraben 
Im Rahmen der Verbesserung der Ab­
wasserbehandlung in Kleinkläranlagen 
sind diese in den letzten Jahren tech­
nisch optimiert worden und erzielen 
bei ausreichender Wartung gute Rei­
nigungsleistungen. Hierbei sind die 
nachfolgenden Verfahren einsetzbar:
■ Untergrundverrieselung
■ Sandfiltergraben
■ bewachsene Bodenfilter (Pflanzen­
kläranlagen)
■ natürlich belüftete Abwasserteiche
■ Tropf-und Tauchkörperanlagen
■ Belebungsanlagen

Soweit Kleinkläranlagen zum Ein­
satz kommen, sollte auf gering techni­
sierte Verfahren zurückgegriffen wer­
den. Dort, wo nicht genügend Platz vor­
handen ist, sollten Tropf- bzw. Tauch­
körperanlagen eingesetzt werden.

Im folgenden werden zwei Beispiele 
aus der Praxis vorgestellt.
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3. Beispiel 1 für die Überprüfung 
einer Abwasserplanung

Als Beispiel w ird  hier die Ü berprüfung 
der Abwasserrahm enplanung fü r  den 
O rtste il e iner Kreisstadt vorgeste llt. Die 
vorliegende Planung sieht den A n­
schluß an die Kläranlage per D ruckent­
wässerung vor. A u f allen Grundstücken 
ist je  eine Pum pstation m it Schneidwerk 
vorgesehen, die über eine 1,9 km lange 
D ruckle itung das häusliche Abwasser 
fö rd e rt. Als A lte rna tive  zur bestehen­
den Planung w urde  die Abwasserbe­
hand lung über K leinkläranlagen m it 
b io logischer Nachbehandlung und an­
schließender Versickerung im U nter­
g rund  berechnet. Das Ergebnis der 
Ü berp rü fung  w ird  im fo lgenden zu­
sam m engefaßt:

Gegenwärtiger Zustand der 
Abwasserbeseitigung

Eine Ausw ertung der Ü berprüfung der 
gegenw ärtigen  Abwasserbeseitigung 
im O rtste il anhand von U nterlagen der 
un teren Wasserbehörde zeigte, daß le­
d ig lich  eine von 13 Grundstückskläran­
lagen den a llgem ein anerkannten Re­
geln der Technik (DIN 4261) entspricht.

Versickerungsfähigkeit der Böden

Das Schichtenverzeichnis der g rund ­
stücksbezogenen Probebohrungen er­
gab, daß die Böden versickerungsfähig 
sind und som it die Abwasserbehand­
lung über K leinkläranlagen m öglich ist.

Grundwasserbelastung bei 
Versickerung

Überm äßige Grundwasserbelastungen 
durch Schadstoffe, im besonderen 
durch S ticksto ffverb indungen (N itrat), 
sind au fg rund  der geringen Abwas­
sermengen, die in der O rtschaft in den 
U ntergrund e inge le ite t w ürden, n icht 
zu besorgen. Die resultierende Stick­
s to ffbe lastung des Grundwassers lieg t 
in derselben G rößenordnung w ie  die 
Belastungen, die über die N ieder­
schläge e ingetragen w erden. G rund­
sätzlich sollten Berechnungen über die 
Belastung (Landw irtschaft, versiegelte 
Flächen, Luft, Abwasser) der Grund- 
und Oberflächengewässer durch Ein­
le itungen aus Orts- oder K le ink läran la­
gen du rchge füh rt werden.

Kosten und Wirtschaftlichkeits­
vergleich

Beim Kostenvergleich w urde der A n­
schluß der Ortschaft an die Kläranlage 
m it der Abwasserentsorgung über 
K leinkläranlagen verglichen.

Zentraler K leinklär-
Anschluß anlagen

Investitions-
kosten (DM) 648000,- 211800,-

Jahres-
kosten (DM) 71490,- 32030,-

Spez. Kosten
pro EW (DM) 9980,- 3260,-

Die Kostenvergleichsrechnung ba­
siert a u f den Richtlinien der Länderar­
beitsgem einschaft Wasser (LAWA
1993). Für Abschreibungen und Be­
triebskosten wurden die üblichen W erte 
angesetzt. Bei den K leinkläranlagen 
w urden die Mehrkammergrube, der be­
wachsene Bodenfilter und die U nter­
grundverrieselung berücksichtigt.

Wartungsvertrag

Zum Betrieb einer K le inkläranlage 
sollte der Abschluß eines W artungsver­
trages gemäß Erlaß des niedersächsi­
schen Um weltm inisterium s der Be­
standte il der wasserrechtlichen Erlaub­
nis sein (Niedersächsisches U m w eltm i­
n is te rium  1992). Dadurch können die 
Zuverlässigkeit und die Betriebssicher­
he it e iner Anlage gew ährle iste t w e r­
den.

Ergebnis

A u fg rund  der Überprüfung hinsichtlich 
der ö rtlichen  Gegebenheiten, der tech­
nischen M öglichkeiten, der wasser- 
'rechtlichen Vorgaben und derKosten- 
vergleiche hat der S tadtrat beschlossen, 
den O rtste il nicht an die zentrale K lär­
anlage anzuschließen. Bei der unteren 
Wasserbehörde des Landkreises w urde  
die Befreiung von der Abwasserbeseiti­
gungsp flich t und ihre Ü bertragung auf 
die Grundstückseigentümer beantragt.

N icht in jedem zu vergleichenden 
Fall sind die Ergebnisse so e indeutig  w ie  
in dem oben dargestellten. O ft kann es 
sich aber lohnen, bereits bei E ntfe rnun­
gen ab 1 km zu überprüfen, ob eine 
kleine Lösung des Abwasserproblems

in einem O rt n icht doch dem Anschluß 
an die zentra le  Kläranlage vorzuziehen 
ist.

4. Beispiel 2 für eine Ortskläranla­
genlösung

Vorliegende Planung

Für die Entwässerung des häuslichen 
Schmutzwassers der O rtschaft (100 
E inwohner) ist die Freigefällekanalisa­
tio n  vorgesehen. Vom T ie fpunk t der 
O rtschaft soll eine Pum pstation das A b­
wasser zur naheliegenden D ruckrohr­
le itung  in 1100 m E ntfernung überle i­
ten . Diese Baumaßnahme verursacht 
Kosten von ca. 820000,- DM (8200,-DM  
je  E inwohner).

A ufg rund  der hohen Baukosten und 
Kanalbaubeiträge fü r  e in ige G rund­
stücksbesitzer w urden  Ü berlegungen 
fü r  ein a lternatives Abwasserkonzept 
angestellt. Die Grundstücksbesitzer 
g ründeten eine Abwassergem einschaft 
GbR m it dem Ziel, ein kostengünstige­
res Abwasserkonzept zu erarbe iten, das 
auch wasserrechtlich genehm igungsfä­
hig ist.

Abwasserkonzept der Abwasser­
gemeinschaft GbR

Kanalisation

Die Sammlung des häuslichen Abwas­
sers soll m it der „H yd rom ono"-U n te r- 
druckentwässerung erfo lgen . Dieses 
Verfahren fu n k tio n ie rt nach dem He­
berprinzip , d. h., lieg t der Auslauf einer 
g e fü llten  R ohrle itung tie fe r als der 
Wasserspiegel, fl ie ß t das Wasser Rich­
tung  Auslauf unabhängig  von un te r­
wegs zu überw indenden Höhen bis 
max. 10 m. Da die H öhend iffe renz zw i­
schen Zu- und A b la u f o f t  zu gering ist 
und Fließverluste au ftre ten , w ird  die 
H eberw irkung durch eine Pumpe un ­
te rs tü tz t. Die Vakuum pum pe hä lt im 
Entwässerungsnetz einen U nterdrück 
von 0,6 bar aufrecht. Von der Vakuum- 
Pum pstation w ird  das Abwasser über 
eine D ruckle itung zum K läranlagen­
standort ge fö rdert.

Der wesentliche Unterschied zu a l­
len anderen Entwässerungsverfahren 
besteht darin, daß keine Feststoffe 
(grobe Partikel, Sand) tra n sp o rtie rt 
w erden, sondern nu r ein Wasser- 
Schlammgemisch. Sämtliche Rohrlei-
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tungen können, dem Geländeverlauf 
folgend, in frostfreier Tiefe verlegt 
werden. Es sind keine speziellen Hoch- 
und Tiefpunkte erforderlich.

Kläranlage

Als Klärverfahren soll ein bewachsener 
Bodenfilter (vertikal durchströmt, stoß­
weise beschickt) zum Einsatz kommen. 
Dieser ist mit Erlaß des niedersächsi­
schen Umweltministeriums vom 8.10. 
1991 bis zu einer Ausbaugröße von 
1000 Einwohnerwerten behördlich zu­
gelassen. Dem bewachsenen Bodenfil­
ter w ird zum Absetzen des Schlammes 
eine Mehrkammergrube vorgeschaltet.

von Joachim Schulz

1. Vorstellung des 
Landkreises Gifhorn

Der Landkeis Gifhorn ist ein Flächen­
kreis im östlichen Teil Niedersachsens, 
der nordwestlich der Stadt Wolfsburg 
liegt und an das Land Sachsen-Anhalt 
angrenzt.

Die Fläche des Landkreises umfaßt 
1560 km3 und hat ca. 152000 Einwoh­
ner.

Die Bevölkerungsdichte liegt dem­
nach bei rd. 98 E/km2. Die Struktur ist 
ländlich, zu den prägenden Elementen 
des Landkreises gehört neben landwirt­
schaftlichen Nutzflächen, Wäldern und 
Mooren eine Vielzahl von Gewässern. 
In diese Gewässer, einst klare Heidebä­
che mit Perlmuschelvorkommen, wur­
den die Abwässer der Gemeinden mit 
Ausnahme der drei Städte und einiger 
Großgemeinden lediglich über Klein­
kläranlagen nach DIN 4261 ohne biolo­
gische Stufe gereinigt eingeleitet. Dies 
führte zu einer erheblichen Belastung 
der Gewässer.

Heute sind die Einwohner des Land­
kreises Gifhorn zu über 93% an zen­
trale Kläranlagen angeschlossen. Dazu 
gehören

Investitionskosten

Nach vorliegenden Angeboten für Ka­
nalisation und Kläranlage kostet das 
Abwasserkonzept ca. 230000,- DM. 
Dieser Betrag entspricht spezifischen 
Kosten von 2300,-DM je  Einwohner.

5. Schlußbemerkung

Die vom Ingenieurbüro AWA in den ver­
gangenen Jahren überarbeiteten Ab­
wasserkonzepte haben gezeigt, daß ein 
großes Einsparpotential bei der Kana­
lisationsplanung, dem Einsatz von Orts­
kläranlagen und Kleinkläranlagen lie­
gen kann. Die Kosten konnten teilweise

■ 9 konventionelle Kläranlagen (die
10. ist im Bau) für die großen Gemein­
den.
■ 83 natürlich belüftete Klärteichan­
lagen.
■ 4 künstlich belüftete Klärteichanla­
gen.
■ 1 Kläranlage mit anschließender Ab­
wasserlandbehandlung (eine weitere 
Kläranlage dieser Art befindet sich in 
Planung).

Große landwirtschaftliche Nutzflä­
chen im Gebiet des Landkreises Gifhorn 
sind für die Verregnung der gereinigten 
Abwässer der Städte Wolfsburg und 
Braunschweig ausgewiesen (Abb. 1).

M it dieser Darstellung soll deutlich 
gemacht werden, daß im Landkreis Gif­
horn nicht etwa nur natürlich belüftete 
Klärteiche für die Reinigung des Ab­
wassers verwendet werden.

2. Wahl eines Abwasser­
reinigungssystems für die 
ländlichen Gemeinden im 
Landkreis Gifhorn

Die Anfang der sechziger Jahre Vorge­
fundene Situation der Abwasserentsor­
gung im ländlichen Raum war zu über­

um 50 % gemindert werden.
Voraussetzung für eine angepaßte, 

optimierte Abwasserbeseitigung in 
ländlichen Regionen ist unter den 
heute gegebenen finanziellen Spiel­
räumen, daß von den Beteiligten der 
Mut zum Beschreiten neuer Wege auf­
gebracht wird.
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denken. Die Entsorgung der Abwässer 
mehrererGemeinden ine/nerzentralen 
Kläranlage wurde wegen der großen 
Entfernungen, der geringen Einwoh­
nerzahl in den Gemeinden und der da­
mit verbundenen Probleme und hohen 
Kosten nicht weiter verfolgt.

Der damalige Leiter des Kreistief­
bauamtes, Bauoberrat Rudolf Schürg, 
griff auf ein aus dem süddeutschen 
Raum, aber auch aus Sachsen bekann­
tes Verfahren, das Reinigen von Abwäs­
ser in mehrstufigen natürlich belüfte­
ten Klärteichanlagen, zurück. Die Be­
messungsrichtlinien mußten zunächst 
erarbeitet werden.

Aus Veröffentlichungen über das 
Sauerstoffaufnahmevermögen von 
Wasserflächen, das in einer großen 
Bandbreite angegeben wurde, wurden 
Bemessungsgrundlagen abgeleitet. 
Staatliche Finanzierungsmittel standen 
für den Bau von Teichanlagen nicht zur 
Verfügung. Als Anreiz gewährte der 
Landkreis Gifhorn den Gemeinden bis 
1974 einen 30%igen Zuschuß zum Bau 
von natürlich belüfteten Klärteichanla­
gen .

Heute werden die Abwässer von Ge­
meinden und Einzelgehöften oder 
-Siedlungen mit weniger als 1000 Ein­
wohnern in 83 natürlich belüfteten 
Klärteichanlagen behandelt.

Grundlegende Informationen über 
den Bau, den Betrieb und die Unterhal­
tung von natürlich belüfteten Klärtei­
chen im Landkreis Gifhorn sind aus den 
Veröffentlichungen von Schürg (2) so­
wie Neumann (1,3) und Stever (4) sowie

Erfahrungen mit unbelüfteten 
Abwasserteichen im 
Landkreis Gifhorn
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Klärteiche -  
natürlich belüftet

Klärteiche -  
künstlich belüftet

Kläranlagen
konventionell

Abwasserverregnung

Klärschlammverregnung

A b b . 1. A b w a s s e rb e s e it ig u n g  im  L a n d k re is  G ifh o rn .

aus dem ATV A rb e itsb la tt A  201 (6) zu 
entnehm en.

Über die Erfahrungen, die der Land­
kreis G ifhorn in den vergangenen 29 
Jahren m it diesem Abwasserreini­
gungssystem gem acht hat, w ird  nach­
fo lgend  berichtet.

3. Verfahrenstechnische 
Grundlagen

Zwischen den konventione llen  Abwas­
serreinigungsanlagen (Kurzzeitreak­
tionslagen) und den natürlich  b e lü fte ­
ten K lärteichanlagen (Langzeitreak­
tionsanlagen) g ib t es keine p rinz ip ie l­
len m ikrob io log ischen Unterschiede. 
Der Unterschied lieg t lediglich in der 
Geschw indigkeit, m it der die Prozesse 
ablaufen. Sowohl in den herköm m li­
chen mechanisch-biologischen A n la ­
gen als auch in den natürlich  be lü fte ten  
K lärteichanlagen e rfo lg t die Reinigung 
des Abwassers, also der K oh lensto ffab­
bau durch M ikroorganism en. Hierzu ist 
Sauerstoff e rfo rderlich . Das g ilt  fü r  alle 
aeroben Reinigungsvorgänge, also 
auch fü r  die Umsetzung des A m m o­
nium stickstoffs über N itr it zum N itra t­
sticksto ff (N itr ifika tio n ).

Lediglich bei der D en itrifika tion , 
also bei der U m w andlung von N itra t­

s ticks to ff zu elementarem Stickstoff ist
■ die A bwesenheit von Sauerstoff,
■ ph-W erte  im neutralen Bereich und
■ die Anwesenheit von organischer 
Substanz e rfo rd e rlich .

Der Sauerstoffeintrag selbst ge­
schieht bei konventionellen Anlagen 
durch Belüftungsaggregate, w ie  
M am m utro to ren , Kompressoren oder 
Kreiselbelüfter. Natürlich be lü fte te  
K lärteichanlagen w erden über die 
große Wasseroberfläche und durch Fo­
tosynthese sowie durch biogene Belü f­
tung  m it Sauerstoff versorgt. Die S to ff­
umsetzungsprozesse selbst vollz iehen 
sich nach dem gleichen Schema w ie  bei 
der natürlichen Selbstreinigung von 
stehenden Gewässern.

In konventione llen Anlagen werden 
Abwässer und M ikroorganism en durch 
Belüftungsaggregate oder Rührwerke 
bew egt. Dadurch w ird  ein ausreichen­
der K on tak t zwischen dem Belebt­
schlamm und dem Abwasser gew ähr­
leistet.

In den großflächigen und flachen 
Erdbecken von natürlich be lü fte ten  
K lärteichanlagen befinden sich die M i­
kroorganism en auf der Sohle des Erd­
beckens. Daher ist es w ichtig , über die 
A bd ich tung , wenn sie aus Foliendich­
tung  besteht, Erdreich aufzufü llen, um

den M ikroorganism en eine Lebens­
grund lage  zu bieten.

4. Bem essung und bauliche 
A usführung  natürlich 
be lü fte te r K lärte ichan lagen

N atürlich  be lü fte te  K lärteichanlagen 
w erden gemäß dem ATV-Regelwerk 
„G rundsätze fü r Bemessung, Bau und 
Betrieb von Abwasserteichen fü r  kom ­
munales Abwasser", 2. A uflage 1989 (6) 
und (in Niedersachsen) zusätzlich nach 
den technischen Bestimmungen fü r  den 
Bau und den Betrieb von be lü fte ten  
und unbe lü fte ten  Abwasserteichanla­
gen (herausgegeben als Runderlaß des 
MU vom 02.05.91 und ve rö ffe n tlich t im 
Nieders. M in is te ria lb la tt 17/1991 ) (7) 
bemessen (Abb. 2).

Die meisten Kläranlagen im Gebiet 
des Landkreises G ifhorn waren vor Her­
ausgabe des Regelwerks und des Rund­
erlasses fe rtigges te llt.

Bemessungsgrundlagen sowie die 
baulichen Einzelheiten sind aus A b b il­
dung 2 ersichtlich.

a) Bemessung

Die Bemessung der natürlich  be lü fte ten  
K lärte ichanlagen m it >10 m2/E und ei­
ner A u fte ilu n g  der h in te re inander ge­
schalteten Teiche im Verhältn is 40/30/30 
hat sich bew ährt.

Sollten die Teichanlagen w egen der 
M itbehand lung  von Regenwasser g rö ­
ßer als 10 m2/E ausgelegt w erden, z.B. 
in Gebieten m it starkem Geländege­
fä lle  und p lötz lichem  Wasseranfall, ist 
der erste Teich nach unserer Erfahrung 
n ich t größer als 4 m2/E auszulegen. Bei 
dieser Bemessungsgröße fin d e t, zum in ­
dest te ilweise, eine sim ultane D e n itr if i­
z ierung statt, w e il sich sauersto fffre ie  
Zonen bilden.

Nach dem Regelwerk A 201 soll die 
Teichfläche bei der M itbehand lung  von 
Regenwasser bis zu 5 m2/E vergrößert 
w erden. Nach unserer E rfahrung w ird  
durch diese M aßnahme die Reinigungs­
le istung n icht verbessert. Um Betriebs­
störungen durch A u fw irb e ln  von Bo­
denschlamm und verkürzte  A u fe n t­
haltszeiten zu verhindern, em pfehlen 
w ir  den Einsatz eines Abschlagbau­
werks im Zulaufbereich. Dieses Bau­
w erk  ist so zu bemessen, daß 6 bis 8 Q in 
den ersten Teich und der Rest des an- 
kom m enden Wassers in den zw eiten
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evtl. Nachbe­
handlung 
(Filtergraben,

Wasseroberfläche des 1. Teiches 
4 m2/E: = 4000 m2 bei 1000 E 
(auch, wenn Teichoberfläche 
>10 m2/EW gewählt wird)

Wasseroberfläche gesamt = 10 m2/E = 10 000 m2 bol 1000 E
Ablauf

SCHNITT A-A

Teich geführt wird. Die Bemessung die­
ses Bauwerks sollte als Streichwehr er­
folgen.

Das Vorschalten von Absetzteichen 
halten w ir für nicht sinnvoll. M it dem 
Vorschalten von Absetzteichen sind Ge­
ruchsbeeinträchtigungen verbunden. 
Eine ständige Schlammentsorgung ist 
erforderlich.

Vor Inbetriebnahme der Klärteiche 
wird empfohlen, die Becken mit Nie­
derschlags- oder Frischwasser zu füllen. 
Bei Schmutzwasserkanalisationen ist 
die Empfehlung noch zwingender.

b) Bauliche Ausführungen

Im Gegensatz zu den konventionellen 
Kläranlagen können Klärteichanlagen 
sehr gut in das Landschaftsbild einge­
paßt werden.

Das ATV-Regelwerk schlägt zum 
vollständigen Wasseraustausch den 
Einbau von Leitdämmen o.ä. vor. Dies 
halten wir nicht für erforderlich. Im 
Landkreis Gifhorn sind w ir zu der Er­
kenntnis gelangt, daß durch die Form 
der Teiche die Strömungsverhältnisse 
erheblich beeinflußt werden können. 
Im Vergleich zur Grabenform ist die ge­
drungene Form strömungstechnisch 
günstiger. Durch vertikale und horizon­
tale Strömungen ist eine gleichmäßige 
Vermischung gewährleistet. Dies ist 
Voraussetzung fü r einen wirkungsvol­
len bakteriellen Abbau der Abwasser­
inhaltsstoffe.

Um das Übertreten von Schwimm­
schlamm von einem Teich zum anderen 
zu verhindern, wurde von uns bisher 
eine Tauchwandkonstruktion aus Holz 
gewählt. Nach unserer jetzigen Er­
kenntnis sollten die Tauchwände in 
Edelstahlkonstruktion ausgeführt und 
als Kastenprofil in das Verbindungsrohr 
zum nächsten Teich oder zum Vorfluter 
eingebaut werden. Für die Dichtung 
der Teiche gibt das Arbeitsblatt A 201 
folgende Leitlinie vor:
■ Klüftiger Untergrund und Bodenver­
hältnisse mit Durchlässigkeitsbeiwer- 
ten k > 10-6 m/s verlangen grundsätz­
lich Dichtungsmaßnahmen.
■ Bei Bodenverhältnissen mit Durch- 
lässigkeitsbeiwerten kf < 10-7 m/s kann 
in der Regel auf zusätzliche Dichtungs­
maßnahmen verzichtet werden.
■ Bei Bodenverhältnissen mit Durch- 
lässigkeitsbeiwerten kf um 10-7 m/s 
muß aufgrund der örtlichen Verhält­
nisse sorgfältig abgewogen werden, ob 
sich die Forderungen des §34 Abs. 1 
Wasserhaushaltsgesetz ohne Dichtung 
erfüllen lassen oder ob Dichtungsmaß­
nahmen notwendig sind.

Für Niedersachsen gilt nach dem 
vorzitierten Erlaß vom 02.05.1991 
abweichend, daß bei Bodenverhältnis­
sen mit Durchlässigkeitsbeiwerten k um
10-7 Dichtungen erforderlich sind. 
Nach unserer Erfahrung ist diese Forde­
rung überzogen. Es hat sich gezeigt, 
daß die Teiche schon in relativ kurzer 
Zeit der Selbstdichtung unterliegen.

5. Versuche zur Verbesserung 
der Reinigung des in 
Klärteichen behandelten 
Abwassers

Im Bereich des Landkreises Gifhorn 
bringen fast alle Abwasserbehand­
lungsanlagen über die gesetzlichen An­
forderungen hinausgehende Reini­
gungsleistungen. Trotzdem wird stän­
dig geprüft, inwieweit eine Verbesse­
rung der Reinigungsleistung möglich 
ist.

Versuchsweise wurden in jüngster 
Zeit an einzelnen Anlagen folgende Er­
weiterungen bzw. Maßnahmen durch­
geführt oder geplant:
■ Erstellung einer mit Schilf oder Bin­
sen angelegten Flachwasserzone im 
Auslauf des dritten Teiches.
■ Erstellung eines befahrbaren Pflan­
zengrabens aus Schotter oder Tropf­
körpermaterial unterhalb des dritten 
Teiches.
■ Erstellung eines gedichteten vierten 
Beckens zur großflächigen Versiche­
rung des gereinigten Abwassers und 
anschließender Sammlung über eine 
Drainage zwecks Einleitung in den 
Vorfluter.
■ Verregnung und damit landbauliche 
Verwertung des gereinigten Abwassers 
aus dem dritten Teich oder einem nach­
geschalteten vierten Teich.

Über die Wirkungsweise dieser 
Maßnahmen wird zur gegebenen Zeit 
zu berichten sein.
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6. Rein igungsle istungen natürlich
b e lü fte te r K lärte ichan lagen

Im fo lgenden  soll dargeste llt werden, 
w elche Erfahrungen im Landkreis G if­
horn  m it den Reinigungsleistungen der
o .g . Abwasserbehandlungssysteme ge­
sam m elt w urden.

Die Q ua litä t der A b läu fe  w ird  im 
Rahmen der behördlichen E in le iter­
überw achung m it dem kreiseigenen 
Untersuchungslabor ständig übe rp rü ft. 
Um Aussagen über die Betriebsstabili­
tä t  machen zu können, w erden ver­
schiedene Jahreszeiten, W itte rungs­

bedingungen, W ochentage und Tages­
zeiten bei diesen Untersuchungen be­
rücksichtig t.

Die Ergebnisse von 3000 Einzelun­
tersuchungen, die an den 83 natürlich 
be lü fte ten  K lärteichanlagen im Land­
kreis G ifhorn gewonnen w urden, sind 
in der nachstehenden Tabelle zusam­
m engefaßt.

Die gesetzlichen A nforderungen 
w erden von den natürlich be lü fte ten  
K lärteichanlagen in rd. 93 % der durch­
ge füh rten  Untersuchungen der be­
hördlichen E inleiterüberwachungen 
e ingehalten.

Die A n fo rde rungen  des Landkreises 
G ifhorn  als un tere  Wasserbehörde an 
die na türlich  be lü fte ten  K lärteichanla­
gen sind w esentlich schärfer als die A n­
fo rde rungen  gemäß Rahmenabwasser­
verw a ltungsvorschrift Anhang 1 Ge­
m einden und betragen in der Regel 25 
mg/l BSB5 und 90 mg/l CSB. Auch die 
schärferen A u flagen  w erden nur durch 
rd. 17% a ller Meßergebnisse über­
schritten.

Stickstoff und Phosphatabbau
Ab Größenklasse 3 (5000 bis 20000 EW) 
w erden gesetzliche A n forderungen

M in d e s ta n fo rd e ru n g e n  n a c h  A n h a n g  1 z u r  R a h m e n -A b w a s s e rV w V

Proben nach Größen­
klassen der Abwas­
serbehandlungs­

anlagen

Chemischer
Sauerstoff­

bedarf

Biochemischer 
Sauerstoff­
bedarf in 
5 Tagen

A m m on ium ­
stickstoff

S ticksto ff gesamt 
als Summe von 
A m m onium -, 

N itr it-  und 
N itra t-S ticksto ff

Phosphor gesamt

(CSB) mg/l (BSB 5) mg/l (NH4-N) mg/l (Nges) mg/l (Pges) mg/l

Größenklasse 1 
50 kg/d BSBg (roh) 
(EW < 1000)

150 40 - - -

Größenklasse 2 
60-300 kg/d 
BSB 5 (roh)
(1000 EW < 5000)

110 25 - - -

Größenklasse 3 
300-1200 kg/d 
BSB 5 (roh)
(5000 EW <20000)

90 20 10 18 -

Größenklasse 4 
1200-6000 kg/d 
BSB 5 (roh)
(20000 EW< 100000)

90 20 10 18 2

Größenklasse 5 
Bd> 6000 kg/d 
BSB 5 (roh) 
(EW = 100000)

75 15 10 18 1

Klärteiche  
(50-1000 EW) 
Landkreis G ifhorn 
M itte lw e rte  und 
Standardabw ei­
chung

70±29 15±11 14 ±7 15±7 2 ±1

Ist bei Teichanlagen, die fü r  d ie A u fen tha ltsze it von 24 Stunden und mehr bemessen sind, eine Probe durch A lgen deutlich  
ge färb t, so sind der CSB und der BSB 5 von der a lgenfre ien Probe zu bestimmen. In diesem Fall ern iedrigen sich die festgeleg-
ten  W erte beim CSB um 15 mg/l und beim BSB 5 um 5 mg/l.
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hinsichtlich des Abbaus von Ammo­
niumstickstoff (10 mg N/l) und Stickstoff 
Gesamt (18 mg N/l) gestellt. Ab Größen­
klasse 4 sind Anforderungen hinsicht­
lich des Abbaus von Gesamtphosphat 
(2 mg/l) zu erfüllen.

Obwohl diese Anforderungen nicht 
für die natürlich belüfteten Klärteich­
anlagen gelten, weil diese zur Größen­
klasse 1 gehören, wurde auch dieser 
Vergleich durchgeführt.

47 % aller Untersuchungsergebnisse 
entsprachen hinsichtlich des Ammo­
niumstickstoffabbaus den o. g. Werten.

75 % aller Untersuchungsergebnisse 
entsprachen in bezug auf den Gesamt­
stickstoffabbau den o. a. Werten.

Bezüglich des Phospatabbaus wur­
den die Anforderungen von 48% der 
Untersuchungsergebnisse erfüllt.

Der vom Staatl. Amt für Wasser und 
Abfall, Braunschweig, fü r seinen 
Dienstbezirk für das Jahr 1991 heraus­
gegebene Leistungsvergleich kommu­
naler Kläranlagen (9) bestätigt im we­
sentlichen die zur Reinigungsleistung 
natürlich belüfteter Klärteichanlagen 
gemachten Aussagen.

Durch die bereits beschriebenen 
Maßnahmen zur Verbesserung der Rei­
nigungsleistung der natürlich belüfte­
ten Klärteichanlagen werden auch hin­
sichtlich des Stickstoff- und Phosphat­
abbaus Verbesserungen erwartet.

7. Betriebsstörungen

Die häufigste Ursache für Betriebsstö­
rungen war auf das unerlaubte Einlei­
ten von Flüssigkeiten, insbesondere 
Jauche und Silosickersaft, für deren Be­
handlung kommunale Abwasserbe­
handlungsanlagen nicht bemessen 
sind, zurückzuführen.

Die natürlich belüfteten Klärteich­
anlagen sind wartungsarm und deshalb 
nicht ständig mit Personal besetzt. 
Diese Tatsache wird in den ländlichen 
Gemeinden leider häufig zum Einleiten 
von Jauche und Gülle genutzt. Große 
Mengen dieser hochkonzentrierten 
Flüssigkeiten führen in kurzer Zeit zu 
extremen Sauerstoffzehrungen. Die ae­
roben Reinigungsprozesse werden er­
heblich gestört.

8. Schlammbehandlung

Nach 29 Jahren Erfahrung ist festzu­
stellen, daß eine Entschlammung bisher

nur im ersten Teich erforderlich war. Die 
Menge und die Zusammensetzung des 
Schlamms ist vom Kanalsystem abhän­
gig.

Mischwasserkanalisationen führen 
durch den aus Straßenentwässerung 
mitgeführten Sand zu einer schnelleren 
Verschlammung. Die Entschlammung 
muß in Abständen von 5 bis 8 Jahren 
erfolgen. Klärteiche, in denen Abwäs­
ser aus Schmutzwasserkanalisationen 
behandelt werden, sind alle 8 bis 12 
Jahre zu entschlammen. Durch die An­
ordnung eines Abschlagsbauwerks und 
einer Schlammtasche im ersten Teich 
läßt sich die Schlammräumung auf den 
Einlaufbereich beschränken. Bei der 
Räumung werden mobile Schlamm­
pumpen, Saugwagen und Seilbagger 
mit Schleppschaufel eingesetzt. Schon 
bei der Planung ist darauf zu achten, 
daß eine ausreichend große Fläche für 
die Schlammtrocknung vorgehalten 
wird.

Da der Klärschlamm in der Regel auf 
landwirtschaftlich genutzte Böden auf­
gebracht wird, ist die Klärschlammver­
ordnung (8) zu beachten. Die im § 4 die­
ser Verordnung genannten Grenzwerte 
für die Inhaltsstoffe des Klärschlamms 
wurden nach den Untersuchungser­
gebnissen der LUFA in Hameln erwar­
tungsgemäß nie erreicht.

9. Einfluß natürlich belüfteter 
Klärteichanlagen auf die 
Gewässer

Zur Beurteilung eines Abwasserbe­
handlungssystems muß dessen Einfluß 
auf den Vorfluter und das Grundwasser 
bekannt sein.

Die Vorfluter sind in der Regel lei­
stungsschwache Gewässer 3. Ordnung. 
Sie weisen Gewässergütewerte zwi­
schen II und II bis III auf.

Lediglich bei vier Klärteichanlagen 
kam es zur Verschlechterung der Ge­
wässergüte. Vorteilhaft w irkt sich eine 
Teichanlage wegen der Stapelfähigkeit 
von Mischwasser und der damit verbun­
denen Dosierung der Ablaufmengen 
auf den Vorfluter aus.

Zur Grundwasserbelastung kann es 
wegen der heute vorgeschriebenen 
Dichtung der Teiche nicht mehr kom­
men. Bei den alten Teichen ist schon 
nach kurzer Zeit eine Selbstdichtung 
erfolgt, die einen Einflußdes Abwassers 
der Teiche auf das Grundwasser aus­

schließt. Orientierende Untersuchun­
gen haben ergeben, daß die Grundwas­
serbelastung mit Stickstoff und Phos­
phor auf landwirtschaftlich genutzten 
Flächen höher ist als die Grundwasser­
belastung im engeren Bereich von älte­
ren Klärteichen.

10. Wartung und Kosten

Die Baukosten sind stark von den ö rtli­
chen Verhältnissen abhängig und lie­
gen zwischen 400,00 und 1000,00 DM/E. 
Betriebskosten fallen nicht an.

Die Wartung der Teichanlagen um­
faßt ein-bis zweimalige Mähen und Flä­
chen und die Schlammräumung. Diese 
Kosten liegen bei 1,00 bis 2,00 DM/E. 
Die Einleiterüberwachung verursacht 
Kosten in Höhe von ca. 1200,00 DM/a.

11. Zusammenfassung

Natürlich belüftete Klärteiche können 
bei entsprechender Dimensionierung 
für Gemeinden bis zu 1000 E für den 
ländlichen Raum auch heute noch eine 
zuverlässige Alternative darstellen.

Die Vorteile dieser Anlagen kann 
man so zusammenfassen:
■ Funktionstüchtigkeit, besonders für 
geringe Abwassermengen.
■ Wegfall jeglichen technischen Auf­
wandes.
■ Keine laufenden Betriebskosten.
■ Reinigung des anfallenden Oberflä­
chenwassers und derdamit verbundene 
Beitrag zur Reinhaltung der Gewässer.
■ Geringe Wartungskosten.
■ Schadlose Aufnahme von Schmutz­
frachtstößen.
■ HoherWirkungsgrad.

Allerdings sind mit diesem System
auch Nachteile verbunden, die sich wie 
fo lg t zusammenfassen lassen:
■ Großer Flächenbedarf.
■ Keine Eingriffsmöglichkeit bei er­
kennbaren unzulässigen Schmutzstö­
ßen (es sei denn mit mobilen Oberflä­
chenbelüftern).

Aus der Erfahrung der vergangenen 
29 Jahre kann festgestellt werden, daß 
sich natürlich belüftete Klärteichanla­
gen in Erdbauweise im Landkreis Gif­
horn als für ländliche Siedlungen, Ge­
meinden und Ortschaften brauchbare 
Kläreinrichtungen erwiesen haben. Sie 
sind nicht nur gegenüber konventionel­
len Anlagen besonders kostensparend 
im Betrieb, sie entheben die Gemein-
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den und Gem eindeverbände vor allem 
auch der Sorge e iner technisch a u fw en ­
d igen Betreuung und Überwachung. 
Ganz besondere Bedeutung gew innen 
sie aber fü r  abgelegene Ferienhausge­
biete, W ochenendgelände und Cam­
p ingplä tze . Sie sind hier o ft  die einzige 
brauchbare A lte rna tive  zu konven tio ­
nellen Anlagen.

Auch im H inblick au f das Abwasser­
abgabengesetz gew innen die K lär­
te ichanlagen w egen ihrer hohen Reini­
gungsle istung und derdadurch  bed ing­
ten  geringen Abwasserabgaben an 
Bedeutung. Es da rf abschließend fes t­
geste llt w erden, daß die Abwassertei­
che eine kostengünstige und zweckm ä­
ßige Lösung fü r  kle ine Gemeinden im 
ländlichen Raum sind.

L ite ra tu rh inw e ise

(1) Neum ann , /-/.: Abwasserklärteiche 
und N itr if ika tio n  / D e n itr if ika tio n  
vor dem H in tergrund der E rforder­

von Eckhard Sowa

1. E in le itung

Die A nw endung des Höchststandes der 
Technik zur Abwasserreinigung scheint 
unerläßlich, um in den nächsten Jahren 
die Z ie lste llungen der Europäischen 
Union zum Gewässerschutz zu erfü llen . 
Besonders in den neuen Bundesländern 
besteht hierzu ein enorm er Nachhole- 
bedarf.

So w urden  1993 in Sachsen rund 765 
M ill. DM in den Bau von Abwasserkanä­
len und Kläranlagen investiert [10]. 
Ü berprü fungen des Sächsischen Staats­
m in isterium s fü r  U m w elt und Landes­
en tw ick lung  ergaben, daß G roßpro­
jek te  (tro tz  ihrer bevorzugten Förde­
rung) te ilw e ise zu einer überm äßigen 
finanz ie llen  Belastung der Gemeinden 
fü h rte n . Demgegenüber w urde  die 
Entw icklung von dezentralen Abwas­
seranlagen in den ländlichen Gem ein­
den vernachlässigt. In Sachsen w erden 
seit 1993 dezentra le Übergangslösun­
gen beim schrittweisen Ausbau der

nisse eines weitergehenden Gewäs­
serschutzes und der Neufassung der
1. Abwasserverwaltungsvorschrift,
1988.

(2) Schürg, /?.: Abwasserteiche in länd li­
chen Gemeinden. -  Wasser und Bo­
den 10/72.

(3) Neumann, H.: U nbe lü fte te  Abwas­
serteiche -  Darstellung der na­
turwissenschaftlichen Verfahrens­
grundlagen und Berichte über Er­
fah rungen  aus Niedersachsen. -  
Schriftenreihe des Nieders. Städte- 
und Gemeindebundes, H eft 5 (Ab­
wasserteiche), Seite 34 bis 76 (1983).

(4) SteverF.-W.: Dastechnische K onzept 
der Abwasserklärteiche im Land­
kreis G ifhorn. -  Schriftenreihe des 
Nieders. Städte- und Gem einde­
bundes, Heft 5 (Abwasserteiche), 
Seite 27 bis 33.

(5) A llgem eine Rahm enverwaltungs­
vorschrift über M indestan fo rderun­
gen an das Einleiten von Abwasser 
in Gewässer -  Rahmenabwasser

gem eindlichen Abwasserentsorgung 
zugelassen [10].

Von den 1993 in Sachsen erste llten 
Abwasseranlagen wiesen ca. 50% A n ­
schlußwerte zwischen 100 bis 500 EW 
auf. D am it besteht fü r K le inkläran la­
gen und kleine Kläranlagen derze it ein 
großer Bedarf. Dieser Bedarf fo lg t aus 
der derzeitigen schnellen Entw icklung 
von neuen Wohn- und Gewerbegebie­
ten. Dieser Bedarf kann durch den Aus­
bau von zentralen Kanalisations- und 
Abwasseranlagen zeitlich n icht ge­
deckt w erden. Es sind Maßnahmen er­
fo rderlich , welche die lokalen Probleme 
der Abwasserbeseitigung kurz fris tig  
lösen, aber zukün ftig  fu n k tio n e ll und 
finanz ie ll sinnvoll in die zentralen Ka­
nalisations- und Abwasseranlagen e in ­
gebunden werden.

D am it erscheint es -  besonders in 
den ländlichen Gemeinden -  dringend 
no tw end ig , fo lgende A nforderungen  
an eine w irtschaftliche Lösung der A b ­
wasserprobleme zu erfü llen:

VwV -  vom 08.09.1989, Anhang 1 
Gemeinden.

(6) ATV-Arbeitsblatt A  201: Grundsätze 
fü r  Bemessung, Bau und Betrieb von 
Abwasserteichen fü r  komm unales 
Abwasser, A uflage  1989.

(7) Technische Bestim m ungen fü r  den 
Bau und den Betrieb von be lü fte ten  
und unbe lü fte ten  Abwasserteich­
anlagen. Runderlaß des MU vom 
02.05.1991 (Nds. M in is te ria lb la tt 
17/1991).

(8) Klärschlammverordnung -  AbfK lärV  
vom 15.04.1992.

(9) Leistungsvergleich 1991 kom m una­
ler Kläranlagen im D ienstbezirk des 
Staatl. Amtes fü r  Wasser u. Abfa ll, 
Braunschweig.

A n sch rift des V erfassers

Joachim Schulz
Am Damm 5
OT Gamsen
38518 G ifhorn

■ schrittweiser Ausbau der Kanalisa­
tionssysteme nach deren Finanzier­
barkeit,
■ schrittweiser Ausbau der K lärstufen 
nach dem realen Bedarf,
■ dezentra le Behandlung des n icht 
schädlich verschm utzten N ieder­
schlagswassers,
■ Bau von dezentra len kle inen K läran­
lagen in neuen W ohngeb ie ten ,
■ Zulassen von dezentra len K le ink lä r­
anlagen in Streusiedlungsbereichen.

Die Maßnahmen und Anlagen müs­
sen zum indest als Übergangslösungen 
in die Abwasserbeseitigungspläne der 
Gemeinden e ingebunden w erden.

Bei der ingenieurtechnischen Um­
setzung dieser A n fo rde rungen  muß da­
von ausgegangen w erden, daß im länd­
lichen Raum zentra le Lösungen der A b ­
wasserbeseitigung -  d. h. die m öglichst 
flächendeckende Kanalisation m it fin a ­
ler Schm utzwasserbehandlung in einer 
gem eindlichen K läranlage -  n ich t im ­
mer w irtschaftlich  umsetzbar sind. Die 
Hauptursachen liegen in den e rheb li­
chen Baukosten fü r  die Kanalisation, 
welche ca. 500 bis über 1000 DM pro 
M eter Abwasserkanal betragen. Im 
ländlichen Raum könn ten  die hohen 
Kanalisationskosten durch eine Dezen­
tra lis ie rung der Abwasseranlagen m ini-

Naturräumliche Nachbehandlung 
von Klärwerksabläufen
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miert werden. Die Kleinklärtechnik ist 
mittlerweile so weit fortgeschritten, 
daß auch kleine Kläranlagen die Min­
destanforderungen an das Einleiten 
von Abwasser in Gewässer genauso si­
cher erfüllen können, wie Großklär­
werke.

Das Problem der gesamten moder­
nen Abwassertechnik liegt aber darin, 
daß gewässerökologische Anforderun­
gen beim Einleiten von Abwasser in 
sensitive Gewässer (z.B. in natürliche 
Fließgewässer mit geringem Abfluß, in 
nicht eutrophierte Seen und speziell in 
den Untergrund bzw. in das Grund­
wasser) m it der modernen Abwasser­
technik kaum -  oder nur mit hohen Ko­
sten -  gewährleistet werden können. 
Speziell aus der Sicht des Grundwasser­
schutzes erscheint zudem das Einleiten 
von (wie auch immer gereinigtem) Ab­
wasser in den Untergrund nicht ver­
tretbar. Von solchen Anforderungen 
sind besonders die ländlichen Gemein­
den betroffen, weil hier häufig ökolo­
gisch wertvolle Gewässer vorhanden 
sind oder das Einleiten in den Unter­
grund die einzige, wirtschaftlich ver­
tretbare Entsorgungslösung fü r das ge­
reinigte Abwasser darstellt.

Im ländlichen Raum ist es deshalb 
sinnvoll, die moderne Klärtechnik mit 
den traditionellen Verfahren der Teich­
behandlung bzw. mit der Bodenfiltra­
tion zu verbinden. Dadurch werden 
Puffer- und Nachbehandlungssysteme 
geschaffen, welche die Leistung der 
Kläranlage sowohl funktionell als auch

wirtschaftlich maßgebend verbessern 
können.

Derfolgende Beitrag befaßt sich mit 
dem ökologisch und wasserwirtschaft­
lich sinnvollen Einsatz von Verfahren 
zur naturräumlichen Nachbehandlung 
von Klärwerksabläufen. Es werden ak­
tuelle Ergebnisse aus Felduntersuchun­
gen auf den Braunschweiger Rieselfel­
dern vorgestellt [4,7,8], Die historischen 
Braunschweiger Rieselfelder umfassen 
200 ha Fläche und werden heute zur 
Nachbehandlung der Abflüsse des mo­
dernen Großklärwerks Steinhof ge­
nutzt. Auf den Rieselfeldern werden 
rund 20000 bis 30000 m3 gereinigtes 
Abwasser pro Tag nachbehandelt [4], 
Die wasserwirtschaftliche Nutzung er­
möglicht, die Rieselfelder als ökologisch 
wertvolle Feuchtbiotope zu erhalten.

2. Definition und Prozesse der na­
turräumlichen Nachbehandlung

Unter naturräumlicher Nachbehand­
lung wird im folgenden die wasserwirt­
schaftliche Nutzung von Standorten zur 
weitergehenden Reinigung von Klär­
werksabläufen verstanden. Der Begriff 
„Naturraum" wird benutzt, weil die flä­
chenhafte Verteilung bzw. die Infiltra­
tion von gereinigtem Abwasser am 
Standort das Ausbilden von Gewässern, 
Feuchtbiotopen und die Grundwasser­
anreicherung bewirkt.

Folgende Transformationsräume1 
werden bei der naturräumlichen Nach­
behandlung genutzt:

■ die Bodenoberfläche, die Pflanzen­
decke oder das Teichvolumen,
■ die biologisch aktive Bodenzone 
bzw. derTeichuntergrund,
■ die Aerationszone und
■ die Grundwasserzone.

Beachtet man die natürlichen Pro­
zesse der Selbstreinigung im Boden und 
Untergrund, so werden bei der natur­
räumlichen Nachbehandlung folgende 
klärtechnisch relevante Prozesse aus­
genutzt:
(1) Pufferung und Zwischenspeiche­

rung der Zuflüsse,
(2) Feinfiltration von Fest- und Schweb­

stoffen,
(3) Eliminierung organischer bzw. sau­

erstoffzehrender Substanzen,
(4) Nitrifikation und Denitrifikation,
(5) Eliminierung von pathogenen 

Keimen und Bakterien.
Von diesen Prozessen sind die Fein- 

fliltra tion (2) und die Eliminierung von 
Keimen (5) bei einer Bodenfiltration all­
gemein als wirksam anerkannt. Puffe­
rung (1) und biochemische Nachbe­
handlung (3, 4) werden in Relation zur 
Reinigungsleistung der Kläranlage 
wirksam. Hierauf wird in Abschn. 3. 
eingegangen.

Bei der naturräumlichen Nachbe­
handlung ist zu beachten, daß nicht der 
Standort der vorgesehenen Nutzung, 
sondern die Nutzung den natürlichen 
Standortverhältnissen angepaßt wer­
den muß. Das bedeutet, daß sowohl die 
Reinigungsstufen der Kläranlage als 
auch die flächenhafte Belastung der 
Nachbehandlungsanlage den topolo­
gischen, pedologischen und geologi­
schen Standortbedingungen ange­
paßt2 werden müssen.

Staurieselung Hangrieselung Teichkaskadensysteme

Bodenpassage

Abb. 1. Schema der Transform ationsräum e bei naturräum licher N achbehandlung, nach [6].

3. Feldversuchsergebnisse

Die folgenden Ergebnisse sind aus Feld­
untersuchungen abgeleitet, welche im 
Zeitraum von Januar 1991 bis zum Sep­
tember 1993 auf den Braunschweiger 
Rieselfeldern durchgeführt wurden. In 
diesen 3 Jahren wurden 167 Meßstellen

1 D ie  T ra n s fo rm a tio n s räu m e  lassen sich 

praktisch n ich t tre n n e n .

2 H ie rfü r  sind im  S inne d e r a n e rk a n n te n  Re­

g e ln  d e r Techn ik  k e in e  e n ts p re c h e n d e n  

G ru n d s ätze  fo rm u lie rb a r ;  je d e r  S ta n d o rt  

m u ß  in d iv id u e ll u n te rs u c h t un d  nach den  

v o rlie g e n d e n  E rgebnissen b e w e r te t  w e r ­

d e n .
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und 4 Versuchsanlagen e ingerich te t 
und betrieben. Der vorliegende hydro­
chemische D atenfond um faß t rund 
6500 Beprobungen m it mehr als 100000 
chemischen E inzelwerten [4],

Folgende, an die pedologischen, hy­
drologischen und geologischen Bedin­
gungen angepaßte Verfahren zur na­
tu rräum lichen  Nachbehandlung w u r­
den im Rahmen von Feldversuchen un­
tersucht und e rp rob t (Abb. 1):
■ A nlagen zu r periodischen Stauriese­
lung  au f durchlässigen und grundw as­
serfernen S tandorten m it re la tiv  mäch­
tig e r Boden- und Aerationszone,
■ m äandrierende Teich- und  Feucht­
wiesenkaskadensysteme au f re la tiv 
geringdurchlässigen Hang- und Niede­
rungsstandorten m it der Gewässer- und 
Bodenzone als Puffer und Transforma­
tionsraum .

W ährend Staurieselanlagen seit lan­
gem tra d itio n e lle  Anlagen der Abwas­
serlandbehandlung sind [1, 2], stellen 
m äandrierende Teich- und Feuchtw ie­
senkaskadensysteme eine „n e u a rtige " 
Lösung der na turräum lichen Nachbe­
handlung dar. Diese Lösung w urde aber 
ledig lich der N atur nachem pfunden 
(Abschn. 3.1).

3.1 Beschaffenheit der Klärwerks­
abflüsse und Einleitungs­
anforderungen

Das m oderne G roßklärw erk S teinhof 
re in ig t das Schmutzwasser der Stadt 
Braunschweig und anliegender Ge­
m einden bei einem m ittle ren  Abwas­
seranfall von rund 60000 m3/d. Im Re­
genfa ll fä llt  Mischwasser in G rößenord­
nungen von 80000 bis über 100000 
m 3/d an. Im K lärwerk S te inhof w urde 
1992 die biologische Stickstoff- und 
Phosphate lim in ierung e ingefüh rt. Da­
m it w ar es möglich, die M indestan fo r­
derungen der Rahmen-Abwasser VwV 
an das E inleiten von Abwasser in Ge­
wässer zu unterschreiten und sich den 
Zielen der Nutzungsklasse B1 fü r  den 
H aup tvo rflu te r Oker, in welchen die 
Klärwerksabflüsse e inge le ite t werden, 
zu nähern.

3 In  e in e m  ö k o lo g is c h  w e r t v o l le n  G e w ä s s e r  

k ö n n e n  k u r z z e i t ig e  u n d  h ä u f ig e  S c h a d ­

s t o f fs tö ß e , w e lc h e  m e ß te c h n is c h  m e is t  n ic h t  

n a c h w e is b a r  s in d , v e r h e e r e n d  a u f  d ie  G e ­

w ä s s e r b io lo g ie  w i r k e n  (z . B. F is c h s te rb e n  

d u rc h  S a u e r s t o f f m a n g e l ) .

Der A b la u f des Klärwerks S te inhof 
fü r  das Jahr 1993 kann w ie  fo lg t m it den 
M itte lw e rte n  der Abwasserbeschaffen­
he it charakteris iert werden [4]:
CSB: 67,4 mg 0 2/l
BSB5: 11,7 mg 0 2/l
NH4-N: 2,9 mg N/l
N 0 3-N: 5,5 mgN/l
Nges.: <10  mgN/l
Pges.: 0,6 mg/l
AOX: 80 pg/l

Im Bezug auf die Nutzungsklasse B1 
überschreiten die Stoffe CSB, BSB5, 
NH4-N, Pges und AOX aber noch die an­
gestrebten R ichtwerte. Es sollte deshalb 
untersucht werden, ob m it e iner n a tu r­
räum lichen Nachbehandlung im Riesel­
fe ld  die w eitergehende Reinigung im 
Sinne e iner 4. Reinigungsstufe möglich 
ist.

Neben der m ittle ren  Reinigungslei­
stung eines Klärwerkes sind bei ö ko ­
logisch w ertvo llen  Gewässern die 
Schwankungen der Beschaffenheit von 
K lärwerksabläufen von besonderem 
Interesse3.

Um die Beschaffenheitsschwankun­
gen der K lärwerksabläufe ausgleichen  
zu können, sind w irksame Pufferräum e  
erfo rderlich . Diese kann die m oderne  
K lärtechn ik  aber n ich t bereitste llen.

Einen Einblick in die Beschaffen­
heitsschwankungen von K lärwerksab­
läufen lie fe rt A bb ildung  2 am Beispiel 
der Kennw erte  CSB und NgeSamt des A b ­
laufs des Klärwerks Ste inhof. Es w ird  
deutlich, daß bei o.g. M itte lw e rte n  so­
w o h l häufige  als auch extrem e S to ff­
stöße au ftre ten . D am it s te llt sich die 
Frage, w ie  bei der Nachbehandlung

A b b . 2 . G a n g lin ie n  fü r  CSB u n d  N ges im  A b la u f  d e s  K lä rw e rk s  S te in h o f  v o n  19 91  b is  1 9 9 3  

(a rb e its tä g lic h e  B e p ro b u n g  als 2 4 h -M is c h p ro b e , n a c h  [4 ],
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Abb. 3. P ilotanlage M ä an d er m it Oberflächenwasserm eßstellen (MO bis M 1 0 ) und G rundwasserm eßstellen (B), A usbauzustand vom  

Sept. 1993 [4].

Pufferräume geschaffen werden kön­
nen, welche die Beschaffenheits­
schwankungen des Klärwerksablaufs 
vor der Einleitung ins Gewässer aus- 
gleichen. Dieser Frage wurde dahinge­
hend gezielt nachgegangen, daß die 
Verbindung von Klärtechnik mit tradi­
tionellen Verfahren der Teichbehand­
lung und der Bodenfiltration an Pilot­
anlagen experimentell untersucht 
wurde.

3.2 Horizontalpassage in Teich­
kaskaden- und Mäandersystemen

Auf den Rieselfeldern Braunschweig 
wurden im Zeitraum von 1991 bis 1993 
kulturtechnische Anlagen zur Puffe­
rung und Nachreinigung von Klärwerks­
abflüssen entwickelt und erprobt, die 
vom bekannten Konstruktionsprinzip 
fü r Schönungsteiche wesentlich ab­
weichen. Es wurde konzeptionell davon 
ausgegangen, daß bei einer Teichbe­
handlung von weitgehend gereinigtem

Abwasser relativ große Speicher- bzw. 
Pufferräume erforderlich sind, welche 
mit Aufenthaltszeiten um 10 Tagen zu­
sätzlich die wirksame Nachreinigung 
gewährleisten.

Zum Ausbau einer Pilotanlage wur­
den bestehende, flache Teiche und Rie­
selwiesen zu einem Kaskadensystem 
verbunden (Abb. 3 und 4). Das erforder­
liche Gewässervolumen wurde dabei 
primär durch die Gewässerfläche bei 
mittleren Teichtiefen von 0,2 bis 0,3 m 
erreicht. Um die biologisch wirksame 
Kontaktfläche und den Fließweg zu 
maximieren, wurde das Gewässersy­
stem teilweise mäanderförmig umge­
staltet (Abb. 4).

Die Pilotanlage weist m it dem Aus­
baustand 1993 folgende Kennwerte auf: 
Flächengröße: 10 bis 12 ha
Speicher- bzw.
Teichvolumen: 20 000 bis 30 000 m3
Untergrund­
versickerung
und Drainage: 2000 bis 3000 m3/d

maximaler Zufluß: 4000 bis 6000 m3/d 
mittlere Aufent­
haltszeit für die 
Horizontalpassage: 10 Tage

Das Kaskadensystem von Teichen 
und mäandrierenden Feuchtwiesen 
wurde entwickelt, weil die natürliche 
Infiltrationsleistung der zur Verfügung 
stehenden Flächen auf den Braun­
schweiger Rieselfeldern nicht ausreicht, 
um den gesamten Abwasseranfall des 
Klärwerks durch Bodenfiltration nach­
zubehandeln. Die Pilotanlage zur na­
turräumlichen Nachbehandlung ist ein 
wertvolles Feuchtbiotop, ein Rast-, 
Nahrungs- und Brutgebiet für Wat- und 
Wasservögel und steht unter Natur­
schutz. Auf dieser Anlage überlagern 
sich damit wichtige Naturschutz- und 
Nutzungsfunktionen.

Die Puffer- und Nachbehandlungs­
leistungen der Pilotanlage „Mäander" 
sind in Abbildung 5 und 6 am Beispiel 
der Kennwerte Ammonium- und Ni­
trat-Stickstoff fü r die Untersuchungs-

39



Sowa • N atu rräum liche  Nachbehandlung von K lärw erksab läufen

A b b . 4 . B io to p e  des  M ä a n d e rs y s te m s , D e z e m b e r  1993, n a ch  [4 ],

O b e n : Z u la u f  M z u  b is M 2  m it  Teich M 2  b is  M 4  u n d  M ä a n d e rb e re ic h  M 4  bis 6. -  M it te :  M ä a n ­

d e rb e re ic h  M 6  bis M 8 . -  U n te n : Te ichbereich  M 8  b is M 9 .

jahre 1992 und 1993 in Form von flie ß ­
w egbezogenen Boxplots dargeste llt. 
Deutlich w ird , daß das eingefahrene Sy­
stem im Ab lau fbere ich  m ittle re  A m m o­
n ium konzen tra tionen  un te r 0,2 mgN/l 
gew ährle is te t, welche auch m it der 
S tandardabw eichung (x + o) den W ert 
von 0,5 mg NH4-N nicht mehr über­
schre itet (Tab. 1). Am  Beispiel des Ni­
tra t-S ticksto ffs  w ird  deutlich, daß bei 
der Horizontalpassage sowohl N itr if i-  
kations- als auch D en itrifika tionsp ro ­
zesse s ta ttfinden  (Abb. 5 und 6, Tab. 1).

Eine Übersicht zur Nachbehand­
lungsw irkung des Mäandersystems ist 
in Tabelle 1 als M itte lw e rte  und Stan­
dardabw eichungen abwassertechnisch 
re levanter Kennwerte dargeste llt. Die 
M itte lw e rte  kennzeichnen näherungs­
weise die e igentliche Nachbehand­
lungsw irkung; die S tandardabw ei­
chungen kennzeichnen die P u ffe rw ir­
kung des Systems.

Tabelle 1 weist nach, daß bei der Ho­
rizontalpassage in Teichkaskaden fü r 
die S toffe BSB5, Pges, Nges, NH4-N, 
N 0 3-N, CSB und AOX m it Abbauraten 
von m ehr als 30 bis 50% erhebliche 
N achbehandlungsw irkungen erre icht 
w erden, welche im Ergebnis eine Ge­
wässerbeschaffenheit gewährleisten, 
die der Nutzungsklasse Bt entspricht. 
Von besonderem W ert ist dabei die Puf­
fe r fu n k tio n  des Teichkaskadensystems: 
Die re la tiv  großen Standardabw eichun­
gen (o) des Zulaufes MO (= K lärwerks­
ab lauf) w erden auch bei abnehmenden 
m ittle ren  S to ffkonzen tra tionen  stark 
verringert.

Eine w e ite re , abwassertechnisch re­
levante N achbehandlungsw irkung von 
Teichkaskadensystemen lieg t in der b io ­
chemischen E lim in ierung von Keimen 
und Bakterien. Entsprechende Untersu­
chungen w urden  am e ingefahrenen Sy­
stem du rchge füh rt [8]. Die Ergebnisse 
der fließw egbezogenen b ak te rio log i­
schen Untersuchungen des Mäandersy­
stems sind in Abb. 7 dargeste llt. Es w ird  
deutlich, daß bei der Teichpassage die 
Koloniezahlen, Gesam tcoliform en und 
Enterokokken um m ehr als 2 Zehnerpo­
tenzen reduz ie rt w erden und sich som it 
den G renzwerten der Badegewässer­
q u a litä t nähern (Abb.7).

Ein interessanter Aspekt der n a tu r­
räum lichen Nachbehandlung ist die sai­
sonale A bhäng igke it der Prozeßwir­
kungen. Im W in te rh a lb ja h r is td ie  Nach­
behand lungsw irkung au fg rund  des sta-
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NH4-N [mg/!] NH4-N [mg/l]

Meßstelle Meßstelle

Jahreszeit

L Ü J  S o m m e r  

H l  W i n t e r

A b b . 5 . G e w ä s s e r b e s c h a f f e n h e it  in  d e r  P i lo t a n la g e  M ä a n d e r  a m  B e is p ie l d e s  A m m o n iu m -S t ic k s to f fs ,  n a c h  [4 ] .  L in k s : U n t e r s u c h u n g s z e i t r a u m  J a n u a r  1 9 9 2  b is  S e p t e m b e r  1 9 9 2 , re c h ts :  U n ­

te r s u c h u n g s z e i t r a u m  O k t o b e r  1 9 9 2  b is  S e p t e m b e r  1 9 9 3 .
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Sowa • N a tu rräum liche  N achbehandlung von K lä rw erksab läufen

Tab. 1. G ew ässerbeschaffenheit u n d  N achbehan d lu ng sw irkun g  d er P ilo tan lage M äander, M itte lw e r te  u n d  S tand ard abw eichu ng en  (o) 
O kt. 1 9 9 2 b isS ept. 1993 - 2 .  U n te rs u c h u n g s ja h r-n a c h [4 ]

Parameter/ bsb5 P
r g e s . N g e s . n h 4-n N 0 3-N CSB DOC AOX CI

Meßstelle m g 0 2/l mg/l mgN/l mgN/l mgN/l m g 0 2/l mg/l mg/l m g/l

Zulauf (MO) 
M ittelwert: 9,56 0,90 6,66 3,26 2,09 61,50 18,50 0,08 112,8

o : 14,27 1,66 6,22 3,09 1,97 97,33 9,41 0,09 24,15

M 4
M ittelwert: 4,48 0,99 5,71 3,29 1,60 39,78 17,41 0,04 104,8

o: 2,71 0,67 3,57 2,90 1,51 12,61 8,44 0,01 15,87

M 8
M ittelwert: 4,56 1,44 5,85 1,03 1,18 43,80 21,62 0,04 109,9

o: 2,63 0,90 3,05 1,37 2,10 14,82 13,66 0,02 18,24

M 9
M ittelwert: 4,31 0,88 2,10 0,23 0,77 41,97 18,50 0,03 106,75

o: 2,18 0,50 2,51 0,67 1,41 14,53 8,45 0,01 18,97

M 10
M ittelwert: 5,41 0,43 2,13 0,19 1,31 40,88 19,06 0,05 109,6

a : 3,31 0,60 2,20 0,30 1,47 9,65 10,34 0,07 14,59

Abbauleistung
bei M 10 in % 43,4 52,2 68,0 94,2 37,3 33,5 0,0 37,5 (2,8)

1000000
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100
MZu M1 M2 M4 M6 M8 M9 M10

26.04.1993

28.04.1993

29.04.1993

10.05.1993

11.05.1993

12.05.1993

G re n z w e r t

Abb. 7. B akterio lo ­
gische Belastung in  
d er P ilo tan lage  
M äander, Früh jahr 
1993, nach [8]. 
Oben: K o lon ziezah l 
( 1/m l), M itte : Ge- 
sam tcoliform e  
(1 /1 0 0  m l), un ten : 
Enterokokken  
(1 /1 0 0  ml).

bilen Durchflusses m it A u fen tha ltsze i­
ten  von rund 10 Tagen und wegen des 
te m pe ra tu rbed ing t re la tiv  hohen Sau­
ersto ffgehaltes besser als im Sommer­
ha lb jahr (Abb. 5, 6, 7). Im Sommer be­
w irken  die hohe b iologische A k tiv itä t 
und der re la tiv geringe Zufluß einen 
Standgewässercharakter, w e lcher zur 
M inera lis ierung organischer Substan­
zen und dam it zur A kkum u la tion  von 
S tickstoff und Phosphat im Gewässer 
füh ren  kann.

3.3 Untergrundpassage

Die re la tiv  gering durchlässigen, schluf- 
figen  Sandböden der Rieselfelder 
Braunschweig erm öglichen bei pe riod i­
scher Staurieselung eine jährliche  In fil­
tra tio n  von ca. 3000 bis 5000 mm Was­
serhöhe. Die N achbehandlungseffekte 
der Boden- und Untergrundpassage 
w urden  durch Beprobungen des Sicker­
wassers und des Grundwassers au f Ver­
suchsflächen e rfaß t [4]. Die Wasserbe­
schaffenheit des Grundwassers ist in Ta­
belle 2 als arithm etischer M itte lw e rt 
der S to ffkonzen tra tionen  dargeste llt.

Tabelle 2 w e ist nach, daß die Boden- 
und Untergrundpassage bei pe riod i­
scher Staurieselung deu tliche  Nachbe­
handlungseffekte , insbesondere die Ni­
tr if ik a t io n  und den Abbau organischer 
Substanzen (BSB, DOC, AOX) erb ring t. 
Die S to ffkonzen tra tionen  w erden um 
m ehr als 50% reduziert. A m m onium -
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Tab. 2. Grundwasserbeschaffenheit bei Boden- und Untergrundpassage au f Stauriesel­

flächen, Rieselfelder Braunschweig 1992 bis 1993, arithmetische M ittelwerte nach [4]

Kennwerte:
Stoffkonzentrationen:

Pr ges.
mg/l

NH4
mg/l

N03
mg/l

CSB
mg02/l

DOC
mg/l

AOX
mg/l

Boden-und Untergrund­
passage auf grundwasser­
nahen Standorten 0,9 0,7 3,8 22,9 11,1 0,03

Boden-und Untergrund­
passage auf grundwasser­
fernen Standorten 1,8 0,5 4,3 21,8 13,9 0,04

Stickstoff wird weitgehend nitrifiziert 
(Abb.8).

Die Intensität der Prozesse wird 
durch geologische und Nutzungsfakto­
ren bestimmt:

Aufgrundwasserfernen Standorten 
herrschen aufgrund der relativ mächti­
gen Aerationszone die Nitrifikation, 
der Abbau sauerstoffzehrender organi­
scher Substanzen und Sorptionspro­
zesse vor.

Auf grundwassernahen Standorten 
laufen Nitrifikation und Denitrifikation 
gleichermaßen ab und können zu einer 
weitgehenden N-Eliminierung führen. 
Die Sorptionsprozesse sind meist ge­
hemmt. Im Extremfall können Remobi- 
lisierungserscheinungen, speziell für 
PgeS. auftreten.

Das Ausnutzen der Standorteigen­
schaften für die naturräumliche Nach­
behandlung erfordert eingehende, 
problembezogene Erkundungen und 
standortangepaßte Rieseltechnologien 
bzw. die kulturtechnische Umgestal­
tung des Standortes zu einer natur­
räumlichen Nachbehandlungsanlage.

4. Nutzungskonzept und 
Anwendungsbereiche

Die naturräumliche Nachbehandlung 
von Klärwerksabflüssen ist besonders 
dann in Betracht zu ziehen, wenn der 
schrittweise Ausbau einer Kläranlage 
hinsichtlich Kapazität und Reinigungs­
stufen Speicher- und Puffersysteme er­
fordert, um die Beschaffenheits­
schwankungen des Klärwerksablaufs 
vor der Einleitung in das Gewässer aus­
zugleichen.

Speziell bei vorgesehenen Einleit­
ungen in ökologisch sensible Gewässer 
ist die naturräumliche Nachbehand­
lung von Klärwerksabläufen eine w irt­
schaftlich vorteilhafte Lösung, um spe­
ziell abgeforderte Einleitungswerte zu 
erreichen. Das tr if f t  besonders in ländli­
chen Gemeinden zu.

Klärwerksabläufe sind in Gebieten 
mit intensiver Grundwassernutzung 
oder beim Bedarf der Wiedervernäs­
sung degenerierter Feuchtgebiete oft 
die einzig verfügbaren (und bei hoher 
Qualität des Klärwerksablaufs sehr 
wertvollen) Wasserressourcen. Damit 
kann die naturräumliche Nachbehand­
lung zum Ausgleich von Defiziten im 
Wasserhaushalt eines Gebietes wesent­
lich beitragen.

Begrenzend für die Einführung der 
naturräumlichen Nachbehandlung er­
weist sich der relativ große Flächenbe­
darf: Er ergibt sich aus der natürlichen 
Versickerungskapazität des Standortes 
bzw. aus der erforderlichen Aufent­
haltszeit des Abwassers in Teichsyste­

men von ca. 10 Tagen. Die natürliche 
Bodenfiltration ermöglicht im Durch­
schnitt Belastungen um 4... 7 m Wasser­
höhe pro Jahr. Eine Kläranlage mit 
10000 m3/d Abfluß würde damit eine 
Fläche für die naturräumliche Nachbe­
handlung durch vollständige Bodenfil-

SGM2/2: Ammonium-Stickstoff [mg/l]

o

_L_
TT “

¿Safa
8 6 

Jan 91 - Sep 91
64 41 42 38 27

Ott 91 - Sep 92 Ott 92 - Sep 93

U ntersuchungszeitraum

SGM4/2: Ammonium-Stickstoff [mg/l]

Meßpunkt

LZlswi -0,7m
CZJBW 2 -1,5 m 

I I g WI - 2 7 m 

H g W2 - 4,9 m 

B B g W3 - 5,9 m

Meßpunkt

L U bWI -0,7m 

CZJbW2 -1.8 m 

1 J1 !b w 3- 3.0 m

C U gW1 -4,6m

H gW2 - 6,1 m

Ü | g W3 - 7.1 m

Abb. 8. Sickerwasserbeschaffenheit (BW) und Grundwasserbeschaffenheit (GW) in ver­

schiedenen Teufen auf Staurieselflächen, nach [4].
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tra tio n  von etw a 50 bis 100 ha benö ti­
gen. M it e iner zusätzlichen H orizon ta l­
passage in einem Mäandersystem kann 
bei einem Teichvolumen von 3000 
m3/ha der F lächenbedarf au f ca. 25 ha 
w esentlich reduz ie rt w erden. Dabei 
w ird  zugleich ein erheblicher Puffe re f­
fe k t erreicht. In dieser Kom bination  von 
H orizonta l- und Bodenpassage werden 
Anlagen zur na turräum lichen Nachbe­
handlung technisch und w irtschaftlich  
interessant [4],

Die na turräum liche Nachbehand­
lung ist aber auch fü r  dezentra le K lein­
kläranlagen interessant. Speziell dann, 
w enn die E in le itung des Abwassers in 
den U ntergrund die einzige w irtscha ft­
lich ve rtre tbare  Lösung darste llt. Für die 
Nachbehandlung und E in le itung des 
Abwassers aus K le inkläranlagen muß 
von einem Flächenbedarf von 5 bis 15 
m2/EW ausgegangen w erden [9].

Die na turräum liche Nachbehand­
lung e rfo rd e rt die O ptim ie rung  der A n­
fo rde rungen  des Gewässerschutzes, 
der Ö kologie, des Landschaftsschutzes 
und der w asserw irtschaftlichen N ut­
zung des Standortes. A u f den Rieselfel­
dern Braunschweig w ird  derze it eine 
entsprechende, ökologisch und wasser­
w irtscha ftlich  o rie n tie rte  S tandortnu t­
zung schrittweise umgesetzt.

1. Einführung

K le inkläranlagen (KKA) w erden in den 
Augen v ie ler o ftm als noch als eine p ro­
visorische Lösung des Abwasserpro­
blems betrachtet. Dieses Bild resu ltie rt 
u.a. aus der Tatsache, daß z. B. nach Er­
hebungen aus Niedersachsen über 90 % 
der KKA ledig lich aus e iner M ehrkam ­
m ergrube + U ntergrundverrieselung 
bestehen und davon über 50%  nicht 
den Regeln der Technik entsprechen. 
KKA tragen gegenw ärtig  also m it er­
heblichen Schm utzfrachten zur Gewäs­
serbelastung bei.

Eine w e itgehende  Reduktion der 
Frachten aus KKA ist aber n icht allein 
durch die Erhöhung des Anschlußgra­
des an zentra le K läranlagen zu erzie­
len.
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des Gewässerschutzes durch die Nach­
rüstung einer biologischen Nachbe­
hand lung in technisch op tim ie rten  oder 
naturnahen KKA schneller und kosten­
günstiger erreichen lassen als durch die 
Erhöhung des Anschlußgrades.

2. Vorschriften

K leinkläranlagen im abwassertechni­
schen Sinne sind G rundstückskläranla­
gen, die der Behandlung des häuslichen 
Schmutzwassers dienen. Sie w erden auf 
dem zu entwässernden Grundstück e in ­
gebau t bzw., wenn mehrere benach­
barte Haushalte an eine gemeinsame 
KKA angeschlossen werden, au f einem 
der be te ilig ten  Grundstücke.

Der maximale A n fa ll an häuslichem 
Abwasser da rf bis zu 8 m3 pro Tag 
betragen. Das entspricht bei einem 
spezifischen Schmutzwasseranfall von 
150 l/(E*d) einem Anschlußw ert von ca. 
50 E inwohnern.

Für das Einleiten von Abwässern aus

Modernisierte Kleinkläranlagen
von Christian Kofahl
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KKA ist keine Abwasserabgabe zu 
entrichten, wenn die KKA gemäß den
a.a.R.d.T. gebaut und betrieben wird.

Maßgebend für Anwendung, Be­
messung, Ausführung, Prüfung, Be­
trieb und Wartung von KKA ist die DIN 
4261. Anlagen nach dieser Norm ent­
sprechen den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik im Sinne des § 18b 
des Wasserhaushaltsgesetzes. (Aus­
nahme: Die Versickerung von Abwasser 
aus Mehrkammergruben mittels Sicker­
schacht entspricht nicht den a.a.R.d.T.)

In den meisten Bundesländern be­
stehen Erlasse, Richtlinien und Verord­
nungen seitens der obersten Wasserbe­
hörde (Landesregierung), die die DIN- 
Norm ergänzen bzw. abändern.

In Niedersachsen ist die DIN-Norm 
z.B. durch folgende Punkte spezifiziert 
worden:
■ Mehrkammerabsetzgruben kom­
men als Vorbehandlungsstufe nur noch 
im Falle einer Nachrüstung in Frage. Fil­
tergraben und Untergrundverrieselung 
sind dabei als Nachreinigung ausge­
schlossen.
■ Sickerschächte nach DIN 4261 sind 
nicht mehr genehmigungsfähig.
■ Teich- und Pflanzenkläranlagen sind 
genehmigungsfähig als biologische 
Stufe einer KKA.
■ Fäkalschlämme sollen möglichst in 
kommunalen Kläranlagen mitbehan­
delt werden.
■ Gemeinsame Sammlung von Abwas­
ser und Silagesäften, Jauche oder Gülle 
ist keine ordnungsgemäße Abwasser­
beseitigung.

■ Bei Abwasserteichen und Pflanzen­
anlagen ist eine Einzelbewertung mit 
Nachweis einer gleichwertigen Reini­
gungsleistung wie bei DIN-Anlagen 
nicht erforderlich, wenn sie nach be­
stimmten Vorgaben bemessen werten.

3. Verfahren

Eine ordnungsgemäße Abwasserreini­
gung in KKA besteht grundsätzlich aus 
der Kombination
■ Vorbehandlung:
Mehrkammerabsetzgrube, Mehr- 
kammerausfaulgrube, und
■ Biologische Nachbehandlung: 
Untergrundverrieselung, Bewachsener 
Bodenfilter, Filtergraben, Abwasser­
teichanlage, Tropf-/Tauchkörper, Be­
lebtschlammanlage

4. Vorbehandlungsanlagen

Als Vorbehandlungsanlagen werden 
die in der DIN 4261 als Anlagen ohne 
Abwasserbelüftung bezeichneten Mehr­
kammergruben bezeichnet. Unter­
schieden werden Mehrkammer-Ab- 
setzgruben zur Entfernung absetzbarer 
Stoffe und Schwimmstoffe sowie Mehr- 
kammer-Ausfaulgruben mit zusätzli­
chem teilweise anaeroben Abbau.

Mehrkammer-Absetzgruben müs­
sen je Einwohnerwert ein Nutzvolumen 
von 300 I, mindestens jedoch ein Ge­
samtnutzvolumen von 3000 I haben. 
Daraus ergibt sich eine Mindestaufent­
haltszeit für das Abwasser von zwei 
Tagen. Mehrkammer-Absetzgruben dür­

A b b . 1. K le in k lä ra n la g e n s y s te m e  (n ach  K o llatsch  1992).

fen bis 4000 I als Zweikammergrube 
ausgebildet sein.

Mehrkammer-Ausfaulgruben müs­
sen je Einwohnerwert ein Nutzvolumen 
von 1500 I, mindestens jedoch ein Ge­
samtnutzvolumen von 6000 I haben. 
Eine mittlere Durchflußzeit von zehn 
Tagen ist bei dieser Bemessung gege­
ben. Mehrkammer-Ausfaulgruben müs­
sen mindestens als Dreikammergruben 
ausgebildet sein.

4.1 Schlammentsorgung

Die Betriebssicherheit einer Mehrkam­
mergrube hängt von der eingetrage­
nen Feststoffmenge, dem Zuwachs an 
organischem Schlamm und dem Entlee­
rungsintervall ab. Da eine Schlamment­
nahme aus der Mehrkammergrube de­
ren biologische Aktivität erheblich 
stört, stellt sich die Frage, wann der 
Speicherraum überlastet ist. Diese Be­
einträchtigung kann bis zu mehreren 
Monaten dauern. In der Regel soll die 
erste Kammer einer Mehrkammer-Ab- 
setzgrube bei Bedarf, mindestens aber 
einmal jährlich entschlammt werden, 
eine Mehrkammer-Ausfaulgrube im all­
gemeinen in zweijährigem Abstand. 
Die Schlammabfuhr, für die die Ge­
meinde zuständig ist, richtet sich nach 
ihrer Ortssatzung. Möglichkeiten der 
Behandlung und Beseitigung von 
Schlamm aus KKA werden in dem ATV- 
Arbeitsblatt A 123 „Behandlung und 
Beseitigung von Schlamm aus Klein­
kläranlagen" genannt.

Über die jährlich anfallende 
Schlammenge werden in der Literatur 
Angaben gemacht, die im Bereich von 
50-200 l/E*a liegen (Ingenieurgemein­
schaft agwa 1991). Danach wären län­
gere Räumungsintervalle bis zu 5 Jah­
ren möglich.

5. Kleinkläranlagensysteme

Die Abbildung 1 zeigt die in Nieder­
sachsen zulässigen Systeme zum Be­
trieb einer Kleinkläranlage.

Die Ableitung des Ablaufes einer 
Mehrkammergrube in ein Gewässer so­
wie die Versickerung über einen Sicker­
schacht ist nicht zulässig.

Alternativ zu den biologischen Be­
handlungsverfahren gemäß DIN 4261 
ist die Behandlung des Ablaufes aus 
Mehrkammergruben in Pflanzenklär­
anlagen und Abwasserteichen möglich.
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Die Auswahl eines Systems sollte in ­
d iv idue ll an den S tandort angepaßt 
w erden. Dabei spielen Faktoren w ie
■ Anzahl der angeschlossenen Ein­
w ohner,
■ Lage des zu entsorgenden Gebäudes 
zu Nachbargrundstücken,
■  Nutzungsart und -u m fa n g  des ange­
schlossenen Gebäudes,
■  Leistungsfähigkeit vorhandener 
Fließgewässer,
■  Grundwasserstände,
■ vorhandene Grundstücksfläche,
■ evtl, vorgesehener Anschluß an eine 
Sammelkanalisation
eine Rolle.

Die einzelnen Kläranlagensysteme 
w erden nachfolgend im einzelnen 
dargeste llt.

5.1 Vorklärung und Untergrund­
verrieselung

Dieses Kleinkläranlagensystem w ird  in 
der Regel nur fü r kleine Anschlußgrö­
ßen insta llie rt. Als V orklärung ist eine 
M ehrkam m er-Ausfau lgrube vorge­
schrieben. Anschließend w ird  das A b­
wasser über ein R ieselrohrnetz zur f lä ­
chenhaften Versickerung un te r der Ge­
ländeoberfläche ve rte ilt. Die U nter­
grundverrieselung hat je nach Sickerfä­
h ig ke it des Untergrundes einen erheb­
lichen Flächenbedarf (bis über 20 m 
Rohrleitungslänge je E inwohner). Eine 
gewisse M indestsickerfäh igke it (kf >  
10_5m/s) sollte gegeben sein. Eine Ver­

legung in reinen Lehm oder Ton fü h r t 
zur Funktionsuntüchtigke it der Ge­
samtanlage. Der Abstand zwischen Ver­
sickerrohr und dem höchsten Grund­
wasserstand muß lt. DIN mindestens 
0,6 m betragen, em pfoh len w ird  m in­
destens 1,5 m. Um eine Verte ilung des 
Abwassers über die gesamte Rohrlänge 
zu erreichen, sollte in der Verte ile rkam ­
mer eine Anlage zur stoßweisen Be­
schickung (Hebereinrichtung, Pumpe, 
K ipprinne) der Sickerstränge insta llie rt 
w erden. In einzelnen Bundesländern ist 
das per R ichtlinie vorgeschrieben.

Die Reinigung des Abwassers er­
fo lg t durch sessile Organismen im an­
stehenden U ntergrund, durch Adsorp­
tio n  und F ilterw irkung im Boden. Die 
E ffek tiv itä t der Reinigung ist stark von 
den Böden abhängig und n icht zu kon­
tro llie ren . In festgesetzten oder ge­
p lanten Wasserschutzgebieten ist die 
Untergrundverrieselung als Neuanlage 
ausgeschlossen.

5.2 Vorklärung und Filtergraben

Die Vorklärung e rfo lg t in einer M ehr­
kam m er-Ausfaulgrube. Im Filtergraben 
w ird  das vorbehandelte Abwasser in 
oberflächennah verlegten R ohrle itun­
gen in eine darunter liegende künstlich 
eingebrachte Filterschicht flächenha ft 
versickert und in einer un ten liegen­
den Rohrle itung gesammelt und abge­
le ite t.

In Niedersachsen w ird  abweichend

A b b .  2 . O p t im ie r t e r  F i l t e r g r a b e n  ( Q u e r s c h n it t ) .

von der DIN 4261 der o p tim ie rte  F ilte r­
graben als Regel der Technik em p foh ­
len. Dieser unterscheidet sich vom DIN- 
F iltergraben durch einen Zweischich­
tenau fbau , einen größeren Abstand 
zwischen Zulauf- und A b lau fd rän  sowie 
die M indestlänge (DIN = 6 m, o p tim ie r­
te r F iltergraben = 16-25 m). Die Reini­
gung e r fo lg t durch sessile, aerobe und 
anaerobe Organism en am vom Abwas­
ser um ström ten Aufw uchsm ateria l 
(Sand, Kies), durch Adsorptionsprozes­
se an Sand und F ilte rw irkung  (Abb. 2).

5.3 Vorklärung und Bewachsener 
Bodenfilter (Pflanzenkläranlage)

Die Vork lä rung e rfo lg t in der Regel in 
e iner M ehrkam m er-Ausfaulgrube.

U nter den bewachsenen Boden fil­
te rn  existieren eine V ielzahl von Bau- 
und Betriebsvarianten, die sich durch 
fo lgende  M erkm ale unterscheiden las­
sen:
■ die A rt des e ingebauten Bodens (bin- 
d ig bis kiesig),
■ die D urchström ung (vertikal, h o ri­
zonta l),
■ die Beschickungsweise (in te rm ittie ­
rend, kon tinu ie rlich ).

Ein op tim ie rtes System stellen die 
Anlagen m it sandigem Substrat, in te r­
m ittie rende r Beschickung und ve rtika ­
lem D urchfluß  dar.

Verfahrenstechnisch hande lt es sich 
bei den Bewachsenen B odenfilte rn  um 
eine O ptim ie rung  der U n tergrundver­
rieselung und des Filtergrabens. Die A b­
w asserreinigung e rfo lg t durch die M i­
kroorganism en im Bodenfilter. Das 
Schilf übe rn im m t biologisch w ichtige, 
un terstü tzende Funktionen der Reini­
gungsprozesse. Durch sein W urze l­
wachstum  trä g t es zur O ffenha ltung  
des Bodens und dam it zum Eintrag von 
Sauerstoff bei.

Durch die Abwassertechnische Ver­
e in igung  (ATV) sowie Erlasse einzelner 
Landesregierungen existieren inzw i­
schen a llgem eine Bemessungshinweise 
zum Bau von Pflanzenbeeten. A lle r­
dings sind die Angaben nur e inge­
schränkt au f die verschiedenen V erfah­
renstypen anzuw enden (Abb. 3).

5.4 Vorklärung und Abwasserteich

Für Bemessung und Bau von Teichanla­
gen sind im ATV-Arbe itsb la tt A 201 Vor­
gaben gem acht. Lt. Erlaß des Nieder-
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M e h r k a m m e r a b s e t z -  
o d e r  a u s f a u l g r u b e

K o n t r o l l s c h a c h t

>1,0 m P f la n z e n  z . B .  S c h i l f  
u n d  B o d e n k ö r p e r  
( K f > 1 0 4 m / s , z .  B .  S a n d )

—  G r u n d w a s s e r s p i e g e l

A b b . 3. B e w a c h s e n e r B o d e n  f i l t e r  (P fla n z e n k lä ra n la g e ).

sächsischen Umweltministeriums (1991) 
ist eine Wasserfläche von >10 m2 je Ein­
wohner erforderlich. Für den sicheren 
Betrieb wird ein Wert von 15-20 m2 pro 
Einwohner empfohlen, die Wasserflä­
che der Teichanlage sollte mindestens 
100 m2 bei einer Wassertiefe von 1,2 m 
betragen. Vor dem Ablauf sollte eine 
bepflanzte Filterstrecke mit einem Auf­
bau aus Grobkies angeordnet sein. 
Wird zusätzlich Niederschlagswasser 
von Hof und Dachflächen in den Teich 
abgeleitet, ist die Teichoberfläche zu 
vergrößern, und zwar um 50-100 m2 je

Abb. 4. Abwasserteich.
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1000 m2 befestig te r Fläche. Die Teiche 
müssen gegen den U ntergrund abge­
d ich te t sein.

Die Reinigung des Abwassers er­
fo lg t  durch freischwebende, aerobe 
und anaerobe Organismen und durch 
sessile Organismen an Teichrand und 
Teichsohle (Abb. 4).

5.5 Technisierte K le inkläran lagen­
systeme

Im fo lgenden  w erden die technis ierten 
K leinklärsysteme erläu te rt. Nach der 
grundsätzlichen Unterscheidung der 
DIN 4261 w erden sie als „A n lagen  m it 
A bw asserbe lü ftung" bezeichnet. Dazu 
gehören Belebungsanlagen sowie 
Tropf- und Tauchkörperanlagen. Bei 
diesen Verfahren hande lt es sich gew is­
sermaßen um „M in ia tu rausgaben" 
großer K lärwerke. Sie sind in der A n ­
schaffung teue r und wartungsintensiv.

Jeder der drei genannten Abwasser­
behandlungsanlagen ist zur A b tre n ­
nung von absetzbaren Stoffen und 
Schw im m stoffen eine Vorbehandlung 
vorzuschalten, zur Trennung von 
Schlamm und gere in ig tem  Abwasser ist 
eine Nachklärung nachzuschalten. 
Diese K le inkläranlagen können m odu­
lar au fgebau t sein, die Vorbehandlung 
kann dabei durch M ehrkam m er-Ab- 
setz- oder -Ausfaulgruben erfo lgen. Es 
w erden auch kom pakte Anlagen an- 
geboten.

Belebungsanlagen  komm en fü r 
k le ine Anschlußgrößen bis 8 EW prak­
tisch n icht vor, das System kom m t eher 
bei Gasthöfen und Heimen zum Einsatz. 
Die Bemessung e rfo lg t nach DIN 4261, 
Teil 2. Das Belebtschlam m verfahren ba­
siert au f e iner technischen B e lü ftung 
und e iner intensiven Durchmischung 
von Belebtschlamm und Abwasser. Die 
Reinigung e rfo lg t im Belebungsbecken 
durch freischwebende Belebt­
schlam m flocken, die aus aeroben M i­
kroorganism en geb ilde t w erden. In der 
Nachklärung e rfo lg t die Trennung von 
Belebtschlamm und Wasser durch Se­
d im en ta tion . Der Belebtschlamm w ird  
in das Belebungsbecken zurückgeführt, 
um eine konstante Organism enm enge 
zu behalten. Überschußschlamm w ird  
abgezogen und bis zur Regelentsor­
gung in Überschußschlammbehältern 
gespeichert.

K le inkläranlagen nach dem Bele­
bungsverfahren sollten nu rzum  Einsatz

kom m en, w enn selbst in Zeiten ge rin ­
ger Belastung noch eine tägliche Be­
schickung von mehr als 20 % der Nenn­
belastung gegeben ist und Belastungs­
unterbrechungen von mehr als drei W o­
chen n icht zu erwarten sind.

Belebungsanlagen unterscheiden 
sich in
■ der Anzahl der Becken (Ein- oder 
Mehrbeckenanlagen),
■ der A rt der Belüftung und U m w äl­
zung (Belüfterkerzen, -membrane)
■ und der A rt des Schwimmschlamm­
rückhaltes (Tauchwände, autom . A b ­
zug).

Tropfkörperanlagen  werden nur als 
Fertig te ilanlagen angeboten. Die Rei­
n igung e rfo lg t durch aerobe, sessile O r­
ganismen an vom Abwasser berieselten 
M ateria l. Die Verteilung des Zulaufs e r­
fo lg t durch eine Verte ilerrinne, einen 
Drehsprenger oder durch V erte ile rdü­
sen. Das grobe Aufw uchsm ateria l be­
steht aus Blähton, Lavagestein oder 
Kunststoff, durch dessen Hohlräum e 
Lu ft ström t.

Bei Tauchkörpern e rfo lg t die Reini­
gung durch aerobe Organismen an ge­
tauchten Festbetten. Durch R otation 
e rfo lg t ein wechselnder Luft/Wasser- 
kon tak t. Abgelöste, kom pakte Bakte­
rienmassen von den Aufwuchsflächen 
w erden in der Nachklärung sedimen- 
tie rt.

Tauch- und Tropfkörper müssen 
ständig m it Abwasser benetzt w erden, 
ansonsten führen Belastungsunterbre­
chungen zu em pfindlichen Störungen 
der Reinigungsleistung. Voraussetzung 
fü r  einen optim alen Betrieb sind außer­
dem eine gleichmäßige Verte ilung des 
Abwassers auf der T rop fkörperoberflä ­
che sowie die Vermeidung von Stoßbe­
lastungen.

6. Leistungsfäh igkeit

Die zur mechanischen Vorbehandlung 
des Abwassers dienenden Absetzgru­
ben erreichen durch die G robent­
schlammung einen auf den o rgan i­

schen Abbau bezogenen W irkungsgrad 
von ca. 25 %. In e iner A usfau lgrube 
kom m t es au fgrund der längeren A u f­
en tha ltsze it zu einer A usfau lung des 
Schlammes, hier kann der W irkungs­
grad bis zu 40 % betragen.

Für biologische Nachreinigungsstu­
fen  sollte bei E in le itung in ein Gewässer 
als e inzuha ltender Reinigungsstandard 
eine M indestan fo rderung  von CSB <  
150 mg/l und BSB5 <  40 mg/l angestrebt 
w erden. Das sind die W erte  der Rah- 
men-Abwasser-VwV, A nhang 1 fü r  die 
Größenklasse 1 (K läranlagen bis 1000 
EW). Diese sind m it o p tim ie rte n  und ge­
w arte ten  Anlagen a ller genannten Sy­
steme m it Ausnahme der U n te rg rund ­
verrieselung e inzuhalten. Eine w e ite r­
gehende Abwasserre in igung (Stick­
s to ff- und Phosphore lim ination) ist zu­
verlässig nur m it bewachsenen Boden­
filte rn  und Teichanlagen zu erzielen. 
Diese n ich t technis ierten Anlagen sind 
w en ige r s tö ranfä llig  im Betrieb und 
w artungsfreund licher. Die N itr if ika ­
tionsle is tung lieg t bei diesen Anlagen 
bei 75-95 %, die Phosphore lim ination 
bei über 50 %.

In der untenstehenden Tabelle sind 
A b lau fw e rte  op tim ie rte r K le ink lä ran la­
gen au fge füh rt:

Die Leistungsfäh igke it e iner K lein­
kläranlage hängt zu einem großen Teil 
von der W artung ab. Technisierte A n la ­
gen m it Abw asserbe lü ftung erfo rdern  
m ehr W artungsaufw and als die na tu r­
nahen Systeme. Nach DIN 4261 werden 
fü r  die technisierten Anlagen W ar­
tungsverträge vorgeschrieben. In d ie ­
sem Rahmen ist eine um fangreiche 
K on tro lle  a ller A n lagen te ile  durchzu­
führen . Die E igenkontro lle  des Betrei­
bers um faß t die Führung eines Be­
triebstagebuches, täg liche Betriebs­
kon tro llen , w öchentliche  K on tro llen  
der Schlam m rückführung sowie m o­
natliche Kon tro llen  w ie  der Bestim­
m ung des Schlammvolumens. Da die 
genannten A n fo rde rungen  ständiger 
K on tro lle  bei privaten Anlagen o ft 
n icht gew ährle is te t w erden können,

Kleinkläranlage
CSB
mg/l

bs b5
mg/l

n h 4-n

mg/l

Belebung/Tropfkörper* 110 20 30
Bewachsener B oden filte r** 40 5 10
F iltergraben* 44 5 10
Teichanlage* 70 15 12

* W erte nach Fehr/Schütte 1992, * *  W erte nach BahloAA/ach 1992
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kommt es hierbei zu Störungen und in­
stabilen Betriebszuständen. In Nieder­
sachsen wird per Erlaß fü r alle Klein­
kläranlagen ein Wartungsvertrag mit 
einer fachlich kompetenten Firma vor­
geschrieben. Dieser Erlaß wird aber zur 
Zeit von den unteren Wasserbehörden 
noch nicht einheitlich umgesetzt, z.B. 
mit dem Argument, bei einem Großteil 
der bestehenden KKA handele es sich 
nicht um DIN-gerechte Anlagen, für 
diese Anlagen sei ein Wartungsvertrag 
unsinnig. Bei den überprüften und 
DIN-gerechten Anlagen einen War­
tungsvertrag vorzuschreiben, wäre 
wiederum eine Ungleichbehandlung 
gegenüber den anderen.

7. Kosten

Um Aussagen über die Wirtschaftlich­
keit von Kleinkläranlagen machen zu 
können, müssen alle Investitions- und 
Betriebskosten vollständig erfaßt 
werden. Zu den Baukosten einer KKA 
zählen die Kosten für
■ Behälter
■ Fracht
■ Erdbauarbeiten
■ Installation
■ Zu-und Ablaufgestaltung
■ Elektro-und Maschinentechnik
■ Verbindungsleitungen
■ Inbetriebnahme.

Dazu kommen Kosten für die Ge­
nehmigungsplanung und die Gebühr 
für die wasserrechtliche Erlaubnis.

Die Flerstellungskosten fü r eine 
Hauskläranlage fü r 4 EW liegen in dem 
Bereich von 1500-3500 DM/EW. Bei na­
turnahen Anlagen lassen sich die Ko­
sten durch die größeren Möglichkeiten 
an Eigenleistung in der Praxis erheblich 
reduzieren.

Die Kosten für den laufenden Be­
trieb setzen sich zusammen aus:
■ Fäkalschlammabfuhr und -behand- 
lung
■ Energie

■ Wartung und Wartungsverträge
■ Überwachung
■ Eigenkontrolle.

Die Belebungs- und Tropfkörperan­
lagen müssen als kostenintensiver an­
gesehen werden als die weniger techni­
sierten Verfahren. Das liegt an der er­
forderlichen häufigeren Wartung und 
Eigenkontrolle sowie den Energieko­
sten.

Erhebliche Schwankungen treten 
durch die Kosten der Schlammabfuhr 
auf, sie variieren in den einzelnen Ge­
meinden von 25,- DM bis 80,- DM/m3. 
Das vorgeschriebene Entleerungsinter­
vall spielt zusätzlich eine Rolle bei der 
Feststellung der Betriebskosten.

Zusammenfassend können die Be­
triebskosten in dem Bereich von 3,50 
bis 12,- DM/m3 liegen. Die umweltge­
rechte Abwasserbehandlung in KKA 
hat also durchaus ihren Preis, und auch 
Anlagen wie Verrieselungen lassen sich 
nicht kostenfrei betreiben.

8. Zusammenfassung

Für den Betrieb von KKA ist bedeutend, 
daß
■ sie zuverlässig und robust im Betrieb 
sind,
■ sie wartungsfreundlich sind,
■ sie gute und stabile Reinigungslei­
stungen erzielen,
■ sie Abwasserstöße in der Reinigungs­
leistung gut abpuffern,
■ ihre Investitions- und Betriebskosten 
„vertretbar" sind.

Die verschiedenen in Niedersachsen 
zugelassenen Verfahren sind unter Be­
rücksichtigung dieser Punkte unter­
schiedlich zu bewerten. Gering techni­
sierte Verfahren sind flächenintensiver 
als technische Kompaktanlagen. Dage­
gen erfordern technische Anlagen auf­
grund des Pumpenbetriebes, der Steue­
rung u.a. einen weitaus größeren War- 
tungs-, Bedienungs- und Kontrollauf- 
wand sowie höhere Energiekosten.

Daß Kleinkläranlagen kein Notbe­
helf mehr sind, haben Untersuchungen 
gezeigt. Moderne Kleinkläranlagen 
können das Abwasser ebenso gut reini­
gen wie kommunale Kläranlagen und 
deshalb eine umweltgerechte Lösung 
darstellen.
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Berichte aus der NNA 1 /95

Bewachsene Bodenfilter zur 
naturnahen Abwasserreinigung
von K laus B ahlo

1. E in le itung

Beim Einsatz von naturnahen Abwas­
serre in igungsverfahren w ird  das na tü r­
licherweise vorhandene Reinigungspo­
te n tia l eines Wasser- und Bodenkörpers 
genu tz t. Dazu sind au fg rund  der in un­
seren geographischen Breiten m ög li­
chen biochemischen S toffum setzungen 
gewisse M indestflächen erforderlich , 
die auch nur im ländlichen Raum ver­
fügba rs ind .

Bei der Entw icklung der technis ier­
ten  Abwasserbehandlung w urde  der 
P latzbedarf zentra le r Kläranlagen auf 
ein M in im um  reduziert. A u f engem 
Raum w erden heute Höchstleistungen 
bei der Abwasserreinigung erzie lt. A l­
lerdings sind da fü r ein hoher Energie­
einsatz, ra ffin ie rte  Steuerungsprozesse 
m it entsprechendem W artungsauf­
w and sowie die Verw endung von Che­
m ikalien e rfo rderlich . Soweit der ver­
m ehrt an fa llende Klärschlamm in un ter 
vertre tbaren Transportentfernungen 
landw irtschaftlich  ve rw e rte t werden 
kann (K lärschlam m verordnung), müs­
sen w iederum  ausreichende Flächen 
zur V erfügung stehen.

Die in vielen ländlichen Gemeinden

g e füh rte  Diskussion um den w e ite ren  
Ausbau der zentralen Abwasserbeseiti­
gung ist meist auch verbunden m it den 
E insatzm öglichkeiten von ortsbezoge­
nen naturnahen Abwasserreinigungs­
verfahren und hier im besonderen m it 
na türlich  be lü fte ten  Abwasserteichen 
und den sogenannten „P flanzenklär­
an lagen" (Bahlo & Wach 1992).

2. Entw icklung  der 
Pflanzenkläran lagen

Zum Verständnis der Einsatzmöglich­
keiten von Pflanzenkläranlagen ist ein 
Rückblick au f ihre Entw icklung ange­
bracht (Abb. 1). Sie leiten sich le tztlich  
von den a ltbekannten Verfahren der 
Abwasserlandbehandlung ab. Die Er­
forschung Stoffwechsel physiologischer 
Leistungen von Sumpfpflanzen bei der 
Abwasserreinigung geht auf Seidel zu­
rück (Seidel 1978). Die praktische A n ­
w endung ihrer Forschungsergebnisse 
ergab sich m it der Entw icklung von 
Pflanzenkläranlagen des Typs „K re fe l- 
der System". Hier werden drei nachein­
andergeschaltete Becken m it Schilf 
(Phragm ites australis), Flechtbinse 
(Schoenoplectus lacustris) und Sumpf-

Schw ertlilie  (Iris pseudacorus) be­
p flanzt, m it kiesigen Substraten g e fü llt 
und m it abgesetztem Abwasser be­
schickt (Abb. 2).

Bei diesen Anlagen werden eine ver­
tika le  Durchström ung und die in te rm it­
tie rende  Beschickung (1. Becken) m it 
horizon ta lem  Durchfluß und k o n tin u ­
ierlicher Abwasserbeschickung (2. und
з. Becken) kom bin ie rt. Vom K refe lder 
System le iten sich Sumpfbeete ab, bei 
denen noch drei Becken gebaut und m it 
den o .g . Pflanzen besetzt w erden, al­
lerdings w ird  das erste Beet (Schilf) 
n ich t m ehr in te rm ittie rend  beschickt.

Sum pfbeete nach dem „System 
M e ttm a n n " (benannt nach dem Kreis 
M ettm ann, NRW) bestehen nur noch 
aus einem Erdbecken, das m it Kies ge­
fü l l t  ist und auf das verschiedenste A r­
ten  von Sum pfpflanzen gesetzt w erden 
(Typha, Iris, Acorus, Alisma, Phragmites,
и . a .m .). P flanzenkläranlagen, die vom 
Kre fe lder System abge le ite t sind, w e r­
den eher im süddeutschen Raum e in ­
gesetzt.

G ezielt m it Sum pfpflanzen be­
p flanz te  Uferbereiche und Dämme von 
natü rlich  be lü fte ten  Abwasserteichen 
le iten zu den Teichbehandlungsverfah­
ren über. Abwasserteiche gehören zu 
den a llgem ein anerkannten Regeln der 
Abwassertechnik (ATV  1989). Sie w e r­
den vor allem in Bayern und N ieder­
sachsen gebaut. Im Landkreis G ifhorn, 
Niedersachsen, w urden Abwasser­
te ichanlagen, sow eit sie ausreichend 
groß bemessen sind, m it gutem  Erfolg 
zur Dauerlösung der Abwasserre in i­
gung (Schulz 1994).

Beim sogenannten „W urze lraum ­
ve rfah ren " sollen b ind ige (ton ig , leh­
m ig) Böden durch das Rhizomwachs­
tu m  des gepflanzten  Schilfes sow eit 
aufgeschlossen w erden, daß das zuge­
le ite te  Abwasser ausschließlich den 
W urze lhorizon te ines Beetes horizon ta l 
du rchström t und bei dieser Passage ge­
re in ig tw ird  (Kickuth  1984).

Nachdem die Bodenhydraulik als 
das w esentliche Problem erkannt war, 
w urden  konsequenterweise B oden fil­
te ran lagen  m it sandigen Substraten ge ­
baut und e rprobt. Verschiedene u n te r­
suchte Anlagen, die m it häuslichem A b ­
wasser beschickt w erden, ließen Aussa­
gen fü r  die Bemessung der P flanzen­
beete, die zu e rw artende Reinigungs­
le istung sowie verbesserte konstruktive  
Bauhinweise zu (D afner 1987, Fehr &

natürlich belüftete Abwasserteiche

T
Bepflanzte Teichanlagen

I
System Mettmann -----------Krefelder System n. SEIDEL-------------überstaute Sumpfbeete

A b b . 1. E n tw ic k lu n g  d e r  b e w a c h s e n e n  B o d en  filte r.
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ABWASSERLANDBEHANDLUNG 20 - 300 m 2/E

TECHNISCHE VERFAHREN (TropfTauchkörper, Belebung) < 1 m 2/E
Abb. 2. Bautypen von P flanzenkläranlagen.

51



Bahlo • Bewachsene B o d e n filte r zur na tu rnahen  Abw asserre in igung

Schütte 1991, Geller e t al. 1991, K ottrup  
1992, Lö ffle r WM) .

H orizonta l durchström te und ko n ti­
nuierlich m it Abwasser beschickte Bo­
d e n filte r haben einen Flächenbedarf 
von 5-10 m2/E. Sie w erden m it e iner 
Tiefe von 0 ,6-0,8  m angelegt. Dieses 
Verfahren kom m t ohne elektrische 
Energie aus. Die w e ite re  O ptim ierung 
dieser Anlagen bestand in einer M in i­
m ierung des Flächenbedarfes. M it der 
Entw icklung der vertika l durchström ­
ten  und in te rm ittie re n d  beschickten, 
bewachsenen B oden filte r ist auch diese 
Richtung w e itgehend abgeschlossen, 
denn je nach angestrebter Reinigungs­
le istung sind 2-5 m2/E bei 1 m Beettie fe 
zu veranschlagen. M it dem Einsatz von 
Heberanlagen bzw. Abwasserpum pen 
zur in te rm ittie renden  Beschickung der 
Beete deu te t sich bereits der Übergang 
zu den technischen K lärverfahren 
(Tropfkörper, Belebungsanlagen) an 
(Abb.2).

M it e ingebauten Körnungsabstu­
fungen der F ilterkörper und Beim i­
schungen (z.B. Eisenspänen zur Phos­
phorb indung) sowie besonderen Be­
triebsweisen (z.B. in te rm ittie rende  Be­
schickung m it Teileinstau) sind in Zu­
k u n ft kleinere O ptim ierungen zu er­
w arten. Kom binationen von bewachse­
nen Bodenfilte rn  m it Teichanlagen er­
m öglichen die d irekte  landw irtscha ft­
liche Verw ertung des Klärschlammes 
(1. Teich), so daß die M itbehand lung  des 
Fäkalschlammes aus Hausklärgruben in 
einer größeren Kläranlage e n tfä llt. 
Überlastete kleine Kläranlagen können 
ebenfalls m it bewachsenen B odenfil­
te rn  nachgerüstet w erden, sow eit aus­
reichende Flächen vorhanden sind.

Letztlich hande lt es sich bei den 
heute verw endeten bewachsenen Bo­
d e n filte rn  um kle in räum ige O p tim ie ­
rungen der a ltbekann ten  Abwasser­
landbehandlungsverfahren (Rieselfel­
der, Verregnung, B oden filtra tion , Un­
tergrundverriese lung).

Die Vermischung verschiedener A n­
sätze fü h rte  bei der Entw icklung der 
P flanzenkläranlagen zu e iner gewissen 
Unübersichtlichkeit, die sich auch in vie­
len verschiedenen Bezeichnungen fü r 
P flanzenkläranlagen ausdrückt (Be­
wachsene Bodenfilter, Schilf-Binsen- 
Anlage, Sum pfpflanzenanlage, u.v. 
m.). Bei der Entw icklung der Pflanzen­
kläranlagen ve rh ie lt es sich le tztlich  
n icht g rundlegend anders, als das bei

A b b . 3 . B a u p r in z ip  e in e s  „ B e w a c h s e n e n  B o d e n f i l t e r s "  m i t  i n t e r m i t t ie r e n d e r  B e s c h ic k u n g  

u n d  v e r t ik a le r  D u r c h s t r ö m u n g .

der Entw icklung von technischen Anla- fahrensvarianten der Tropfkörper-, 
gen auch der Fall war. Inzwischen w er- Tauchkörper- und Belebungsanlagen 
den auch hier eine Vielzahl von Ver- angeboten.

BSB5 (mg/l)

CSB (m g/l)
400

300

1989 1990

200

100 -

n i m m EL h_LtL

550

EL II

1991

□  Zulauf
□  Ablauf

tH □ LI h □  l n
Jan Feb März Apr Juni Sept Okt Dez Jan Jun Aug Okt Nov Dez Jan 

1989 1990 1991

A b b . 4 . A b b a u  o r g a n is c h e r  S u b s ta n z  in  e in e m  b e w a c h s e n e n  B o d e n f i l t e r :  B io c h e m is c h e r  

S a u e r s t o f f b e d a r f  (B S B 5)  u n d  C h e m is c h e r  S a u e r s t o f f  b e d a r f  (C S B ) in  m g / l  0 2.
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3. Bewachsene Bodenfilter 
im Einsatz

Funktionsweise

Im folgenden soll von den vorgestellten 
Bautypen der Pflanzenkläranlagen, die 
heute eingesetzt werden, die Funk­
tionsweise eines bewachsenen Boden­
filters mit intermittierender Abwasser­
beschickung vorgestellt werden, da mit 
ihm sehr gute Reinigungsleistungen er­
zielt werden können (Abb. 3):

Das in einer Mehrkammergrube 
vorgereinigte Abwasser wird aus dem 
Vorlageschacht (1) intervallweise mit 
Hilfe einer Tauchmotorpumpe (2) über 
ein Druckrohr (3) in ein Verteilerrohr (4) 
mit Beschickungsrohren (5) gepumpt. 
Das Rohrsystem gewährleistet eine 
gleichmäßige Verteilung des Abwassers 
auf dem Bodenfilter. Durch unterirdi­
sche Verlegung der Rohrleitungen tre­
ten Geruchsbelästigungen nicht auf. 
Eine Beschickungspumpe läuft nur we­
nige Minuten pro Tag. Es können auch 
Heberanlagen eingesetzt und eine 
Schwallbeschickung des Beetes vorge­
nommen werden.

Die Abwasserreinigung erfolgt 
durch die Mikroorganismen im Boden­
filter. Der Eintrag des notwendigen 
Luftsauerstoffes erfolgt durch die inter­
mittierende Beschickung der Anlage. 
Das Schilf schafft durch Wurzelaus­
scheidungen und zusätzlichen Sauer­
stoffeintrag biologisch wichtige, unter­
stützende Funktionen der Reinigungs­
prozesse. Durch sein Wurzelwachstum 
wird die Wasserdurchlässigkeit des Bo­
densgefördert.

Nach einer vertikalen Passage wird 
das gereinigte Abwasser an der Sohle 
des Bodenfilters über Drainrohre (6) 
gesammelt, in den Kontrollschacht (7) 
geführt und in eine anschließende Un­
tergrundverrieselung oder in ein Ge­
wässer (8) geleitet. Bei einem Durchläs- 
sigkeitsbeiwert (kf-Wert) >10-7 m/s wer­
den Bodenfilter gegen den Untergrund 
mit Folie, Bentonit oder Ton gedichtet
(9).

Bepflanzt werden die Anlagen mit 
Schilf (Phragmites australis) (10).

Bei kleinen Anlagen ist der tägliche 
Abwasseranfall großen Schwankungen 
unterworfen. Diese Stoßbelastungen 
wirken sich oft nachteilig auf die Reini­
gungsleistung aus. Durch die für den 
Betrieb eines bewachsenen Bodenfilt-

ters optimale intervallweise Beschik- 
kung werden gleichzeitig diese Stoßbe­
lastungen abgepuffert. Der Ablauf ei­
nes Pflanzenbeetes unterliegt deshalb 
nur sehr geringen Mengenschwan­
kungen.

Reinigungsleistung

Beim Energie- und Umweltzentrum am 
Deister e.V. in Eldagsen, Landkreis 
Hannover, wurde Anfang 1988 ein be­
wachsener Bodenfilter für 25 Einwoh­
ner gebaut. 1991 wurde die Anlage auf 
ca. 70 EW durch den Bau eines zweiten 
Bodenfilters erweitert. Die Reinigungs­
leistung der Anlage wird regelmäßig 
überprüft. Die Ergebnisse der Untersu­
chungen von Januar 1989 bis Januar 
1991 werden im folgenden vorgestellt. 
Die Bodenfilteranlage ist seit nunmehr 
7 Jahren in Betrieb und die durchge­
hend gute Reinigungsleistung ist bis 
heute gleich geblieben.

Die Anlage wurde sofort nach Fer­
tigstellung unter der vollen Abwasser­
last in Betrieb genommen. Die volle 
Funktionstüchtigkeit zur Abwasserrei­
nigung (Entwicklung der Mikroorga­
nismen) war nach wenigen Wochen 
erreicht. Der Abbau der organischen 
Substanz, ausgedrückt als BSB5 und 
CSB, ist ganzjährig als sehr gut zu be­
zeichnen (Abb. 4). Das aus dem Boden­
filte r ablaufende Wasser ist klar, 
geruchlos und neutral reagierend. Die 
Mindestanforderungen nach der

N (mg/l)

Rahmen-Abwasserverwaltungsvorschrift 
fü r Kläranlagen von 50-1000 EGW 
(BSB5: 40 mg/l; CSB: 150 mg/l) werden 
weit unterschritten.

Anforderungen an einen gezielten 
Stickstoffabbau und Phosphorrückhalt 
werden erst bei größeren Kläranlagen 
(ab 5000 bzw. 20000 EGW) gestellt. Die 
Nitrifikation ist bei dieser Anlage be­
reits sehr weitgehend, denn zu berück­
sichtigen ist, daß die Anlage lediglich 
mit 2 m2 Fläche pro angeschlossenen 
Einwohner bemessen wurde (Abb. 5). 
Bei einer Veranschlagung von 4 m2/E ist 
die Nitrifikation ganzjährig praktisch 
vollständig. Der Gesamtstickstoffabbau 
des bewachsenen Bodenfilters liegt bei 
ca. 30%, wenn der anorganische Stick­
stoff zugrunde gelegt wird. Durch 
nachgeschaltete Teiche (Feuchtbio­
tope) kann der Gesamtstickstoffabbau 
auf über 70% gesteigert werden. Ob­
wohl im Ablaufwasser des Filterbeetes 
bis zu 8 mg/l Sauerstoff gemessen wer­
den, finden sich innerhalb des Filter­
beetes also auch sauerstoffarme Zonen, 
in denen denitrifizierende Prozesse ab­
laufen.

Gereinigtes Abwasser kann für Be­
wässerungszwecke genutzt werden, so 
daß eine Entfernung der Pflanzennähr­
stoffe Stickstoff und Phosphor nicht er­
forderlich ist.

Die Bindungskapazität des Boden­
körpers für Phosphor lag im ersten Be­
triebsjahr bei über 90% und fiel konti­
nuierlich ab auf etwa 60% der Zulauf-

1989 1990 1991

A b b . 5. O x id a tio n  des A m m o n iu m s tic k s to ffe s  (N itr if ik a t io n )  in  e in e m  b e w a c h s e n e n  B o d e n ­

f i l te r  (B em essung: 2  n ^ /E , F ilte r t ie fe  0 ,8  m )

53



Bahlo ■ Bewachsene B oden filte r zur na turnahen Abw asserre in igung
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A b b .  6 . P h o s p h o r -R ü c k h a lt  u n d  A b b a u  v o n  A n io n is c h e n  T e n s id e n  ( M B A S - M e t h y l e n b l a u a k ­

t iv e  S u b s t a n z )

konzen tra tion  (Abb. 6). In dieser Grö­
ßenordnung lieg t auch gegenw ärtig  
der Phosphorrückhalt.

Da im Energie- und U m w eltzentrum  
m it W aschm itte ln au f Seifenbasis ge­
waschen w ird , die w e itgehend in der 
Ausfau lgrube abgebaut w erden, ge­
langen nur geringe Mengen schwerer 
abbaubarer, synthetischer Tenside in 
den Bodenfilter. Der Abbau dieser rest­
lichen Tenside -  h ier als anionische Ten­
side (MBAS -  M ethylenb lauaktive  Sub­
stanz) gemessen -e rre ic h t über 90 %, so 
daß ständig geringe A b lau fw e rte  von 
un te r 0,4 mg/l e ingehalten w erden 
(Abb. 6).

Betrieb und Wartung

Beim Betrieb eines bewachsenen Bo­
den filte rs  sind fo lgende A rbe iten  
durchzuführen:
■ K on tro lle  der Beschickungspumpe 
(W arnlam pe oder Wasserstandsan­
zeige im Pumpenschacht).
■ M onatlich  sollten die Schächte au f 
ungew öhnliche Wasserstandsschwan­
kungen begutachtet werden.
■ Zur Förderung der Schilfbepflan­
zung ist in den ersten beiden Jahren das 
Beet von unerwünschtem Aufwuchs 
fre izuha lten .
■ Im ze itigen Frühjahr (März) sind die

abgestorbenen Schilfhalme abzum ä­
hen und vom Beet zu en tfe rnen .

W enn das abfließende Wasser 
durchsichtig (fre i von Trübsto ffen) und 
klar bis le icht gelb lich sowie geruchlos 
oder erdig, d. h. n icht fa u lig  oder fäka- 
lisch riecht, a rbe ite t ein bewachsener 
B oden filte r e inw andfre i.

Für den Betrieb von bewachsenen 
B oden filte rn  als biologische Nachreini­
gungsstufe von M ehrkam m ergruben 
und fü r  alle K le inkläran lagentypen soll­
ten entsprechend einem M in isteria ler- 
laß (Nds. U m w eltm in is te rium  1992) 
W artungsverträge abgeschlossen w er­
den, die Bestandteil e iner wasserrecht­
lichen Erlaubnissind.

Innerhalb e iner W artung  (1-2mal 
jährlich) w erden M ehrkam m ergruben, 
Beschickungssystem einschl. Abwas­
serpumpe, Schächte usw. au f ihre Funk­
tio n s fä h ig ke it übe rp rü ft. S tichproben­
untersuchungen des Ablaufs von Haus­
kläranlagen sollten au f den BSB5 be­
schränkt w erden. Der BSB5 ist zw ar ze it­
lich au fw end ige r zu bestim m en als der 
CSB, allerdings w erden keine h o ch g ifti­
gen Chemikalien w ie  Cr, Hg u.a. benö­
tig t.

Genehmigungsfähigkeit

In allen Bundesländern sind Pflanzen­
kläranlagen als N achreinigungsstufe 
fü r  K le inkläranlagen (Abwasseranfall 
bis 8 m3/d ) behördlich zulässig. Als kom ­
m unale Kläranlagen bis 1000 EW e n t­
sprechen sie den a llgem ein anerkann­
ten  Regeln der Technik und sind geneh­
m igungsfäh ig  in Niedersachsen (Nds. 
U m w eltm in is te rium  1991), Hessen, 
B randenburg, Thüringen, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und M ecklenburg- 
Vorpom m ern. In allen anderen Bundes­
ländern können sie nach e iner „E inze l­
fa llb e u rte ilu n g " entsprechend dem 
Stand der Technik genehm ig t werden.

A rbe itsh ilfen  fü r  Wasserbehörden 
und planende Ingenieure zum Bau und 
Betrieb von bewachsenen B oden filte rn  
liegen vor von der Abwassertechni­
schen Verein igung (ATV  1989) und der 
Ingenieur-ökologischen V ere in igung 
(IÖ V 1994, 1995).

4. K le ine K läran lagen  und 
G ew ässerschutz

Die gegenw ärtig  ve rb re ite te  Standard­
lösung der Abwasserbeseitigung im
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ländlichen Raum, das Abwasser im Frei­
gefällekanal innerhalb aller Ortschaf­
ten einer Gemeinde zu sammeln und 
per Druckleitung zu einer zentralen 
Kläranlage zu pumpen, sollte ersetzt 
werden durch eine sensible planerische 
Bewertung des Einzelfalles. Dabei ist zu 
bedenken, daß moderne kleine Kläran­
lagen in der Lage sind, eine weitge­
hende Reinigung des Abwassers zu lei­
sten.

Als naturnahe Variante der Abwas­
serreinigung wurden bewachsene Bo­
denfilter in den letzten Jahren erfolg­
reich im praktischen Betrieb erprobt. 
Sie bieten bei ganzjährig guten Reini­
gungsleistungen als wartungsfreund­
liche, mit geringem Energieaufwand zu 
betreibende Anlagen zusammen mit 
unbelüfteten Abwasserteichen interes­
sante Alternativen zur zentralen Ab­
wasserbeseitigung. Deshalb sind be­
wachsene Bodenfilter ais Kleinkläranla­
gen zulässig und 1991 auch als „Kleine 
Kläranlagen" genehmigungsfähig bis 
zu einer Ausbaugröße von 1000 Ein­
wohnergleichwerten.

Der gezielte Einsatz dieser gering 
technisierten Klärverfahren als Klein­
kläranlage oder als Ortskläranlage 
sollte Einzug in die Abwasserbeseiti­
gungskonzepte der ländlichen Gemein­
den finden.

Primäres Ziel bei der Abwasserreini­
gung ist die Reinhaltung der Oberflä­
chengewässer und des Grundwassers. 
Abwassereinleitungen sind gemeinsam 
mit weiteren, o ft konkurrierenden Nut­
zungsansprüchen an Gewässern (Ge­
wässerunterhaltung, Pflanzenschutz, 
fischereiliche Nutzung, Schutz gefähr­
deter Pflanzen- und Tierarten) über Ge­
meindegrenzen hinaus zu beurteilen. 
Verschiedene Untersuchungen zeigen, 
daß durch den weiteren Ausbau der 
zentralen Abwasserbeseitigung selten 
nur eine weitere Verbesserung der Was-’ 
serqualität der Oberflächengewässer 
erreicht wird (Hamm 1991)', denn meist 
werden Untergrundverrieselungen 
aufgegeben, und der Eintrag von sauer­
stoffzehrenden Stoffen und Nährstof­
fen aus der Landwirtschaft (Drainagen, 
Erosionen) sowie Abläufe von Straßen 
wird gegenwärtig kaum wirksam un­
terbunden.

Das weitgehend erreichte, aus öko­
logischer Sicht allerdings pauschale Ziel 
„Güteklasse II fü r alle Fließgewässer" 
muß erweitert werden um Beurtei­

lungskriterien, die die gesamte ökolo­
gische Situation eines Gewässers, ein­
schließlich der anliegenden Flächen, 
erfassen. Jedes Gewässer ist aufgrund 
seiner Nährstoffverhältnisse, seines 
Sauerstoffhaushaltes und seiner Le­
bensgemeinschaften individuell zu be­
trachten. Insoweit sollten Bewirtschaf­
tungspläne, in denen auch Qualitäts­
ziele für die Gewässer formuliert sind, 
für ganze Gewässersysteme erstellt 
werden.

Zahlreiche Gräben und ehemalige 
natürliche Fließgewässer führen durch 
Drainagen oder Grundwasserabsen­
kungen nur zeitweise im Jahr Wasser. 
Durch die Einleitung von gereinigtem 
Abwasser aus modernisierten Klein­
oder Ortskläranlagen können diese 
kleinen „Gewässer" durchaus eine öko­
logische Aufwertung erfahren.

Als Problemstoff bei der Einleitung 
von gereinigtem häuslichem Abwasser 
in den Untergrund erweist sich prak­
tisch nur der Nitratstickstoff, der vor sei­
nem Eintritt ins Grundwasser nur zu ei­
nem Teil eliminiert wird (Rettinger
1993). Dennoch kann in den weitaus 
meisten Fällen ein zentraler Anschluß 
abgelegener Ortschaften nur schwer 
mit dem Gebot der Reinhaltung des 
Grundwassers gerechtfertigt werden. 
Der Stickstoffüberschuß auf landwirt­
schaftlichen Flächen beträgt in der 
Bundesrepublik ca. 100 kg/ha und Jahr 
(Vorreyer 1993). Der Stickstoffeintrag 
über die Niederschläge liegt mit 20- 
40 kg N/ha und Jahr etwa in derselben 
Größenordnung wie die Stickstoffbe­
lastung des Grundwassers durch die 
Einleitung von Hauskläranlagenabläu­
fen in einem Dorf mit 10-15 Einwoh- 
nern/ha in den Untergrund (10 g N/ 
Exd).

Diese einfache Betrachtung zeigt, 
daß die emittierten Restschmutzfrach­
ten aus nachgerüsteten Kleinkläranla­
gen und ausreichend bemessenen Orts­
kläranlagen im Gesamtblick zu bewer­
ten sind.
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von H en n in g  B öltzig

Die fo lgenden  Untersuchungen und Er­
gebnisse w urden  im W in te rha lb jah r 
1992/93 w ährend e iner D ip lom arbe it 
e rarbe ite t. Als U ntersuchungsobjekt 
stand die P flanzenkläranlage au f dem 
H of M öhr zur Verfügung.

Der fo lgende  A rtike l ist e in g e te ilt in 
die Bereiche:
1. A ufbau der P flanzenkläranlage
2. Übersicht der untersuchten m ik ro ­

biologischen Parameter und deren 
Nachweismethoden

3. Bedeutung der Pflanzen, des Filter­
substrates und der M ikroorgan is­
men

4. Darstellung der Ergebnisse
5. Zusammenfassung

1. A ufbau  der P flanzenkläran lage

Das zusam m enflteßende Abwasser 
w ird  in e iner Absetzgrube gesammelt. 
Hier w erden schwimmende, schwe­
bende und absetzbare S toffe mecha­
nisch vom Abwasser ge trenn t. Der sich 
b ildende Schwimmschlamm verh indert 
starke Geruchsbildung. In der Absetz­
grube ist eine le ichte Ausfau lung m ög­
lich, aber n icht gew o llt.

Nachgeschaltet sind zwei in Reihe 
geschaltete Pflanzenbeete. Bei den 
Pflanzenbeeten hande lt es sich um in ­
te rm ittie re n d  beschickte, vertika l 
durchflossene *und m it Sch ilfröhricht 
bewachsene Bodenfilter. Die Bodenfil­
te r arbe iten nach dem Selbstreini­
gungsprinzip, ähnlich w ie  Tropfkörper. 
In einem vorgegebenen Volum en w ird  
das Zusam m enwirken von Pflanzen, Fil­

Rettinger, 5., 1993: Wasser- und S toffdy- 
nam ik bei der Abwasserperkola- 
tion . -  Korrespondenz Abwasser 40
(10): 1604-1614.

Seidel, K., 1978: Gewässerreinigung 
durch höhere Pflanzen. -  Garten u. 
Landschaft 1:9-17.

Schulz, J., 1994: Erfahrungen m it unbe­
lü fte te n  Abwasserteichen im Land­
kreis G ifhorn, in diesem Heft.

Vorreyer, C, 1993: Landwirtschaft und

tersubstra t und M ikroorganism en er­
zw ungen.

Das durch die B odenfilte r gere i­
n ig te  Abwasser w ird  in einem Schö­
nungsteich gesammelt und einer U nter­
grundverrieselung zugeführt.

Die fü r  die Untersuchung gew ähl­
ten  Probenahmestellen waren (Abb. 1):
a) Zu lauf der Absetzgrube,
b) Zu lau f 1. Bodenfilter,
c) A b la u f 2. Bodenfilter,
d) Zu lau f Untergrundverrieselung.

2. Übersicht der untersuchten 
m ikrobiologischen Param eter 
und deren Nachweism ethoden

M ikrob io log ische Parameter

a) Gesamtkeimzahl (als . Gesamtzahl 
der Keimzellen) bzw. Keim gehalt e i­
ner Lösung

b) Gesam tcoliforme und fäka lco li- 
fo rm e  Bakterien sowie fäkale E. coli 
und co lifo rm e Bakterien (als Ind ika­
to r  fäka le r Verunrein igung) C itro ­
bacter, Entero bacter, Klebsiella, 
na türl. Darm bakterien

c) Fäkalstreptokokken (als Fäkalindi­
ka to r und Krankheitserreger), Mas­
senentw icklung bei Zucker und B lut 
im Abwasser

d) Pseudomonas aeruginosa (als Bo­
den- und Wasserbakterium), speziell 
fü r  Badewasser

e) Coliphagen (als Bakterienviren).
Die gew ählten Parameter stammen

aus den Richtlinien fü r Trinkwasser- und 
Badewasser-Untersuchungen.

Grundwasserschutz -  ein lösbarer 
K o n flik t? -W W T  5:12-16.

A n sch rift des Verfassers

Dipl.-B iol. Klaus Bahlo 
Fachhochschule Nordostniedersachsen 
Fachbereich Bauingenieurwesen 
(W asserwirtschaft und U m w elttechn ik) 
Herbert-Meyer-Straße 7 
29556 Suderburg

N achweism ethoden

a) Ku ltu rverfahren, d ire k t auszählbare 
Kolonien je Probevolumen,

b) Anreicherung, zur Verm ehrung der 
Keime,

c) Selektierung, zur Iden tifiz ie rung ,
d) MPN-Verfahren, zum Nachweis der 

höchstwahrscheinlichsten Anzahl, 
Verdünnungsreihe m it dre ifachem  
Ansatz.

3. Bedeutung der P flanzen , 
des F iltersubstrates und 
der M ikroorganism en

Bedeutung der Pflanzen

1. A u frech te rha ltung  der W asserle itfä­
h ig ke it durch die D urchwurzelung. Un­
terschiedliche Pflanzentypen weisen 
unterschiedliche W urze lprägungen 
auf. Die au f Hof M öhr gew ählte  Phrag- 
m ites australis w u rze lt bis zu e iner Tiefe 
von ca. 1,50 m und w ird  selbst ca. 2,00 m 
hoch.

2. Belebung der B odenlebew elt 
und som it O ptim ierung der b io lo g i­
schen A k tiv itä t. Im E influßbereich der 
lebenden Pflanzenwurzeln t r i t t  der Rhi- 
zosphäreneffekt (eine A rtenverschie­
bung) der Bodenflora und -fauna ein, 
die durch die W urzelausscheidungen 
(W urzelexudate) verursacht w ird .

3. Sauerstoffversorgung der M ikro - 
lebew e lt des Bodens. Das Aerenchym 
(das Luftle itgew ebe) der Pflanzen 
tra n sp o rtie rt Sauerstoff passiv in das 
Rhysomensystem. Der tre ibende  Gra­
d ie n t w ird  durch die W urze la tm ung 
erzeugt. Überschüssiger Sauerstoff 
w ird  über die Rhizom enwurzeln in die 
U m gebung abgele ite t. Auch im W in te r 
ge lang t über die abgestorbenen Schilf­
halm e genügend Sauerstoff in den 
W urze lraum . Einige Pflanzen der Röh-

Untersuchungen zur Keimelimination 
in Pflanzenbeet-Klärstufen
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ji
il A b w a s s e r  d e r N N A

A b b . 1. F ließsch em a d e r  A b w a s s e rre in ig u n g  (K o ttru p  1992).

richt-Gesellschaft besitzen die Fähig­
keit, auch im wassergesättigten Boden­
körper mittels Bodenkapillare sauer­
stoffversorgt zu sein. Das ermöglicht 
das engräumige Zusammenwirken von 
Aerobiern (Bakterien der sauerstoffhal­
tigen Bereiche) und den Anaerobiern 
(Bakterien der sauerstofffreien Berei­
che). Der Sauerstoff weist eine keimtö­
tende Wirkung auf. Eine weitgehende 
Elimination pathogener Keime erfolgt 
im Bereich der Wurzeln. Nach Kickuth 
und Kaitzis ist diese Wirkung sehr selek­
tiv und pflanzenspezifisch. Dies beruht 
vermutlich auf der Absonderung von 
bakteriziden Aromaten, die im Rhizom 
von Limnophiten gefunden wurden.

Die Nährstoffaufnahme ist unbe­
deutend. Nur 30% des gesamten Stick­
stoffs sind pflanzenverfügbar. Die an­
deren 70% werden in Nitrat und an­
schließend in elementaren Stickstoff 
umgewandelt.

4. Verdunstung. Geller behauptet, 
daß pro Quadratmeter 1200 mm Was- 
ser/Jahr über die Schilfpflanzen ver­
dunstet. Bei den vorhandenen 70 m2 
wären das 84 m3 pro Jahr oder 230 Liter 
pro Tag. Über Evapotranspiration (Ge­
samtverdunstung von Boden u. Pflan­
zen) sollen sogar 800 l/d verdunsten.

Bedeutung des Substrats

1. Wachstumsunterlage fü r die Bakte­
rien. Je kleiner die Teilchengröße, um so 
größer die spezifische Oberfläche des 
Substrats. Feines Filtermaterial begün­
stigt gegenüber grobem Material die 
bessere Zurückhaltung der Keime.

Humus und Torf-Humuskomplexe 
absorbieren die im Wasser gelösten 
Stoffe (lonenaustausch). Das Substrat 
w irkt als mechanischer und biologi­
scher Filter und besitzt dementspre­
chende physikalische Eigenschaften.

Bedeutung der Mikroorganismen

Diese werden in drei Gruppen einge­
teilt: Produzenten, Konsumenten und 
Destruenten. In der Abwasserreinigung 
interessieren hauptsächlich die De­
struenten, die an der Mineralisierung, 
der Rückführung organischer Substan­
zen in mineralische anorganische Ver­
bindungen beteiligt sind.

Das heißt, die Mikroorganismen 
wandeln gelöste mineralisierbare End­
produkte in unschädliche verwertbare, 
energiearme Endprodukte um. Bei hö­
heren Temperaturen und günstigen 
Sauerstoffverhältnissen wird dieser 
Vorgang beschleunigt.

In den oberen Zonen des Bodenfil­
ters siedeln sich wärmeliebende, auf 
reichhaltiges Nährstoffangebot einge­
stellte Bakterien an. In den unteren Zo­
nen sind kälteliebende Organismen, die 
auch mit nährstoffarmen Verhältnissen 
zurechtkorftmen, angesiedelt.

Fäkalbakterien und Krankheitser­
reger, die entsprechend ihrer Lebens­
weise auf hohe Temperaturen ange­
wiesen sind, werden in den oberen 
Schichten zurückgehalten und dort von 
einzelligen und mehrzelligen Bakte­
rienfressern oder Bakteriophagen ab­
getötet. Eine Hygienisierung des Ab­
wassers erfolgt durch das Zusammen­
wirken der Protozoen (Rhizopoden, Ci- 
liaten) und der Rädertierchen (Rotato- 
rien). Das Auftreten der verschiedenen 
Mikroorganismen läßt Rückschlüsse auf 
das Nahrungsangebot und somit direkt 
auf den Verschmutzungsgrad des Was­
sers zu.

Aufenthaltzeit des Abwassers in der 
Anlage

tR = V(m3):Q (m 3/d)
Absetzgrube 20 m3

Bodenfilter 30 m3 Bodenvolumen
(Wasserinhalt 
im Wurzelraum 
bei 40 % Boden­
volumen)

Schönungsteich 61m3 120 m2 Ober­
fläche und 1 m 
Tiefe

Schächte 1 m3
112m3

Bei einem Verbrauch im Jahr 1992 von 
468 m3 entfallen bei 23 EW 56 l/d * EW. 
Anders gesagt, 1,3 m3 Abwasser pro 
Tag. In obige Formel eingesetzt: 
Absetzgrube 15 d 
Bodenfilter 23 d 
Schönungsteich 47 d 
Schächte 1d

86 d
Ein gewisser Anteil verläßt die Anlage 
durch Verdunstung.

4. Ergebnisse der 
Untersuchungen

Während des gesamten Untersu­
chungszeitraumes wurden auch die 
Wetterdaten erfaßt. Bei jeder Probe 
wurden auch die Wassertemperaturen 
und die pH-Werte gemessen.

a) Gesamtkeimzahl, Kulturverfahren 
(Abb. 2)

M ittelwert im: 
Rohabwasser 
Zul.Bo.FL1 
Abi. Bo. Fi.2 
Zul.Vers.

4,5* 105Kolonien/ml 
3,2* 105Kolonien/ml 

100 Kolonien/ml 
2,5* 104 Kolonien/ml

b) Gesamtcoliforme Bakterien, MPN
(Abb. 3) 

M ittelwert im: 
Rohabwasser 
Zul.Bo.FL1 
Abi. Bo. Fi.2 
Zul.Vers.

1.2 * 105 KBE/ml
5.3 * 104KBE/ml

5 KBE/ml 
3,4* 102 KBE/ml
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A b b .  2 . G e s a m t k e im z a h l ,  K o lo n ie b i ld e n d e  E in h e i t e n  K B E  in  1 m l  P r o b e n  v o lu m e n .

10. Okt 19. Okt 05. Nov 16. Nov 22. Nov 02. Dez 14. Dez 17. Dez 92 06. Jan 11. Jan 16. Jan 93
Zul. Rohabwa6ser 110000 11000 110000 39000 240000 93000 93000 93000 240000 240000 93000
Zul. Bo. Fi. 1 11000 0 110000 46000 24000 24000 46000 110000 93000 23000 43000
Abi.Bo. Fi. 2 2,3 9,3 0,3 0,3 0,4 30 0,3 0,3 0,9 4,3 7
Zul. Versickerung 110 110 21 110 240 1100 240 240 240 1100 200

Gesamtcoliforme Bakterien

1000000

100000

10000

_  1000 
E

10

0,1
03. Okt 13. Okt 23. Okt 02. Nov 12. Nov 22. Nov 02. Dez 12. Dez 22. Dez 01. Jan 11. Jan 21. Jan

Datum

A b b .  3 . K e im z a h le n  a n  G e s a m t c o l i f o r m e n  (K B E /m l )  im  z e i t l i c h e n  V e r la u f .
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10. Okt 19. Okt 05. Nov 16. Nov 22. Nov 02. Dez 14. Dez 17. Dez 92 06. Jan 11. Jan 16. Jan 93

Zul. Rohabwaeeer 9300 11000 24000 75000 460000 93000 150000 93000 14000 93000 43000
Zul. Bo. R. 1 11000 0 2300 15000 24000 24000 46000 46000 7000 4000 15000
Abi. Bo. Fi. 2 1.50 2,10 0,30 0,70 0,40 0,00 0,30 0,30 0,40 0,40 3,00
Zul. Versickerung 46 46 5 110 15 28 240 93 43 150 200

Fäkalcoliform e Bakterien

--------------------1■ Zul. Rohabw86ser ;

o Zul. Bo. R. 1

♦ AW. Bo. R. 2

°  Zul. Versickerung

03. Okt 13. Okt 23. Okt 02. Nov 12. Nov 22. Nov 02. Dez 12. Dez 22. Dez 01. Jan 11. Jan 21. Jan

Datum

A b b . 4 . K e im z a h le n  a n  F ä k a lc o lifo rm e n  (K B E /m l) im  ze itlic h e n  V erlau f.

0 5 .  O k t 1 0 . O k t 1 4 .  D ez 1 7 .  D ez 9 2 0 6 .  Jan 1 1 . Jan , 1 6 .  J a n  9 3

Z u l. R o h a b w a s s e r 1 3 0 0 0 0 0 1 6 5 0 0 0 9 0 0 0 3 1 0 0 0 4 6 0 0 0 9 2 0 0 8 9 0 0 0

Z u l. B o . Fi. 1 1 6 0 0 0 0 0 4 3 Ö a 1 6 1 0 4 8 0 0 21000
A b i. B o. Fi. 2 10 3 4 0 6 3 4 7 0
Z u l. V e rs ick e ru n g 6 0 1000 2 6 1 3 4 2 2 5 1 0 1 1 4 0 9 4

Fäkale E .co li und coliforme Bakterien

10000000 

1000000

100000

£ 10000
UJ
CO
*  1000 

100

10

1

0 3 .  O k t 2 3 .  O k t 1 2 . N o v  0 2 .  Dez 2 2 .  D ez 1 1 .  J an  3 1 .  J an

Datum

A b b . 5. F ä k a le  E. c o li u n d  c o lifo rm e  B ak te r ie n  vo n  O k to b e r  '92  bis J an u a r '93.
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1 0 .  O k t 1 9 .  O k t 0 5 .  N o v 1 6 .  N o v 2 2 .  N o v 1 4 .  D e z 1 7 .  D e z  9 2 0 6 .  J a n 1 1 .  J a n 1 6 . J a n  9 3

Z u l .  R o h a b w a s s e r 2 3 0 0 0 1 2 0 0 0 4 3 0 0 2 4 0 0 0 2 3 0 0 9 0 0 1 1 0 0 0 0 7 0 0 0 2 3 0 0 0 4 0 0 0

Z u l .  B o . F i. 1 2 3 0 0 0 4 3 0 0 0 2 4 0 0 9 3 0 0 4 3 0 0 4 6 0 0 0 2 3 0 0 0 4 3 0 0 0 4 0 0 0

A b i .  B o . F i. 2 0 , 0 0 2 , 1 0 0 , 0 0 0 , 0 0 0 , 0 0 0 , 0 0 0 , 0 0 0 , 4 0 0 , 1 5 0 , 0 0

Z u l .  V e r s ic k e r u n g 0 , 9 0 0 , 9 0 0 , 0 0 0 , 0 0 0 , 0 0 0 , 0 0 0 , 0 0 0 , 4 3 0 , 4 3 0 , 2 3

Fäkalstreptokokken

lOOOOOO

100000

10000

1000

100

10

1

0
0 3 .  O k t  1 3 .  O k t  2 3 .  O k t  0 2 .  N o v  1 2 .  N o v  2 2 .  N o v  0 2 .  D e z  1 2 .  D e z  2 2 .  D e z  0 1 .  J a n  1 1 .  J a n  2 1 .  J a n

Datum

A b b .  6 . A n z a h l  d e r  F ä k a ls t r e p t o k o k k e n  im  V e r l a u f  e in e r  K le in k lä r a n la g e .

05. Okt 10. Okt 19. Okt 05. Nov 16. Nov 22. Nov 02. Dez 14. Dez 17. Dez 92 06. Jan 11. Jan 16.Jan 93
Zul. Rohabw. in d1 positiv in d l positiv in dO positiv in d1 positiv in d1 positiv 93 0 23 230 90 210 210
Zul. Bo. Fi. 1 in d4 positiv in dO positiv 0 in d1 positiv in d1 positiv 24 0 46 930 90 2400 430
Abi. Bo. Fl. 2 in dO negativ in dO negativ in dO negativ in dO negativ in dO negativ 0 0 in 100 ml neg. 2,3 in 100 ml neg. in 100 ml neg. in 100 ml neg.
Zul. Vers. in dO negativ in dO negativ in dO negativ in dO negativ in dO negativ 0 0 in 100 ml neg. 2,3 in 10 ml neg. in 100 ml neg. in 100 ml neg.

P s e u d o m o n a s  a eru g in o s a

03. Okt 23. Okt 12. Nov 02. Dez 22. Dez 11. Jan 31. Jan

Datum

■ Zul. Rohabw. 

n Zul. Bo. Fi. 1 

♦ Abi. Bo. Fl. 2 

o Zul. Vers.

A b b .  7. K e i m z a h l  a n  P s e u d o m o n a s  a e r u g in o s a  (K B E /m l )  in  e in e r  P l f a n z e n k lä r a n la g e .
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Fäkalcoliforme Bakterien. MPN
(Abb.4) 

M itte lwert im: 
Rohabwasser 
Zul.Bo.Fi.1 
Abi. Bo. Fi. 2 
Vers.

9,7* 104KBE/ml 
1,9* 104KBE/ml 

85 KBE/ml 
88 KBE/ml

d) Fäkale E. Coli und coliforme
Bakterien, Kulturverfahren (Abb. 5)

M ittelwert im: 
Rohabwasser 
Zul.Bo.Fi.1 
Abi.Bo.Fi.2 
Vers.

3.7 *104 KBE/ml 
1,6* 103 KBE/ml 
1,2* 101 KBE/ml
8.7 *102 KBE/ml

e) Fäkalstreptokokken, Selektierung 
und MPN (Abb. 6)

M ittelwert im:
Rohabwasser 2,1 * 104KBE/ml
Zul.Bo.Fi.1 2,0* 104 KBE/ml
Abi. 2 in 7 Proben

keine Keime in 1 ml 
in den anderen
15-210 Keime in 100 ml 

Vers. in 5 Proben
keine Keime in 1 ml 
in den anderen 5 Proben 
ein M ittelwert von 58 Kei­
men in 100 ml

f) Pseudomonas aeroginosa (Abb.7), 
dürfen nach DIN 19643 
Anforderung an Schwimmbad­
wasser in 100 ml nicht nachweis­
bar sein.

Von Oktober bis Mitte November 
wurde nur die Anwesenheit von Ps.a. 
ermittelt:

im Rohabw. 
von 5 Proben

imZul. Bo. Fi. 1 
von 5 Proben

im Abi.Bo.Fi. 2 
inVers.

4 * in 0,1 ml 
1 * in 1,0 ml

1 * in 0,0001 ml
2 * in 0,1 ml 
1 * in 1,0 ml 

1 * kein Ergebnis 
jeweils in 1 ml negativ 
jeweils in 1 ml negativ

Ab Ende Nov. mit MPN-Verfahren
im Rohabwasser 
imZul.Bo.Fi.1 
im Abi. Bo. Fi. 2

inVers.

140 KBE/ml 
280 KBE/ml 
4*0KBE/100ml 
1 *2  KBE/ml 
3*0KBE/100ml 
1* positivin 10ml 
1 *2,3 KBE/ml

g) Coliphagen
Bei dem angewandten Verfahren (nach 
Grabow und Coubough) wurden nur 
einmal 575 Plaques/100 ml ausgezählt. 
Vergleiche waren somit nicht möglich.

5. Zusammenfassung

Die Bezeichnung „Pflanzenkläranlage" 
ist ein nicht korrekter Ausdruck, besser 
wäre „bewachsener Bodenfilter" oder 
„Wurzelraumanlage". Denn die Pflan­
zen selbst nehmen die Reinigung nicht 
vor.

Das Abwasser der NNA durchfließt 
eine Mehrkammerabsetzgrube, in der 
alleine keine hervorragenden Reinl- 
gungsleistungen erzielt werden.

Erst in den beiden nachgeschalteten

Bodenfiltern wird das Abwasser über­
durchschnittlich gereinigt.

Die Reinigungsleistung bei der Eli­
mination der Krankheitserreger und Fä­
kalindikatoren aus dem Abwasser der 
NNA entsprach den in der Literatur an­
gegebenen Werten.

Sehr gute Reinigungsergebnisse 
waren bei den Fäkalstreptokokken und 
den Pseudomonas aeroginosa zu errei­
chen. Die Teichwasserergebnisse ließen 
klar erkennen, daß der Schönungsteich 
an der Abwasserreinigung, in bezug 
auf die biologischen Parameter, nicht 
beiträgt.

Die Anlage auf dem Hof Möhr er­
wies sich auch als vorteilhaft bei der Dis­
kussion über die Grundwasserabsen­
kung in der Lüneburger Heide, da das 
Wasser auf dem Grundstück verrieselt 
wird.

Bewachsene Bodenfilter sind auf 
Grund der Ergebnisse sehr gut fü r die 
dezentrale Abwasserreinigung in 
Streusiedlungen geeignet. Sie weisen 
eine gute Reinigungsleistung auf, die es 
ermöglicht, solche Anlagen weiterhin 
im privaten Bereich einzusetzen.

Bewachsene Bodenfilter sind das 
ganze Jahr hinweg betriebsbereit, 
ohne hohe Wartungs- und Betriebsmit­
tel einzusetzen.

Anschrift des Verfassers

Henning Böltzig 
An der Koppel 36 
29328 Faßberg

Abwasserreinigung mit integrierter 
Kompostierung
Entsorgungsmöglichkeit für kleine Dörfer und Siedlungen

von Joachim Niklas

Zusammenfassung

Aufgrund ökologischer und ökonomi­
scher Überlegungen zur Sanierung der 
Abwasserverhältnisse im ländlichen 
Raum wurde im Land Brandenburg ein 
Modellprojekt zum dezentralen Ab­
wasserrecycling entwickelt. Die Abwas­
serentsorgung schließt hier die umwelt­

freundliche Verwertung der Feststoffe 
durch integrierte Kompostierung und 
die Nutzung der Abwassernährstoffe 
zur Erzeugung nutzbarer Biomasse ein. 
Durch die lokale Versickerung des ge­
reinigten Wassers (das auch für Bewäs­
serungszwecke verwendet werden 
könnte), wird ein weitgehend dezen­
tral geschlossener Kreislauf erzielt. Auf­

grund dieser Eigenschaften und der er­
reichbaren Reinigungsleistung könnte 
das Verfahren als Modell für viele kleine 
Kommunen wirken.

1. Abwassersituation im länd­
lichen Raum, insbesondere 
in den neuen Bundesländern

Das hier vorgestellte Verfahren wurde 
entwickelt, um eine Antwort auf die 
spezifische Abwasserproblematik in 
den neuen Bundesländern zu finden. Es 
handelt sich um eine dezentrale Kläran­
lage im Land Brandenburg. Die Sied­
lungsstruktur in Brandenburg ist ge­
kennzeichnet durch viele kleine Dörfer, 
in der Regel weit unter 1000 Einwoh-
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nern, die re la tiv  w e it auseinanderlie­
gen. Eine O rtskanalisation ist norm aler­
weise n icht vorhanden. Die Entsorgung 
e rfo lg t über abfluß lose Gruben, die 
durch die naheliegenden la n d w irt­
schaftlichen Großbetriebe en tlee rt und 
au f Felder au fgebracht werden. Dieser 
Entsorgungsweg w ird  in naher Z ukun ft 
n icht nur w egen der hygienischen Pro­
bleme, sondern auch w egen der hohen 
Kosten n icht mehr m öglich sein.

Die bislang ö ffe n tlich  favoris ierten 
Lösungen beruhten ausschließlich auf 
den aus den a lten Bundesländern be­
kannten zentra len Ansätzen. Nach 
m ehrjährigen intensiven V orp lanun­
gen s te llt sich nun -  reichlich spät -  
heraus, daß die M itte l fü r  zentra le Lö­
sungen bei w e item  n icht ausreichen. 
Dies ist au f die langen Kanalisations­
wege und die in fo lge  geringen Gefälles 
erfo rderlichen Pumpstationen zurück­
zuführen. Das Fehlen von Konzepten 
fü r  den Ausbau der Entsorgungsein­
richtungen hat auch A usw irkungen auf 
die w irtschaftliche  In frastruktur. Die Si­
tu a tio n  e rfo rd e rt flex ib le  Planungen, 
die auch Übergangslösungen m it e in ­
beziehen.

Hier sind dezentra le Lösungen nicht 
nur angesichts der W asserknappheit 
ökologisch sinnvoller, sondern auch o ft  
wesentlich kostengünstiger als zentrale 
Lösungen, sofern bei der Planung be­
stim m te Grundsätze beachtet w erden 
(vgl. Fehr und Schütte  1992). Ein w e ­
sentliches K rite rium  ist dabei die W ar­
tungs freund lichke it von dezentralen 
K läranlagen. A u fg rund  eigener Erfah­
rungen, die durch die A rb e it von Fehr 
und Schütte im Rahmen um fangre icher 
Untersuchungen bestä tig t w erden, ist

dies das Haupthandicap kleiner techn i­
scher Anlagen, deren dauerhafte Lei­
s tungsfäh igke it auf einer intensiven 
W artung  beruht. Naturnahe Anlagen 
haben den Vorteil der W artungs­
freund lichke it, der sie besonders geeig­
net fü r  den Einsatz bei kleinen Kom m u­
nen im ländlichen Raum macht.

Ein bei praktisch allen Kleinanlagen 
auftre tendes Problem, unabhängig 
davon, ob es sich um technische oder 
naturnahe Lösungen handelt, ist die 
Entsorgung der Fäkalschlämme aus der 
mechanischen Vorre in igung (Drei- 
Kammer-Grube, Emscherbrunnen, etc). 
Diese Schlämme stellen ohne vorherige 
A u fbe re itung  aufgrund ihrer H erkun ft 
ein hygienisches Risiko bei ihrer A u f­
b ringung  au f landw irtschaftliche Flä­
chen dar.

2. Beisp iel fü r ein naturnahes 
Reinigungssystem  fü r 
300 EGW  mit integrierter 
Kom postierung und 
Biom assegew innung

ln Brandenburg w urde auf E igenin itia ­
tive  eines privaten Trägers ein M odell 
en tw icke lt, das Lösungsansätze fü r eine 
kostengünstige dezentrale Reinigung 
m it e iner um w eltverträg lichen Verw er­
tu n g  des Fäkalschlammes und e iner 
g le ichze itigen N ährsto ffrückgew in- 
nung aus dem Abwasser durch die Pro­
d u k tio n  von Biomasse m ite inander ver­
b inde t (Abb. 1).

Die Anlage wurde im Frühjahr 1993 
in Betrieb genomm en und d ien t zur 
Entsorgung eines Tagungszentrums am 
Stadtrand einer Kreisstadt in Branden­
burg m it w en iger als 10000 E inw oh­

nern. In fo lge  der Überlastung der kom ­
m unalen K läranlage w urde am tlicher- 
seits e iner dezentralen Lösung zuge­
stim m t. Es soll anhand eines Leistungs­
vergleichs zwischen der neu zu errich­
tenden  kom m unalen Anlage und der 
dezentra len Anlage entschieden w e r­
den, ob diese Lösung Übergangscha­
rakte r ha t oder zu einer Dauerlösung 
w ird .

Die Anlage besteht aus einem R otte­
behä lte r zur m echanisch/te ilb io logi- 
schen V orre in igung, einem in te rm ittie ­
rend beschickten zw e istu figen be­
p flanzten  B odenfilte r und e iner n a tu r­
nah angelegten Sickermulde.

3. Der Rottebehälter nach 
W URSTER zur m echanisch / 
te ilb io log ischen Vorrein igung

W esentlicher Teil der Gesamtanlage ist 
der Rottebehälter. Dabei hande lt es sich 
um eine Entw icklung von Hermann 
Wurster, Langenburg, die einen vö llig  
anderen Ansatz hat, als alle bisher be­
nu tz ten  Systeme zur mechanischen 
V orre in igung. Der R ottebehälter oder 
Kom poster fu n k tio n ie rt fo lg e n d e r­
maßen:

Die festen Inhaltsstoffe des Abwas­
sers w erden auf einer Filterschicht ab­
ge lagert, die au f einer Platte aus Lüf- 
tungs- und Drainagesteinen au fgebau t 
ist. Durch Zugabe von organischen 
S truktu rs to ffen  (Holzhäcksel, Stroh) in 
m onatlichem  Abstand w ird  eine in te n ­
sive D urch lü ftung  und dam it ein be­
sch leunig ter Kom postierungsprozeß 
erre icht.

K leinere Anlagen (Abb. 2) haben in 
der Regel zwei Kammern. Fertigbeton-
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Abdeckung (belüftet)
EX3 EX] EX] [XX] ESI EX3J

Zuleitung 
DN 150

Belüftungsmaterial
(Rasenschutzmatte)

Armierungsmatte

Holzhäcksel ca.20cm
Armierungsmatte
Paletten

Abb. 2. R otteb ehä lter fü r  K leinkläranlagen im  Querschnitt.

teile können ohne großen Umbauauf­
wand genutzt werden. Bei einer Bemes­
sung wie Absetzgruben (300 I/Ein- 
wohner) kann eine Kammer etwa zwei 
Jahre lang beschickt werden. Nach zwei 
Jahren ist die erste Kammer gefüllt und 
der Zulauf wird auf die zweite Kammer 
umgestellt.

Wenn nach weiteren zwei Jahren 
die zweite Kammer gefüllt ist, hat der 
Inhalt der ersten Kammer bereits die 
Qualität reifen Kompostes erreicht. Er 
kann also problemlos ausgehoben und 
landwirtschaftlich verwertet werden. 
Beim Ausräumen sollte die unterste 
Schicht von etwa 20 cm Kompost als

Starter für die mikrobielle Besiedlung 
im Behälter verbleiben. Danach kann 
die Zuleitung wieder auf die erste Kam­
mer umgestellt werden.

M it zunehmendem Aufbau der Sub­
stratschicht in dem Behälter und zuneh­
mendem Kompostierungsprozeß ver­
bessert sich die Reinigungsleistung der 
Anlage. Stichprobenartige Untersu­
chungen an einer älteren Kleinkläran­
lage deuten darauf hin, daß bereits der 
Ablauf des Rottebehälters die Qualität­
sanforderungen für die Einleitung in 
Gewässer erfüllen kann!

Bei größeren Anlagen sollte eine 
weitere Aufteilung des Volumens auf 4 
Kammern erfolgen, damit der Zulauf in 
kürzeren Abständen-umgestellt wer­
den kann.

Wie Abb. 3 zeigt, erfo lgt dies am 
günstigsten durch einen Zwei-Wege- 
Schieber in einem Schacht vor der An­
lage, durch den der Zulauf in zwei 
Rohre geteilt wird. In Betrieb ist entwe­
der die vordere oder die hintere Hälfte 
des Behälters. Durch den Schieber kann 
leicht vom linken auf das rechte Viertel 
der jeweilig genutzten Hälfte umge­
schaltet werden.
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A b b . 4 . P f la n z e n b e e te  im  F rü h ja h r  d e r  e rs te n  V e g e ta t io n s p e rio d e .

Die Vorte ile  dieses Systems sind 
v ie lfä ltig :
1. Verm eidung von Kosten durch den 

W egfa ll des Schlammtransportes.
2. Entlastung der kom m unalen Klär­

anlage.
3. Volum enreduzierung.
4. Erzeugung eines Dünge-Substrats 

anstelle von A b fa ll.
5. Angenehm ere und ungefährlichere 

Entnahme.
6. Abwasser b le ib t in einem aeroben 

Zustand.
7. Es fin d e t bereits eine te ilb io log ische 

Reinigung statt.
Ein Nachteil e rg ib t sich a llenfalls aus 

den ge ring füg ig  höheren Baukosten 
und aus dem fü r  das Lagern und E in fü l­
len der S truktu rs to ffe  e rfo rderlichen 
A u fw and .

4. Der bepflanzte Bodenfilter 
System  ÖKOTEC zu r w e ite r­
gehenden Biologischen 
Reinigung

Die e igentliche biologische Reinigung 
fin d e t im bepflanzten B oden filte r statt. 
Dieses System aus Bodenfilter, M ik ro o r­
ganismen und Bepflanzung gew ährle i­
s te t die biologische Reinigungslei­
stung. Die spezielle Kom bination  aus 
Bodenfilte rsubstra t und o p tim ie rte r 
Beschickung erm ög lich t einen ve rrin ­
gerten Flächenbedarf pro Einwohner.

Der A ufbau der Gesamtanlage ist 
aus Abb. 1 zu ersehen. Die Beschickung 
e r fo lg t oberfläch ig  in te rm ittie re n d

durch eine schwimm ergesteuerte 
Pumpe. Zur Speicherung des zu lau fen­
den Abwassers w ird  die Drainage­
schicht in Beet I m it benutzt. Dies ist 
m öglich, w e il das au f Beet I au fge­
brachte Wasser über die Drainage­
schicht in den Zulaufschacht zurück­
läu ft. Das Wasser passiert also die F ilter­
schicht mehrfach und durchm ischt sich 
nach Passage der Filterschicht m it dem 
zulaufenden Abwasser.

Bei jedem  Pumpvorgang w ird  das in 
Pumpenschacht und Drainageschicht 
von Beet I befindliche Wasser gleichm ä­
ßig au f Beet I und II gepum pt. Durch die 
doppe lte  Größe von Beet I im Verhältnis 
zu Beet II e rg ib t sich ein Rücklaufver­
hältnis von 1:2. Das auf das Beet II ge­
langende vorgere in ig te  Wasser w ird  
nach der Passage des Filterbeetes in 
eine Versickerungsanlage gele itet.

Beide Beete können m it fre iem  
Auslauf, aber auch m it verschiedenen 
Einstauhöhen betrieben werden und

erm öglichen au f diese Weise die U nter­
suchung der Leistungsfähigkeit bei un­
terschiedlichen Bedingungen.

Die Anlage hat eine Gesamtfläche 
von 900 m2 und ist a u fg e te ilt in zwei 
H älften, die a lte rn ie rend oder gem ein­
sam beschickt w erden können (s. 
Abb. 4). Die im Zwei-W ochen-Rhythmus 
a lte rn ie rende Betriebsweise w urde 
vorgesehen, um eine Regenerierung 
der F ilte roberfläche der jeweils s tillge ­
legten Fläche zu erm öglichen.

Die Anlage ist m it Gehölzen und 
Gräsern bepflanzt, die eine besonders 
gu te  S tandortve rträg lichke it und 
g le ichze itig  eine hohe P roduktiv itä t 
versprechen (Abb. 5). Der Versuch er­
fo lg t  in Zusam m enarbeit m it dem Insti­
tu t  fü r  agro industrie lle  Forschung, 
Großbeeren. Die W uchsleistungen w e r­
den jäh rlich  e rm itte lt. Ziel dieser Versu­
che ist es, sowohl fü r  staunasse als auch 
fü r  frische, sandige, gu t du rch lü fte te  
Böden Aussagen hinsichtlich ihrer Pro­
d u k tiv itä t als Abwasserreinigungs­
s tandorte  machen zu können. Für 
Verregnungsflächen und Rieselfelder 
k le iner bis m ittle re r Kom m unen könn­
ten  so um w eltve rträg liche  Nutzungs­
m öglichke iten  en tw icke lt werden.

5. Rein igungsle istung

Die Leistungen der Anlage gehen aus 
Tabelle 1 hervor. Die Probenahmen er­
fo lg te n  in zwei Serien bei jeweils un te r­
schiedlichen Betriebszuständen der A n ­
lage. Die bislang noch re la tiv  knappe 
Datenbasis ze ig t einen sehr guten A b ­
bau der organischen Substanz und eine 
sehr w e itgehende  N itr if ika tio n  des A m ­
m onium s zu N itra t. Die Phosphat-Elim i­
na tion  ist au fg rund  des in das Substrat 
e ingebrachten Eisengranulats eben­
falls beachtlich. Die Ergebnisse werden 
durch am tliche Untersuchungen vom

Tab. 1. L e is tu n g s d a te n  des  b e p fla n z te n  B o d e n filte rs  in  d e r  K o m b in a t io n  m it  e in e m  R o tte b e ­

h ä lte r  b e i  u n te rs c h ie d lic h e n  B e tr ie b s z u s tä n d e n . A n g a b e n  in  M il l ig r a m m /L ite r

Zulauf A b la u f
fre i

A b lau f 
Beet II 

e ingestaut

Anzahl Proben (n) 11 3 8

Sauerstoff 4,9 8,0 4,7
Chemischer Sauerstoffbedarf 315 <18 24
Orthophosphat-Phosphor > 8(n=6) 0,5 0,7 (n=3)
Am m onium -S tickstoff >45-66 <2 3,6
N itra t-S ticksto ff 3,1 40,7 29,9
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Abb. 5. W eiden in der H ä lfte  der ersten Ve- 

te tationsperiode.

September 1993 und Februar 1994 be­
stätigt. Der Ablaufwert für den BSB5 lag 
in diesen Untersuchungen bei 1,4 und
5,7 mg/l, der Ablaufwert für die Summe

von W olfgang Berger

Wir sind es gewohnt, täglich unsere 
menschlichen Abfälle der Abwasserbe­
seitigung zuzuführen. Bei jedem nor­
malen Spülen der Toilette werden 6-10 
I Wasser verbraucht, bei Spülunterbre­
chung ca. 3-6 I. M it der Benutzung der 
Wasserspültoilette vermischt der 
Mensch, ökologisch gesehen, zwei 
Kreisläufe, die nicht in diesem Ausmaß 
zusammengehören und deshalb schä­
digend auf unsere Lebensgrundlagen 
wirken können: den Nährstoffkreislauf 
und den Wasserkreislauf.

In den industriell entwickelten 
Ländern, aber auch in den Ländern der 
sogenannten Dritten Welt gehört es in­
zwischen zum erstrebenswerten Stan­
dard, Wasser unter dem Postulat der 
Hygiene zum Transportmittel für 
menschliche Fäkalien zu degradieren. 
Tatsache ist, daß die Einführung der

aus Ammonium- und Nitrat-Stickstoff 
unter 10 mg/l.

Auffällig ist die gute Sauerstoffver­
sorgung bereits des Zulaufs. Sie ist auf 
den Rottebehälter zurückzuführen, 
durch den das Abwasser in einem aero­
ben Zustand bleibt. Dies begünstigt den 
Abbau der organischen Substanz und 
die Nitrifikation. Der Abbau der gelö­
sten organischen Substanz ist offen­
sichtlich bereits im Rottebehälter rela­
tivfortgeschritten, wie die Zulaufwerte 
des Bodenfilters zeigen, die bei nur der 
Hälfte der nach Drei-Kammer-Gruben 
üblichen Belastung liegen. Offensicht­
lich hat der Rottebehälter einen 
„Tropfkörpereffekt".

Durch die hohen Sauerstoffgehalte 
wird die Denitrifikation des Nitrats in 
atmosphärischen Stickstoff etwas er­
schwert. Dieser Effekt wird durch den 
Einstau der zweiten Stufe teilweise 
aufgehoben, weil hier teilweise anoxi- 
sche Bedingungen eintreten. Die Lei­
stungen hinsichtlich der Denitrifikation 
wurden später durch höheren Einstau 
in Beet I weiter auf einen durchschnittli­
chen Reststickstoffgehalt von knapp 
30 mg/l verbessert.

Schwemmkanalisation in Gebieten 
ohne geregelte Entsorgung die hygie­
nischen Zustände nur insoweit verän­
dert, als die Abfälle vom Ort des Entste­
hens mit dem Lebensmittel Trinkwasser 
zu einem Gewässer oder Klärwerk ge­
schwemmt werden.

Dies ist aber nur die eine Seite; auf 
der anderen Seite müssen im Klärwerk 
nun Nährstoffe und Wasser wieder mit 
beträchtlichem Aufwand voneinander 
getrennt werden, damit das gereinigte 
Wasser in ein Gewässer eingeleitet wer­
den kann. Zurück bleibt ein nährstoff­
reicher Klärschlamm mit hohem Was­
sergehalt, der häufig aufgrund hoher 
Schadstoffanteile, z.B. aus Produk­
tionsrückständen, landwirtschaftlich 
nicht mehr verwertbar ist. Er wird des­
halb deponiert oder verbrannt.

Die Nährstoffe und organischen Be­

Dieser verbesserte Wert wurde so­
gar bei einer Belastung von 400 EGW 
erreicht, was einer Überlastung der An­
lage gegenüber der Bemessung von 
über 30 % entspricht. Bei dieser Bela­
stung stiegen die Ammoniumwerte von 
normalerweise <2 mg/l auf 7-8 mg/l an 
und liegen somit aber immer noch 
deutlich unter den strengen Grenzwer­
ten für Großkläranlagen. Dies deutet 
daraufhin, daß die Anlage mit einer Be­
messung von 2 m2/Einwohner die Lei­
stung erbringen kann, fü r die gemäß 
ATV-Arbeitsblatt derzeit noch 5 m2 ge­
fordertwerden.
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standteile im Klärschlamm gehen für 
die Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit 
verloren; sie müssen statt dessen, so­
weit möglich, unter Einsatz von be­
trächtlichen Energie- und Rohstoff­
mengen künstlich erzeugt werden. 
Trotz einer hochentwickelten Klärtech­
nik werden die Gewässer durch den un­
vollständigen Abbau der Nährstoffe im 
„gereinigten" Abwasser ständig ge­
düngt, was ihre Eutrophierung be­
schleunigt. Gleichzeitig ist das Toilet- 
ten-Spülwasser -  heute überwiegend in 
Trinkqualität -  für anspruchsvollere 
Zwecke verloren; es muß also in zusätz­
licher Menge bereitgestellt werden.

1. Die Hygiene der 
Abwasserreinigung

Die Hygiene unserer Abwasserreini­
gung ist nur vordergründig: mit den 
menschlichen Fäkalien entledigen w ir 
uns solcher Stoffe, die der Körper nicht 
weiter abbauen kann und abstößt. M it 
dabei sind auch Krankheitskeime wie 
Coli und Salmonellen. Im relativ war­
men Abwasser unserer Städte und Ge-

Komposttoiletten als Beitrag zur 
Entsorgung und zum Gewässerschutz
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m einden haben sie ideale Entw ick­
lungsbedingungen, so daß die Keim­
zahl m it der Entfernung vom O rt des 
Entstehens („Ö rtchen ") bis zum K lär­
w e rk  p ropo rtiona l anwächst.

Abgesehen davon ist die Wasser­
sp ü lto ile tte  selbst n icht so hygienisch, 
w ie  sie als A llh e ilm itte l häufig  darge­
s te llt w ird . U rinkalk, den es erst seit der 
E rfindung des WC's g ib t, ist ein bevor­
zug te r Nährboden fü r  die Ansiedlung 
von Keimen. Eine regelm äßige Reini­
gung des Beckens ist e rforderlich , dam it 
es n icht zu Geruchsentw icklungen 
kom m t. Die C hem ie industrie finde t loh ­
nenden Absatz m it Sanitärre in igern 
und D esin fektionsm itte ln . Das Wasser 
w ird  dadurch doppe lt belastet und m it 
S to ffen verseucht, die nur bei e iner g u t 
fu n k tion ie renden  und ausreichend d i­
m ensionierten K läranlage abgebaut 
w erden können. In der Regel finden  
sich diese S toffe jedoch auch im K lär­
schlamm oder im V o rflu te r wieder.

K lärwerke sind n icht in der Lage, 
Abwasser zu hygienisieren. Was an 
Krankheitserregern n icht im K lär­
schlamm b le ib t, geh t m it dem Ü berlauf 
der le tzten K lärstufe in den V orflu ter. 
B ring t man den Klärschlamm auf Acker­
flächen auf, so kann er noch W ochen 
und M onate v iru len t bleiben.

Fazit: Die Klärschlamm beseitigung 
ist ein H auptprob lem  vie ler Gemeinden 
gew orden. Stadtstaaten w ie  Hamburg 
und andere Ballungsräume müssen sich 
da schon etwas e in fa llen  lassen. So ist es 
inzwischen realistisch gew orden, einen 
Teil des Klärschlamms in andere Länder, 
z.B. nach M arokko, zu verschiffen, 
nachdem der Deponieraum  knapp 
gew orden und eine Verklappung in die 
Nordsee n icht mehr erlaub t ist.

Bevor man daher nach W egen sucht, 
Wasser bei der Beförderung von Fäka­
lien einzusparen, s te llt sich die Frage, 
ob der w e ite re  Ausbau des Abwassersy­
stems -  auch m it w en iger Wasserver­
b ra u c h -ü b e rh a u p t einen Sinn h a t-d ie  
Schwächen und Grenzen dieses Sy­
stems, das ekla tan te  U m w elt- und Ko­
stenprob lem e verursacht, sind ja seit 
langem bekannt.

2. Der ökologisch sinnvo lle  Weg

Um Wasser n icht w e ite r m it N ährsto f­
fen  und Organischem zu belasten, ist 
d ie Trennung der Kreisläufe no tw e n ­
d ige Voraussetzung. Die Behandlung

unserer A bfä lle  ohne Wasser kann in 
speziell da fü r entw icke lten Kom post­
to ile tte n  vollzogen werden.

In natürlichen Kreisläufen w erden 
die organischen A bfä lle  durch Boden­
organism en aufgeschlossen und zu Hu­
mus um gew andelt. G leichzeitig fin d e t 
w ährend des Rotteprozesses auch eine 
A b tö tu n g  von Krankheitskeimen statt. 
Dieser Umwandlungsprozeß w ird  in 
den Kom postto ile tten  durch spezielle 
M aßnahm en ebenso in Gang gebracht, 
m it dem Ergebnis, daßdie  Endprodukte 
in hygienisch e inwandfre iem  Zustand 
vor O rt in den Naturkreislauf zurückge­
fü h r t w erden können. Fälschlicher­
weise erwecken Kom postto ile tten  je ­
doch häu fig  allgemeines Naserümpfen, 
was au f negative Erfahrungen in der 
V ergangenheit zurückzuführen ist, w o  
Fäkalien un ter M ißachtung der N a tu r­
gesetze und hygienischer A n fo rde run ­
gen behandelt wurden.

Ausführliche In fo rm ationen zum 
Thema K om postto ile tten m it M a rk t­
übersicht und Erfahrungsberichten lie ­
fe r t das Buch „K om post-To ile tten", 
herausgegeben von C. Lorenz-Ladener 
(ökobuch Verlag, 1992).

3. Die Kom postto iletten­
anlage

Eine der ersten Anlagen w urde bereits 
in den 30er Jahren in Schweden e n t­
w icke lt. Es handelt sich um ein geschlos­
senes System, das weder Wasser benö­
t ig t  noch Abwasser produziert, so daß 
es unabhängig von Ver- und Entsor­
gungssystemen betrieben w erden 
kann.

Anlagen nach diesem Prinzip beste­
hen aus einem Behälter, in den senk­
recht verlaufende Fallrohre fü r  To ile t­
ten - und Küchenabfälle münden. D ie­
ses System wurde in den le tzten Jahren 
w e ite ren tw icke lt und u.a. um w e ite re  
Anwendungsm öglichke iten und Aus­
sta ttungste ile  ergänzt („Terra N ova"- 
Kom postto ile ttenanlage).

Der Behälter ist w ärm egedäm m t 
und fin d e t in einem Keller oder Halb­
ke ller Platz. Es können maximal 3 Ge­
schosse m it insgesamt 4 Anschlüssen 
entsorg t werden. Je nach Haushalts­
größe g ib t es Behältergrößen fü r  3 -6 - 
Personen-Haushalte. Durch Zusatzteile 
kann die Entsorgungs-Kapazität noch 
e rhöh t werden. Der Anwendungsbe­
reich dieser Kom postto ile tte  be­

schränkt sich daher keinesfalls au f Ein­
fam ilienhäuser. So ist es m öglich, an e i­
nem Behälter z.B. je  2 To ile tten  in ge­
trenn ten  To ile ttenräum en fü r  M änner 
und Frauen zu insta llieren. Die Anlage 
ist energ ieunabhängig  und kann daher 
auch als separate T o ile ttene inhe it in 
W andergebie ten und Parks sowie au f 
G olf- und Rastplätzen betrieben w e r­
den. Sie fin d e t darüber hinaus Verw en­
dung zur Entsorgung von Vereinshei­
men, Lehrstätten, Außenstellen, Beob­
achtungsstationen und Freizeite in­
richtungen.

Das System ist so angelegt, daß die 
e rfo rderlichen Bedingungen fü r  die 
Kom postierung und Hygienisierung 
der A b fä lle  e rfü llt w erden. Ein speziel­
les Lüftungssystem sorg t fü r  einen ge­
ruchfre ien Betrieb auch w ährend der 
Benutzung.

Ein Teil des Kompostes, ca. 40 I pro 
Person und Jahr, w ird  einm al jährlich  
entnom m en, nachdem er mindestens 
2 Jahre einen biologischen Zersetzungs­
prozeß durch laufen hat. Durch das Ge­
fä lle  des Behälters bed ingt, rutscht 
nach der Entnahme die noch n icht fe r­
t ig  kom postierte  Masse nach unten und 
schafft neue Aufnahm ekapazitä t. Die 
biologische U m w andlung w ird  durch 
die Entnahme n icht unterbrochen, so 
daß ein intensiver Abbau der A b fä lle  
kon tinu ie rlich  s ta ttfinden  kann. Zahl­
reiche Untersuchungen bestätigen die 
hygienisch e inw andfre ie  Q ua litä t des 
fe rtig e n  Kompostes. Die chemischen 
Analysen weisen den Kompost als be­
sonders p flanzenverträg lich  aus, der 
sich fü r  die Bodenverbesserung von 
Grün- und Gartenflächen g u t eignet.

4. Kosten

Die Kosten fü r  die in diesem A rtike l 
beschriebenen K om postto ile tten -A n- 
lagen betragen je nach A usführung 
8000-10000 DM, zzgl. Frachtkosten zur 
Baustelle. Hinzu kom m en außerdem 
die Kosten fü r  den Einbau, der von e in i­
germ aßen geschickten H eim w erkern 
u. U. auch in E igenhilfe ausgeführt w e r­
den kann, sowie bei N eubauten die Ko­
sten fü r  einen gegen das Grundwasser 
abgedichte ten, w ärm eiso lie rten  Raum 
fü r  den Kom postierungsbehälter.

D afür en tfa llen  gg f. zum einen die 
Kosten fü r  den Kanalisationsanschluß. 
Außerdem  ergeben sich im laufenden 
Betrieb finanz ie lle  Einsparungen ge­
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genüber der „normalen" Wassertoi­
lette, da die Wasser- und Abwasserge­
bühren für die Toilettenspülung ent­
fallen. Werden Kosten von derzeit 6,00 
DM/m3 für Wasser und Abwasser in 
Hamburg zugrunde gelegt, kann ein
4-Personen-Haushalt dadurch gegen­
über einer Toilette mit 6 1-Spülung etwa 
300 DM/a einsparen. Bei nicht an die 
Kanalisation angeschlossenen Häusern 
entfällt der Aufwand für die regelmä­
ßige Klärgrubenentleerung (etwa 
zweimal jährlich mit ständig steigen­
den Kosten).

5. Genehmigungsrechtliche 
Situation

Nach dem Wasserhaushaltsgesetz sind 
in der ganzen Bundesrepublik die Kom­
munen im Grundsatz „abwasserbesei­
tigungspflichtig", d.h. sie sind ver­
pflichtet, zu den Häusern eine Kanallei­
tung zu verlegen. Nun sind Kanalnetze 
in der Praxis unterschiedlich dicht: wäh­
rend in Großstädten eine Dichtigkeit 
von ca. 98% erreicht wird, liegt sie in 
dünner besiedelten Landkreisen z.T. 
bei weniger als 50%.

Dem Gesetz folgend, entwickelten 
dennoch auch ländliche Gemeinden 
in der Vergangenheit einen großen 
Ehrgeiz, möglichst viele Häuser an 
die Kanalisation anzuschließen, und 

schreckten dabei o ft sogar vor absurd 
hohen Kosten nicht zurück.

Erst in den letzten Jahren gibt es ein 
Umdenken: Gebiete bzw. Einzelhäuser, 
die nur mit „nicht zumutbarem" Auf­
wand an die Kanalisation angeschlos­
sen werden können, werden von den 
Wasserbehörden von der Anschluß­
pflicht „freigestellt". Nicht zumutbar 
sind nach einem Erlaß des Landes Nie­
dersachsen Kosten von über 6000 bis 
8000 DM pro Person. In diesen Fällen 
sind dezentrale Kleinkläranlagen und 
auch Komposttoiletten aus wasser­
rechtlicher Sicht in jedem Fall geneh­
migungsfähig.

Anders ist die rechtliche Situation, 
wenn das betroffene Haus an eine na­
hegelegene Kanalisation angeschlos­
sen werden kann. In diesem Fall g ilt die 
Abwassersatzung der Gemeinde, die 
fast immer einen Anschlußzwang vor­
sieht. Hier wird die Gemeinde in Einzel­
fällen eine Befreiung erteilen, sofern 
das Abwasser satzungsgemäß entsorgt 
wird.

Unabhängig von der wasserrechtli­
chen Situation gibt es noch die beson­
ders verzwickte baurechtliche Sicht: die 
Länder-Bauordnungen verlangen bei 
Neubauten grundsätzlich den Einbau 
von Wasserspül-Toiletten; erst seit 
kurzem gehen neben Hamburg auch 
andere Bundesländer allmählich dazu 
über, die Genehmigungsfähigkeit von 
Trockentoiletten in ihren Bauordnun­
gen zu regeln. Wo Wasserspültoiletten 
noch rechtlich vorgeschrieben sind, 
führt der Weg zur Baufreigabe bei 
Wohlwollen der entsprechenden Be­
hörden über Einzelfall-Ausnahmege­
nehmigungen für Forschungszwecke, 
Versuchs- und Demonstrationsprojekte
o.ä.

6. Beispiele in der 
Bundesrepublik

Aufgrund der jahrzehntelangen Erfah­
rungen mit diesem System in den USA 
und den skandinavischen Ländern und 
der durch bakterielle Untersuchungen 
nachgewiesenen hygienischen Unbe­
denklichkeit konnten inzwischen in der 
BRD etwa 150 Anlagen (Stand 1992) ge­
nehmigt und eingebaut werden.

Beispiel: Einfamilienhaus in 
Hamburg-Altona

Das etwa 200 Jahre alte Wohn- und Ge­
schäftshaus liegt in einem voll erschlos­
senen Innenstadtteil. Die Kompostan­
lage hat 2 Toilettenanschlüsse und ei­
nen Küchenabwurf. Sie wird regelmä­
ßig von 3 Angestellten und 4 Familien­
mitgliedern benutzt. Zur Unterstüt­
zung des Kompostierungsvorganges 
wird dem Behälter, der zum Teil im Bo­
den eingelassen ist, warme Abluft aus 
einem Wintergartenanbau zugeführt.

Die Genehmigung wurde aufgrund 
von Gutachten durch die zuständige 
Behörde erteilt. Das Grauwasser wird 
auf dem herkömmlichen Weg in die Ka­
nalisation entsorgt.

Die Wasserersparnis beträgt ca. 
100m3/a; in gleicher Menge wird die 
Entsorgung der Toilettenabwässer 
eingespart, die gewöhnlich über den 
Wasserbezugspreis abgerechnet wird 
(1992 in Hamburg zusammen ca. 
6 DM/m3). Bei der Entsorgung der übri­
gen Abfälle konnte auf eine kleinere 
und kostengünstigere Mülltonne um­
gestellt werden.

Beispiel: Versuchsvorhaben ökolo­
gisches Bauen in Hamburg-Allermöhe

In einem Neubaugebiet wurde von der 
Stadt eine Fläche für ein Versuchsvorha­
ben mit 30Wohneinheiten in Reihen­
hausbauweise ausgewiesen, das unter 
dem Gesichtspunkt des kosten- und flä ­
chensparenden Bauens ökologische 
Maßnahmen einbezieht. Aufgrund ei­
nes Wettbewerbes entstanden unter­
schiedliche Konzepte.

Ein Schwerpunkt der ökologischen 
Maßnahmen ist die Anwendung dezen­
traler Entsorgungstechniken im ver­
dichteten Siedlungsbau. Das Vorhaben 
wird von der Hamburger Baubehörde 
als Träger mit Unterstützung des Bun­
desbauministeriums durchgeführt und 
im Rahmen des öffentlich geförderten 
Wohnungsbaus finanziert.

Alle Häuser werden jeweils durch 
Komposttoiletten entsorgt.

Das Grauwasser wird einer gemein­
samen Pflanzenkläranlage zugeführt, 
mit der Möglichkeit, das gereinigte 
Wasser zur Gartenbewässerung und für 
Putzzwecke weiterzuverwenden. Die 
25 bisher bezogenen Gebäude (Stand: 
Dez. 92) sind teilweise mit einem Halb­
keller ausgestattet, der sich durch die 
versetzte Anordnung der Geschoßebe­
nen ergibt. An die Kompostbehälter 
sind bis zu 3 Geschosse angeschlossen.

Der Entsorgungsbereich wurde 3 
Jahre lang wissenschaftlich begleitet. 
Die bakteriellen und chemischen Unter­
suchungen gaben keinerlei Anlaß zu 
Beanstandungen. Für das Modellgebiet 
wurde eine Befreiung vom Sielan­
schluß- und -benutzungszwang ausge­
sprochen. Über ein Notsiel hat die Be­
hörde die Möglichkeit, in der Anlauf­
phase und bei möglichen Betriebsstö­
rungen das Grauwasser abzuführen.

Die Eigentümer sparen jährlich 
75 m3 Wasser pro Haushalt (Ver- und 
Entsorgung) sowie die Gebühren für 
die städtische Entsorgung des Grau­
wassers. Es fä llt lediglich eine Abwasser­
abgabe für die Einleitung des geklärten 
Grauwassers in ein Fleet an. Die Pflan­
zenkläranlage wird von der Gemein­
schaft der Eigentümer als Abwasserver­
band finanziert und betrieben.

Durch den Einbau der Komposttoi­
letten konnte die üblicherweise erfor­
derliche Pflanzbeetfläche deutlich re­
duziert und die Anlage in unmittelba­
rer Hausnähe installiert werden, ohne
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Geruchsbelästigungen hervorzurufen. 
Da auch die organischen Haushaltsab­
fä lle  in der K om postto ile tte  ve rw erte t 
w erden, ist ein k le inerer M ü llbehä lte r 
ausreichend.

Beispiel: Einfamilienhaus 
in Hamburg-Bergedorf

Das n icht un te rke lle rte  Gebäude lieg t 
an der Elbe und ist an ein bestehendes 
Gewächshaus m it ca. 350 m2 Fläche an­
gebaut. Zur Entsorgung der Abwässer 
w ar zunächst eine Sammelgrube m it 
Zw angsabfuhr vorgeschrieben. Das 
Haus ist m it e iner K om postto ile ttenan ­
lage ausgestattet, deren Behälter im 
Heizungsraum des Erdgeschosses Platz 
fand. Durch die benachbarte Küche 
können die organischen A b fä lle  e inge­
bracht w erden, w ährend sich die Toi­
le tte  im Obergeschoß be findet.

Das Grauwasser aus Küche und Bad 
w ird  durch eine Pflanzenkläranlage, 
die u n m itte lba r am Haus innerha lb  des 
Gewächshauses un tergebracht ist, ge­
re in ig t. Das gere in ig te  Wasser ge langt 
im Anschluß daran in einen m it Gras­
karpfen besetzten Schönungsteich, w o 
es zusammen m it dem Regenwasser des 
Gewächshausdaches fü r  die Bewässe­
rung des Unter-Glas-Gartens verw en­
det w ird . Der Überlauf des Schönungs­
teiches fü h r t in einen außenliegenden 
Teich, der g le ichze itig  das Regenwasser 
vom W ohnhausdach speichert und der 
Bewässerung der G artenflächen im 
Freien d ient.

Die restliche Wassermenge, die 
nach der N utzung zur Gartenbewässe­
rung verb le ib t, ist wegen der großen 
Verdunstungsflächen so gering, daß 
kaum Überlaufwasser in den V o rflu te r 
gelangt. Die Behörde stim m te einer 
E in le itung zu, nachdem die Reinigungs­
w erte  am Ü berlau f der P flanzenkläran­
lage gemessen w urden und diese w e it 
un te r den ge fo rde rten  W erten lagen.

Die Wasserersparnis des 2-Perso- 
nen-Haushalts be träg t durch den Ein­
bau der K om postto ile tte  etwa 36 
m3/Jahr. Eine w e itere  Einsparung e rg ib t 
sich durch die Nutzung des gere in ig ten 
Grauwassers und des Regenwassers fü r  
die Gartenbewässerung. Der hohe A n ­
te il der Verrieselungsflächen kom m t 
der Anreicherung des Grundwassers 
zugute. Mangels Toilettenabwasser 
konnte  die Pflanzenbeetfläche re la tiv 
kle in ausgelegt werden, was zusätzlich 
Kosten sparte.

7. Fazit

1. M it der Einrichtung einer Kom post­
to ile tte  kann im 4-Personen-Haus- 
ha lt bis zu 75 m3 Trinkwasser pro Jahr 
eingespart werden.

2. Die Entsorgung von Toilettenabwäs­
sern oder Fäkalschlamm e n tfä llt. Fä­
kalien müssen daher nicht mehr 
transpo rtie rt werden. Rohrquer­
schnitte fü r  Abwasser- und Kanalisa­
tions le itungen  können kleiner d i­
m ensioniert werden; zentrale K lär­
anlagen werden entlastet.

3. Aus hygienischer Sicht ist Grauwas­
ser le ichter zu reinigen. In fektions­
herde und Geruchsbelästigungen 
w erden dadurch entschärft.

4. Grauwasserkläranlagen können in 
unm itte lba re r Hausnähe ins ta llie rt 
w erden. Das gere in ig te  Wasser kann 
als Brauchwasser im Haus und zur 
Gartenbewässerung w e ite rve rw en­
det werden.

5. Kläranlagen zur Reinigung des 
Grauwassers können kleiner d im en­
s ion ie rtw erden .

6. Die Klärleistung verbessert sich er­
heblich, da u.a. die Nährstoffbela- 
stung durch Stickstoff und Phos­
phate reduziert ist.

7. Die Entsorgung von organischen A b ­
fä llen  e n tfä llt. Das häusliche M ü l­
laufkom m en verringert sich um m in ­

destens 40% . Dies en tlas te t Depo­
nien und e rle ich tert die V erw ertung  
der restlichen A bfa lls to ffe .

8. Für die A llgem e inhe it ve rringe rt sich 
der A u fw and zur Trinkwasserauf­
bere itung, Abwasserreinigung und 
A bfa llbese itigung  um so stärker, je 
konsequenter K om postto ile tten  zur 
A nw endung kommen.

9. Durch die vom Wasser ge trenn te  Be­
hand lung der organischen Stoffe 
tragen  K om postto ile tten  zur Gesun­
dung der Gewässer und des Bodens 
bei. Vom Menschen produz ie rte  
N ährsto ffe  düngen n ich t mehr 
Flüsse und Seen, sondern b le iben als 
w e rtvo lle r P flanzennährsto ff e rha l­
ten. A u f diese Weise bekom m t der 
Boden das zurück, was er fü r  eine 
dauerha fte  F ruchtbarkeit braucht. 
Die Probleme und Ursachen, die

eine gesicherte Trinkwasserversorgung 
in unseren Breiten gefährden, sind 
n ich t a lle in  quan tita tive r A rt. Um die 
Versorgung auch in Z ukun ft zu sichern, 
w ird  es n icht ausreichen, w en iger Was­
ser zu verbrauchen. Es sind vor allem  die 
schwer abbaubaren Stoffe und Schad­
sto ffe , aber auch hygienisch bedenk li­
che Stoffe, die die Q ua litä t des Wassers, 
des Bodens und der Luft bee in träch ti­
gen. H ier b ie te t die K om postto ile tte  in 
Kom bination  m it dezentralen na tu rna ­
hen K lärverfahren einen Lösungsan­
satz, dem in Z ukun ft noch sehr viel 
m ehr Bedeutung zukom m en w ird .

W eite re  In fo rm ationen und techn i­
sche U nterlagen über K om postto ile t­
ten  können beim Verfasser ange fo rde rt 
w erden.

A n sch rift des Verfassers

W olfgang  Berger 
Berger B iotechnik GmbH 
Juliusstraße 27 
22769 Hamburg
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Veröffentlichungen aus der NNA
Mitteilungen aus der NNA*

1. Jahrgang (1990)
Heft 1: Seminarbeiträge zu den Themen

-  Naturnahe Gestaltung von Weg- und Feldrainen
-  Dorfökologie in der Dorferneuerung
-  Beauftragte für Naturschutz in Niedersachsen: 

Anspruch und W irklichkeit
-  Bodenabbau: fachliche und rechtliche Grundlagen 

(Tätigkeitsbericht vom FÖJ 1988/89)
Heft 2: (vergriffen) Beiträge aus dem Seminar

-  Der Landschaftsrahmenplan: Leitbild und Zielkon­
zept, 14./15. März 1989 in Hannover

Heft 3: Seminarbeiträge zu den Themen
-  Landschaftswacht: Aufgaben 7ollzugsprobleme 

und Lösungsansätze
-  Naturschutzpädagogik
Aus der laufenden Forschung an der NNA
-  Belastung der Lüneburger Heide durch manöver­

bedingten Staubeintrag
-  Auftreten und Verteilung von Laufkäfern im 

Pietzmoor und Freyerser Moor
Heft 4: Kunstausstellungskatalog „Integration"
Heft 5: (vergriffen) Helft Nordsee und Ostsee

-  Urlauber-Parlament Schleswig-Holstein -  Bericht über 
die 2. Sitzung am 24725. November in Bonn

2. Jahrgang (1991)
H e fti: Beiträge aus dem Seminar

-  Das Niedersächsische Moorschutzprogramm 
-e ine  Bilanz-23724. Oktober 1990 in Oldenburg

Heft 2: Beiträge aus den Seminaren
-  Obstbäume in der Landschaft
-  Biotopkartierung im besiedelten Bereich
-  Sicherung dörflicher Wildkrautgesellschaften 
Einzelbeiträge zu besonderen Themen
-  Die Hartholzaue und ihr Obstgehölzanteil
-  Der Bauer in der Industriegesellschaft 
Aus der laufenden Projektarbeit an der NNA
-  Das Projekt Streuobstwiese 1988-1990 

Heft 3: Beiträge aus dem Fachgespräch
-  Feststellung, Verfolgung und Verurteilung von 

Vergehen nach MARPOLI, II und V
Beitrag vom 3. Adventskolloquium der NNA
-  Synethie und Alloethie bei Anatiden 
Aus der laufenden Projektarbeit an der NNA
-  Ökologie von Kleingewässern auf militärischen 

Übungsflächen
-  Untersuchungen zur Krankheitsbelastung von 

Möwen aus Norddeutschland
-  Ergebnisse des „Beached Bird Survey"

Heft 4: Beiträge aus den Seminaren
-  Bodenentsiegelung
-  Naturnahe Anlage und Pflege von Grünanlagen
-  Naturschutzgebiete: Kontrolle ihrer Entwicklung 

und Überwachung
Heft 5: Beiträge aus den Seminaren

-  Naturschutz in der Raumplanung
-  Naturschutzpädagogische Angebote und ihre 

Nutzung durch Schulen
-  Extensive Nutztierhaltung
-  Wegraine wiederentdecken
Aus der laufenden Projektarbeit an der NNA
-  Fledermäuse im NSG Lüneburger Heide
-  Untersuchungen von Rehwildpopulationen im 

Bereich der Lüneburger Heide
Heft 6 : Beiträge aus den Seminaren

-  Herbizidverzicht in Städten und Gemeinden 
Erfahrungen und Probleme

-  Renaturierung von Fließgewässern im nord­
deutschen Flachland

-  Der Kreisbeauftragte fü r Naturschutz im Spannungs­
feld von Behörden, Verbänden und Öffentlichkeit

Beitrag vom 3. Adventskolloquium der NNA
-  Die Rolle der Zoologie im Naturschutz 

Heft 7: Beiträge aus dem Fachverwaltungslehrgang
Landespflege für Referendare der Fachrichtung 
Landespflege aus den Bundesländern vom 
1. bis 5.10.1990 in Hannover

3. Jahrgang (1992)
Heft 1: Beiträge aus dem Fachverwaltungslehrgang 

Landespflege (Fortsetzung)
-  Landwirtschaft und Naturschutz
-  Ordnungswidrigkeiten und Straftaten im Naturschutz 

Heft 2: Beiträge aus den Seminaren
-  Allgemeiner Biotopschutz -  Umsetzung des § 37 NNatG
-  Landschaftsplanung der Gemeinden
-  Bauleitplanung und Naturschutz 
Beiträge vom 3. Adventskolloquium der NNA
-  Natur produzieren -e in  neues Produktionsprogramm 

für den Bauern
-  Ornithopoesie
-  Vergleichende Untersuchung der Libellenfauna im 

Oberlauf der Böhme

4. Jahrgang (1993)
H e fti: Beiträge aus den Seminaren

-  Naturnahe Anlage und Pflege von Rasen- und 
Wiesenflächen

-  Zur Situation des Naturschutzes in der Feldmark
-  Die Zukunft des Naturschutzgebiets Lüneburger Heide

Sonderheft
„Einertrage des Anderen Last" 12782 Tage Soltau-Lüneburg- 

Abkommen
Heft 2: Beiträge aus dem Seminar

-  Betreuung von Schutzgebieten u. schutzwürdigen Biotopen
-  Aus der laufenden Projektarbeit an der NNA
-  Tritt- und Ruderalgesellschaften auf Hof Möhr
-  Eulen im Siedlungsgebiet der Lüneburger Heide
-  Bibliographie Säugetierkunde 

Heft 3: Beiträge aus den Seminaren
-  Vollzug der Eingriffsregelung
-  Naturschutz in der Umweltverträglichkeitsprüfung
-  Bauleitplanung und Naturschutz 

Heft 4: Beiträge aus den Seminaren
-  Naturschutz bei Planung, Bau u. Unterhaltung von Straßen
-  Modelle der Kooperation zwischen Naturschutz und 

Landwirtschaft
-  Naturschutz in der Landwirtschaft 

Heft 5: Beiträge aus den Seminaren
-  Naturschutz in der Forstwirtschaft
-  Biologie und Schutz der Fledermäuse im Wald 

Heft 6 : Beiträge aus den Seminaren
-  Positiv- und Erlaubnislisten -  neue Wege im Artenschutz
-  Normen und Naturschutz
-  Standortbestimmung im Naturschutz

Aus der laufenden Projektarbeit an der NNA
-  Die Pflanzenkläranlage der NNA -  Betrieb und Unter­

suchungsergebnisse

5. Jahrgang (1994)
H e fti: Beiträge aus den Seminaren

-  Naturschutz als Aufgabe der Politik
-  Gentechnik und Naturschutz 

Heft 2: Beiträge aus den Seminaren
-  Naturschutzstationen in Niedersachsen
-  Maßnahmen zum Schutz von Hornissen, Hummeln und 

Wespen
-  Aktuelle Themen im Naturschutz und in der Land­

schaftspflege
Heft 3: Beiräge aus den Seminaren

-  Naturschutz am ehemaligen innerdeutschen Grenz­
streifen

-  Militärische Übungsflächen und Naturschutz
-  Naturschutz in einer Zeit des Umbruchs
-  Naturschutz im Baugenehmigungsverfahren 

Heft 4: Beiträge aus den Seminaren
-  Perspektiven und Strategien der Fließgewässer- 

Revitalisierung
-  Die Anwendung von GIS im Naturschutz 
Aus der laufenden Projektarbeit an der NNA
-  Untersuchungen zur Fauna des Bauerngartens 

von Hof Möhr

* Bezug über die NNA; e rfo lg t a u f  Einzelanforderung. A lle  
H efte  w erden gegen eine Schutzgebühr abgegeben (je nach 
U m fang zwischen 5 , -D M  und 15,- D M ).



Veröffentlichungen aus der NNA

NNA-Berichte*

Band 1(1988)
H eft 1: (ve rg riffen)

Der Landschaftsrahm enplan • 75 Seiten 
H e ft 2: M ög lichke iten , Probleme und Aussichten der A usw ilde ­

rung von B irkw ild  (Tetrao te trix ); Schutz und Status der 
R auhfußhühner in Niedersachsen • 60 Seiten

Band 2 (1989)
H eft 1: E u tro ph ie ru n g -d a s  gravierendste Problem im 

Um weltschutz? • 70 Seiten 
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